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Antrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, 
Gudrun Brendel-Fischer, Karl Freller, Kerstin 
Schreyer-Stäblein, Markus Blume, Reinhold Bock-
let, Norbert Dünkel, Dr. Ute Eiling-Hütig, Wolfgang 
Fackler, Petra Guttenberger, Ingrid Heckner, Jür-
gen W. Heike, Hans Herold, Dr. Florian Herrmann, 
Erwin Huber, Dr. Martin Huber, Thomas Huber, Dr. 
Otto Hünnerkopf, Oliver Jörg, Michaela Kaniber, 
Martin Neumeyer, Tobias Reiß, Dr. Franz Rieger, 
Berthold Rüth, Andreas Schalk, Angelika Schorer, 
Tanja Schorer-Dremel, Bernhard Seidenath, Barba-
ra Stamm, Sylvia Stierstorfer, Walter Taubeneder, 
Carolina Trautner, Joachim Unterländer, Prof. Dr. 
Gerhard Waschler, Peter Winter und Fraktion (CSU), 

Markus Rinderspacher, Arif Tasdelen, Angelika Wei-
kert, Georg Rosenthal, Ruth Waldmann, Inge Au-
res, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Hans-Ul-
rich Pfaffmann, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild 
und Fraktion (SPD), 

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer, Thorsten Glauber, Alexander Muth-
mann, Peter Meyer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Joachim 
Hanisch und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Ludwig Hartmann, Margarete Bause, Thomas 
Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gisela 
Sengl, Christine Kamm und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Einsetzung einer Enquete-Kommission im Bayeri-
schen Landtag „Integration in Bayern aktiv gestal-
ten und Richtung geben“  

Der Landtag wolle beschließen:  

I. Zur Untersuchung der Situation von Migrantinnen 
und Migranten in Bayern, der Chancen, Risiken 
und Herausforderungen, die die Integration der 
nach Bayern zugewanderten Menschen mit sich 
bringt, sowie der Grundlagen und Rahmenbedin-
gungen einer erfolgreichen und zukunftsgerichte-
ten Integrations- und Migrationspolitik im Freistaat 
wird eine Enquete-Kommission eingesetzt. 

II. Die Integration der vielen Menschen, die in den 
vergangenen Monaten und Jahren bei uns Zu-
flucht vor Krieg, Vertreibung und Verfolgung ge-
funden haben und die gegenwärtig noch Zuflucht 
suchen, wird nicht nur in Bayern eine der ent-

scheidenden politischen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen der nächsten Jahre sein. Je er-
folgreicher wir diese Herausforderung meistern 
und je besser es uns gelingt, die damit verbunde-
nen Chancen und Potenziale zu nutzen, umso po-
sitiver steht es auch um die Zukunfts- und Wettbe-
werbsfähigkeit unserer gemeinsamen Heimat. 

Bayern war schon immer ein Ort des Zusammen-
lebens von Menschen unterschiedlicher Herkunft, 
Biografie und kultureller Prägung. So kamen in 
der unmittelbaren Nachkriegszeit rund zwei Millio-
nen Vertriebene und Flüchtlinge nach Bayern. 
Zwischen den 1950-er und 1970-er Jahren siedel-
ten sich insgesamt mehr als eine Million soge-
nannter „Gastarbeiter“ in Bayern an. Nach dem Zu-
sammenbruch der UdSSR folgten in den 1990-er 
Jahren mehrere hunderttausend Spätaussiedler 
und über 30.000 jüdische Kontingentflüchtlinge. Im 
selben Zeitraum kamen ungefähr 350.000 Asylbe-
werber und zehntausende Menschen im Rahmen 
des Familiennachzugs nach Bayern. Gerade die in 
der Vergangenheit wie in der Gegenwart vielerorts 
gelebte Vielfalt und die damit verbundene gesell-
schaftliche Dynamik zeichnen das moderne Bay-
ern aus und bieten einen wichtigen Erfahrungshin-
tergrund für die Bewältigung der aktuellen integra-
tionspolitischen Herausforderungen.  

So vielfältig und unterschiedlich wie die Lebenssi-
tuationen und die Herkunftsgeschichten der ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen mit Migrations-
hintergrund sind auch die Lebenslagen, ihre je-
weils spezifischen integrationspolitischen Bedürf-
nisse und die daraus resultierenden politischen 
Handlungserfordernisse. Hinzu kommen ausge-
prägte Unterschiede zwischen städtisch gepräg-
ten Strukturen, insbesondere im Ballungsraum, 
und dem ländlichen Raum. Damit Integration er-
folgreich ist, gilt es, diese unterschiedlichen Aus-
gangssituationen und Lebenslagen zu berücksich-
tigen, ihre Chancen und Potenziale zu erkennen 
und zu nutzen, damit verbundene Probleme zu 
beachten sowie Hemmnissen und Benachteili-
gungen entgegenzuwirken. 

Aufgabe der Enquete-Kommission ist es demge-
mäß, zunächst eine generelle Bestandsaufnahme 
zur Situation der unterschiedlichen Personengrup-
pen mit Migrationshintergrund und Integrationsbe-
darf vorzunehmen (siehe Punkt III), um anschlie-
ßend entlang zentraler Handlungsfelder (Sprache 
und Bildung; Gesellschaftliche und politische Par-
tizipation; Antidiskriminierung und Antirassismus; 
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Wirtschaft und Arbeitsmarkt; Wohnen und Stadt-
entwicklung; Gesundheit und Pflege; Religion und 
Weltanschauung; Gleichstellung; Kultur und Me-
dien; Integrationsbereitschaft, Integrationsrichtung, 
Leitkultur; Kommunales) Chancen, Risiken und 
Herausforderungen (auch finanzieller Art) zu iden-
tifizieren, die deren Integration mit sich bringt (sie-
he Punkt IV). Auf dieser Basis entwickelt die En-
quete-Kommission konkrete Vorschläge für eine 
erfolgreiche und zukunftsgerichtete Integrations- 
und Migrationspolitik in Bayern. In diesem Zu-
sammenhang hat sie insbesondere Konzepte zu 
entwickeln, wie Potenziale erfolgreicher erkannt, 
gefördert und nutzbar gemacht werden können, 
wie Integrationshemmnisse erkannt und abge-
baut, die Integrationsbereitschaft erhöht und der 
Integration Richtung gegeben werden kann. Zu-
dem sind Beispiele gelungener, aber auch nicht 
gelungener Integration herauszuarbeiten, erfolg-
reiche Programme und Initiativen zu benennen 
und die Gründe für ihren Erfolg zu analysieren. 

III. Die generelle Bestandsaufnahme, die die Enque-
te-Kommission zunächst vornimmt, geschieht mit-
hilfe einer Auswertung der Daten des aktuellen 
Mikrozensus sowie anderer verfügbarer Daten der 
Staatsministerien, Landesbehörden und Kommu-
nen durch das Statistische Landesamt. Die Aus-
wertung soll rückschauende Analysen und aktuel-
le Daten ebenso enthalten wie Prognosen über 
die künftige Entwicklung und soll so weit wie mög-
lich Auskunft über die Verteilung soziokultureller 
und sozioökonomischer sowie demografischer 
Merkmale geben, wie etwa Alter, Geschlecht, 
Entwicklung der Einbürgerungsquote, Bildungs-
stand, Erwerbstätigkeit und öffentliche Transfer-
leistungen. Dabei ist insbesondere der unter-
schiedliche Aufenthaltsstatus der Migrantinnen 
und Migranten zu berücksichtigen. Ein besonde-
res Augenmerk ist auch auf die unterschiedlichen 
Sprach- und Bildungsniveaus, Ausbildungsab-
schlüsse und Qualifizierungsgrade der Migrantin-
nen und Migranten als entscheidender Ausgangs-
punkt für jede Art von Integrationsfördermaßnah-
me zu legen. 

Ziel der Bestandsaufnahme ist es, eine erste 
Strukturierung und Ausdifferenzierung des vielfäl-
tigen Themenkomplexes „Integration und Migrati-
on in Bayern“ und insbesondere der unterschiedli-
chen Personengruppen vorzunehmen. Es ist da-
von auszugehen, dass die damit einhergehenden 
Befunde Implikationen für die jeweiligen Integrati-
onsbedarfe bzw. die politischen Lösungsvorschlä-
ge auf den verschiedenen Handlungsfeldern (sie-
he Punkt IV) mit sich bringen. Insbesondere ist 
dabei der Frage nachzugehen, welche Auswir-
kungen die Unterschiedlichkeit der Personen-
gruppen (z.B. einerseits aktuell Geflüchtete und 
andererseits Menschen mit Migrationshintergrund, 

welche bereits seit längerem in Bayern leben, so-
wie Menschen aus unterschiedlichen Kulturkrei-
sen) auf die jeweiligen Handlungsansätze hat. Ins-
besondere ist zu klären ob, und ggf. welche Un-
terschiede bei der Integrationsbereitschaft beste-
hen, die sich aufgrund unterschiedlicher Zukunfts-
erwartungen und Bleibeperspektiven ergeben 
können.  

IV. Auf Basis der in Punkt III skizzierten Bestandsauf-
nahme untersucht die Enquete-Kommission so-
wohl zentrale Handlungsfelder der Integration in 
Bayern wie auch Hemmnisse, die der Integration 
entgegenstehen. Sie geht der Frage nach, wie die 
Integrationsbereitschaft der Migrantinnen und Mig-
ranten erhöht, und der Integration Richtung gege-
ben werden kann.  

Bei allen nachfolgenden Fragestellungen ist zu 
klären, ob unterschiedliche Aufenthaltsstatus, Blei-
beperspektiven und Altersstrukturen unterschied-
liche Integrationsziele und -bedarfe auslösen.  

 

1. Sprache, Erziehung und Bildung 

Ziele: 

Im Bereich Sprache analysiert die Enquete-Kom-
mission die Bedeutung von Spracherwerb und 
Sprachkompetenz für den Integrationsprozess und 
entwickelt Vorschläge zur Verbesserung der 
Sprachförderung, sowohl in Bezug auf den Erwerb 
der deutschen Sprache als auch in Bezug auf die 
Förderung der herkunftssprachlichen Kompetenz 
und der Mehrsprachigkeit. 

In den Bereichen Erziehung und Bildung unter-
sucht sie die bisherigen Strategien und Konzepte 
der Bildungseinrichtungen des Freistaates Bayern 
(Kindertageseinrichtungen, Schulen, Einrichtun-
gen der Erwachsenenbildung, Maßnahmen der Ju-
gendsozialarbeit und Lernorte der außerschuli-
schen Bildung) im Hinblick darauf, ob sie Migran-
tinnen und Migranten die gleichen guten Teilhabe- 
und Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen wie deut-
schen Muttersprachlern. Außerdem analysiert sie, 
wie es den Bildungseinrichtungen gelingen kann, 
die vorhandenen Ressourcen (z.B. kulturelle und 
berufliche Kompetenzen) von Migrantinnen und 
Migranten weiterzuentwickeln. Ferner ist zu klä-
ren, welche Rolle den Bildungseinrichtungen in 
Bezug auf die Wertevermittlung zukommt und 
welche Ressourcen dafür benötigt werden. 

Darüber hinaus untersucht die Enquete-Kommis-
sion ausgehend von den unterschiedlichen 
Sprach- und Bildungsniveaus, Ausbildungsab-
schlüssen und Qualifizierungsgraden der Migran-
tinnen und Migranten, welche Bedarfe an Bil-
dungs- und Qualifizierungsmaßnahmen bestehen 
und welche Faktoren für eine positive Bildungs-
laufbahn ausschlaggebend sind.  
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Leitfragen: 

1. Wie kann eine erfolgreiche Bildungslaufbahn 
gelingen, insbesondere angesichts der Her-
ausforderung des Erlernens der deutschen 
Sprache? 

a) Welche Rolle spielen Spracherwerb und 
Sprachkompetenz für den Integrationspro-
zess? Welche Bedeutung hat die Nutzung 
der deutschen Sprache im privaten, beruf-
lichen und gesellschaftlichen Bereich für 
den Spracherwerb? Wie müssen die Bil-
dungseinrichtungen in Bayern aufgestellt 
sein, um das Erlernen und Beherrschen der 
deutschen Sprache in jeder (Lebens-)Pha-
se zu unterstützen? 

b) Welche Vorbildung und Kenntnisse sind 
bei den unterschiedlichen Gruppen von Mi-
granten vorhanden? Wie ausgeprägt sind 
Bildungsaffinität und Bildungsinteresse der 
Migrantinnen und Migranten? Wie können 
wir diese durch Fördern und Fordern er-
höhen? 

c) Wie versuchen Bildungseinrichtungen, die 
Integration von Menschen mit Migrations-
hintergrund entlang der gesamten Bil-
dungskette zu fördern? Was gelingt bis-
lang gut, wo gibt es Defizite und wie kann 
die Integrationskraft gestärkt werden? 

d) Wie können die vorhandenen Fähigkeiten 
der Migrantinnen und Migranten in den Bil-
dungseinrichtungen in Bayern bestmöglich 
gefördert werden? Welche Fördermaß-
nahmen sind hinsichtlich unterschiedlicher 
Sprach- und Bildungsniveaus, Ausbil-
dungsabschlüsse und Qualifizierungsgra-
de der Migrantinnen und Migranten vor-
dringlich erforderlich? 

e) Wie können die Bildungseinrichtungen in 
Bayern ihren Beitrag zur Wertevermittlung 
optimal gestalten? Wie kann insbesondere 
das Verständnis für unsere Werte- und 
Rechtsordnung vermittelt werden? 

f) Welche Fähigkeiten können den Migran-
tinnen und Migranten, die nur vorüberge-
hend bei uns sind, vermittelt werden, da-
mit sie sich im Heimatland eine neue Exis-
tenz schaffen können?  

 

2. Gesellschaftliche und politische Partizipation  

Ziele: 

Im Bereich der gesellschaftlichen und politischen 
Partizipation ist zu prüfen, wie die Teilhabe von 
Frauen und Männern bzw. Mädchen und Jungen 
mit Migrationshintergrund an politischen und ge-
sellschaftlichen Kommunikations-, Entscheidungs- 
und Gestaltungsprozessen sowie an den vielfälti-

gen Formen bürgerschaftlichen und gesellschaftli-
chen Engagements im Ehrenamt, in Vereinen und 
insbesondere im Sport weiter gefördert werden 
kann. Im Besonderen sind die Beteiligungsange-
bote für Kinder und Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund zu berücksichtigen.  

Zudem soll geprüft werden, welchen Einfluss das 
aktive und passive Wahlrecht sowie die mögliche 
Einbürgerung von Migrantinnen und Migranten auf 
die Integration und die Integrationsbereitschaft 
und Integrationsrichtung haben.  

 

Leitfragen: 

2. Wie kann die Teilhabe von Menschen mit Mig-
rationshintergrund jeden Alters an politischen 
und gesellschaftlichen Kommunikations-, Ent-
scheidungs- und Gestaltungsprozessen (ins-
besondere in Gremien auf Landes- und Kom-
munalebene, die einen Bezug zu Belangen 
der Menschen mit Migrationshintergrund auf-
weisen) sowie an den vielfältigen Formen bür-
gerschaftlichen und gesellschaftlichen Enga-
gements weiter gefördert werden? 

a) Wie können freie Träger und zivilgesell-
schaftliche Initiativen besser gefördert 
werden (z.B. institutionelle Förderung oder 
projektbezogene Förderung)? 

b) Wie gestalten sich insbesondere die Betei-
ligungsangebote für Kinder und Jugendli-
che und wie sind diese zu bewerten? 

c) Was erwarten sich die Migrantinnen und 
Migranten von gesellschaftlicher und poli-
tischer Partizipation? Welche Bedeutung 
messen Migrantinnen und Migranten der 
Teilnahme an Wahlen bei? Welche Be-
deutung hat das Wahlrecht für die Integra-
tionsbereitschaft und Integrationsrichtung? 
Welche Rahmenbedingungen müssten für 
die Teilnahme an Wahlen als zentralem 
Element politischer Partizipation gegeben 
sein (insbesondere auch mit Blick auf jun-
ge Wählerinnen und Wähler bzw. potenzi-
elle Erstwählerinnen und Erstwähler)? 

d) Kann die Aussicht auf Einbürgerung posi-
tive Anreize setzen, um die Integrationsbe-
reitschaft der Migrantinnen und Migranten 
zu erhöhen? 

e) Welche Faktoren tragen in traditionellen 
Einwanderungsländern wie den USA und 
Kanada zu einer hohen Identifikation mit 
dem neuen Heimatland bei und wie lassen 
sich diese Erkenntnisse übertragen? Wel-
che Maßnahmen sind geeignet, die Identi-
fikation der Migrantinnen und Migranten 
mit Bayern bzw. Deutschland und insbe-
sondere mit unseren Werten und Regeln 
zu fördern? 
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f) Welche Aufgaben erwachsen den Kom-
munen aus dem Thema Integration? Wie 
kann das bürgerschaftliche Engagement 
von Migrantinnen und Migranten gefördert 
werden? 

 

3. Antidiskriminierung und Antirassismus  

Ziele: 

Ausgehend von den vielfältigen Aktivitäten gegen 
Diskriminierung und Rassismus soll die Enquete-
Kommission die Wechselwirkung zwischen Dis-
kriminierung und gesellschaftlicher Desintegration 
bzw. Antidiskriminierung und gesellschaftlicher In-
tegration von Menschen mit Migrationshintergrund 
untersuchen und bewerten. Insbesondere soll un-
tersucht werden, ob und wie im eigenen Zustän-
digkeitsbereich des Landes Maßnahmen der Anti-
diskriminierung und Maßnahmen zur Sensibilisie-
rung gegen Rassismus und Diskriminierungen un-
terschiedlichster Art noch weiter gestärkt werden 
können. Ferner soll die Enquete-Kommission den 
Effekt anonymisierter Bewerbungsverfahren un-
tersuchen. 
 

Leitfragen: 

3. Ist die Gleichbehandlung aller gesellschaftli-
chen Gruppen als zentrales politisches Ziel in 
unserer demokratischen Gesellschaft in Bay-
ern gegeben? 

a) Welche Wechselwirkungen bestehen zwi-
schen Diskriminierung und gesellschaftli-
cher Desintegration bzw. zwischen Anti-
diskriminierung und gesellschaftlicher In-
tegration von Menschen mit Migrationshin-
tergrund? 

b) Wie kann die öffentliche Grundhaltung ge-
gen Rassismus und Diskriminierung noch 
weiter gestärkt werden? 

c) Worauf muss bei der Formulierung von 
Normen besonders geachtet werden, um 
Diskriminierung zu vermeiden? 

d) Können anonymisierte Bewerbungsverfah-
ren dazu beitragen, Diskriminierung in der 
Arbeitswelt zu minimieren? 

e) Welche dominierenden Erscheinungsfor-
men bei rassistischen Denk- und Hand-
lungsweisen – auch innerhalb der Grup-
pen von Migranten – gibt es? Wie kann 
diesen rassistischen Denk- und Hand-
lungsweisen mit einer ganzheitlichen poli-
tischen und gesellschaftlichen Strategie 
entgegengewirkt werden? 

f) Ist es sinnvoll, eine Staatszielbestimmung 
gegen Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit, also eine sog. „Anti-Rassismus-Klau-
sel“, in die Bayerische Verfassung mitauf-
zunehmen? 

g) Wie stellt sich aktuell in Bayern die Ge-
fährdungslage durch rassistisch motivierte 
Straftaten dar und wie kann diesen durch 
gesamtgesellschaftliche Konzepte entge-
gengewirkt werden? 

 

4. Wirtschaft und Arbeitsmarkt 

Ziele: 

Im Bereich der Wirtschaft hat die Enquete-Kom-
mission die diesbezügliche Rolle von Menschen 
mit Migrationshintergrund zu analysieren: Dabei 
ist der Beitrag von Migrantinnen und Migranten für 
Innovation und Wachstum in Bayern ebenso zu 
klären wie auftretende Probleme. Auch ihre Be-
deutung für die internationale Wettbewerbsfähig-
keit der bayerischen Wirtschaft ist zu untersuchen, 
genauso wie die Aufnahmefähigkeit des Arbeits-
markts, insbesondere im Hinblick auf unterschied-
liche Qualifizierungsgrade der Migrantinnen und 
Migranten. 

In den Bereichen Ausbildung und Arbeitswelt ist 
die gegenwärtige Situation von Frauen und Män-
nern mit Migrationshintergrund (z.B. Durch-
schnittslöhne, Arbeitslosigkeit, Berufsbilder) zu un-
tersuchen. Darüber hinaus soll eine Bestandsauf-
nahme bereits vorhandener arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen und Programme für Menschen 
mit Migrationshintergrund vorgenommen werden. 
Auch sind Möglichkeiten und Strategien zur Ver-
besserung der Ausbildungssituation junger Men-
schen mit Migrationshintergrund, zur Erweiterung 
ihres Berufswahlspektrums und insgesamt zur 
Steigerung der Erwerbstätigkeit, insbesondere von 
Frauen, zu diskutieren und zu prüfen. Hier soll die 
Enquete-Kommission auch Fragen der Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts Bayern (bspw. Fachkräf-
te), Fragen zur Integration sowie zu den besonde-
ren Herausforderungen in den einzelnen Betrie-
ben erörtern. Zudem hat sie die Problematik der 
Bedeutung und der Anerkennung im Ausland er-
worbener Abschlüsse zu untersuchen sowie Vor-
schläge zur Verbesserung der Anerkennungspra-
xis zu entwickeln.  

 

Leitfragen: 

4. Welche Rolle spielen Menschen mit Migrati-
onshintergrund für die bayerische Wirtschaft 
und sind die Voraussetzungen für ihre erfolg-
reiche Integration in den bayerischen Arbeits-
markt gegeben? 

a) Welchen Beitrag können Frauen und 
Männer mit Migrationshintergrund in der 
Wirtschaft im Hinblick auf Innovation und 
Wachstum leisten? Welche Probleme tre-
ten auf? 
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b) Welche unterschiedlichen Qualifikationsni-
veaus liegen vor? Wie können die unter-
schiedlichen Kompetenzen der Migrantin-
nen und Migranten in den Arbeitsmarkt in-
tegriert werden? Wie aufnahmefähig ist 
der Arbeitsmarkt hinsichtlich vorhandener 
Qualifizierungsprofile? 

c) Welche Möglichkeiten und Strategien hat 
Bayern zur Verbesserung der Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktsituation von Menschen 
mit Migrationshintergrund? Wie können in 
diesem Zusammenhang Arbeitsplatzkon-
kurrenzen zwischen Migrantinnen und Mi-
granten auf der einen und Einheimischen 
auf der anderen Seite vermieden werden? 

d) Wie kann sich Bayern durch die interkultu-
relle Öffnung der Verwaltung auf die zu-
nehmenden Anforderungen einer Einwan-
derungsgesellschaft einstellen? 

e) Kann durch den Zuzug von Menschen mit 
Migrationshintergrund der Fachkräfteman-
gel, vor allem in ländlichen Regionen, mit-
tel- bis langfristig entschärft werden, und 
welche Strategien sind dazu notwendig? 

f) Welche Chancen und Herausforderungen 
ergeben sich für bayerische Unternehmen 
und wie und in welchem Umfang können 
bürokratische Hürden bei der Beschäfti-
gung von Migrantinnen und Migranten ab-
gebaut werden? 

 

5. Wohnen und Stadtentwicklung  

Ziele: 

In den Bereichen Wohnen und Stadtentwicklung 
ist zu prüfen, wie (bspw. mithilfe von Instrumenten 
der Stadt- und Quartiersentwicklung) eine positive 
Zukunftsperspektive im Sinne einer verbesserten 
Integration durch ein lebendiges Wohnumfeld ge-
schaffen und soziokulturelle Segregation, Parallel-
gesellschaften und soziale Brennpunkte vermie-
den werden können. Insbesondere ist dabei zu 
klären, wie es gelingen kann, zügig bezahlbaren 
Wohnraum bereitzustellen, um den entsprechen-
den Bedarfen der unterschiedlichen Bevölke-
rungsgruppen gerecht zu werden, und ob hierzu 
ggf. auch rechtliche Rahmenbedingungen anzu-
passen sind.  

 

Leitfragen: 

5. Wie kann Wohnen als Baustein für erfolgrei-
che Integration wirken? 

a) Wie kann in relativ kurzer Zeit ausreichend 
bezahlbarer Wohnraum in Bayern ge-
schaffen werden? Sind hierfür bspw. auch 
rechtliche Rahmenbedingungen anzupas-
sen? 

b) Wie kann gewährleistet werden, dass sich 
Wohnen nicht nur in der bloßen Unterbrin-
gung von Menschen erschöpft, sondern 
ein lebendiges Miteinander ermöglicht und 
einseitige Bewohnerstrukturen und Segre-
gation vermieden wird? 

c) Was muss hinsichtlich Wohnen und Stadt-
entwicklung bei Integration in städtischen 
Strukturen und im ländlichen Raum beach-
tet werden? Gibt es hier Unterschiede? 

d) Inwiefern hemmen einseitige Bewohner-
strukturen die Integration? Welche Fakto-
ren begünstigen bzw. hemmen die Bildung 
von Parallelgesellschaften? 

 

6. Gesundheit und Pflege  

Ziele: 

In den Bereichen Gesundheit und Pflege hat die 
Enquete-Kommission Rahmenbedingungen und 
Zugangsbarrieren (z.B. Sprachbarrieren, differie-
rende Krankheitskonzepte, soziale Hürden, spezi-
elle Situationen von Menschen mit Traumata, Bar-
rieren für Menschen mit Behinderung) zu prüfen 
und Handlungsansätze bzw. Verbesserungsmög-
lichkeiten herauszuarbeiten.  

 

Leitfragen: 

6. Welche Barrieren bestehen für Menschen mit 
Migrationshintergrund in den Bereichen Ge-
sundheit und Pflege und wie können diese be-
seitigt werden? 

a) Wie gestalten sich die Rahmenbedingun-
gen und Zugangsbarrieren in diesen Be-
reichen? 

b) Wie und in welchem Umfang kann eine 
kultursensible Gesundheitsversorgung und 
Pflege, insbesondere im Alter, gewährleis-
tet werden? 

 

7. Religion und Weltanschauung  

Ziele: 

Im Bereich Religion und Weltanschauung ist die 
Rolle und Bedeutung von Religionen und Weltan-
schauungen sowie von religiösen bzw. religiös ge-
prägten Traditionen und Praktiken für die Integra-
tion zu untersuchen und zu bewerten. Zudem soll 
der interreligiöse Dialog in Bayern im Hinblick auf 
den Umgang mit unterschiedlichen religiösen Tra-
ditionen sowie auf gemeinsame Anstrengungen 
zur Prävention von Radikalisierung untersucht 
werden. Auf dieser Grundlage sind sodann Mög-
lichkeiten der Förderung und Unterstützung des 
interreligiösen Dialogs zu diskutieren. 
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Die Enquete-Kommission untersucht die Möglich-
keiten der Ausweitungen des islamischen Religi-
onsunterrichts unter staatlicher Aufsicht. Des Wei-
teren untersucht die Enquete-Kommission die 
Möglichkeiten und Chancen einer Ausweitung der 
Ausbildung von Imamen an Bayerischen Hoch-
schulen und setzt sich mit den Möglichkeiten und 
potenziellen Folgewirkungen einer Vereinbarung 
bzw. eines Staatsvertrags mit der muslimischen 
Glaubensgemeinschaft in Bayern auseinander. 

 

Leitfragen: 

7. Welchen Stellenwert nehmen unterschiedliche 
Religionen und Weltanschauungen in Bezug 
auf die Gestaltung von Integrationsprozessen 
ein? 

a) Welche Rolle spielen Religion und Welt-
anschauung bzw. religiös geprägte Tradi-
tionen und Praktiken bei der Integration? 

b) Welche Maßnahmen können dazu beitra-
gen, den Migrantinnen und Migranten die 
Trennung von Staat und Religion und die 
bei uns geltenden Grenzen der Religions-
freiheit zu vermitteln? 

c) Wie kann der interreligiöse Dialog in Bay-
ern gefördert werden, auch im Hinblick auf 
gemeinsame Anstrengungen zur Präventi-
on von Radikalisierung? 

d) Welche Möglichkeiten und Chancen bieten 
die Ausweitung des islamischen Religi-
onsunterrichts unter staatlicher Aufsicht an 
bayerischen Schulen bzw. die Überfüh-
rung in ein Regelangebot sowie die Aus-
bildung von Imamen an Bayerischen Hoch-
schulen? Wo liegen die Grenzen? 

e) Welche Möglichkeiten böte eine Vereinba-
rung bzw. ein Staatsvertrag mit den Ver-
bänden der muslimischen Glaubensge-
meinschaft in Bayern um Integration zu 
fördern? Welche Voraussetzungen müss-
ten für eine solche Vereinbarung bzw. ei-
nen Staatsvertrag vorliegen? Welche Fol-
gen hätte eine solche Vereinbarung? Wel-
che Rolle kommt den muslimischen Ver-
bänden und Organisationen (z.B. Tür-
kisch-Islamische Union der Anstalt für Re-
ligion e.V. – DiTiB) zu? 

 

8. Gleichstellung  

Ziele: 

Im Bereich der Gleichstellung setzt sich die En-
quete-Kommission das Ziel, die gegenwärtigen 
Einstellungen, Lebenssituationen und Partizipati-
onsmöglichkeiten von Frauen und Männern, Jun-
gen und Mädchen mit Migrationshintergrund zu 
analysieren, sowohl in Bezug auf die Geschlech-

tergerechtigkeit als auch auf die Gleichstellung 
lesbischer, schwuler, bi- und transsexueller Le-
bensweisen. Dabei berücksichtigt sie insbesonde-
re auch die unterschiedlichen Einstellungen inner-
halb der einzelnen Gruppen von Migranten zur 
Gleichstellung. Was die Geschlechtergerechtigkeit 
betrifft, so ist insbesondere zu prüfen, wie die 
Chancen von Frauen und Mädchen mit Migrati-
onshintergrund auf gleichberechtigte Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben, an Bildung und Arbeit 
auf eigenes Selbstbestimmungsrecht und auf 
Schutz vor Gewalt weiter verbessert werden kön-
nen. Es ist zu fordern, dass der Wert der Gleich-
stellung anerkannt und gelebt wird. Insgesamt ist 
das Thema Gleichstellung auch in Bezug darauf 
zu analysieren, wie Zugewanderte bestehende 
rechtliche Möglichkeiten besser wahrnehmen 
können, ob also bspw. die entsprechenden Infor-
mationsangebote auszubauen bzw. zu verbessern 
sind.  

 

Leitfragen: 

8. Welche Einstellungen, Lebenssituationen und 
Partizipationsmöglichkeiten von Frauen und 
Männern bzw. Mädchen und Jungen mit Mig-
rationshintergrund sind vorhanden? Welche 
Unterschiede sind festzustellen? Wie kann 
Gleichstellung und gleichberechtigte Teilhabe 
akzeptiert und gestärkt werden?  

a) Wie können insbesondere die Teilha-
bechancen von Frauen und Mädchen mit 
Migrationshintergrund verbessert werden? 

b) Wie kann die Toleranz von Zugewander-
ten gegenüber lesbischen, schwulen, bi- 
und transsexuellen Lebensweisen erreicht 
werden? 

c) Wie kann die Gleichstellung von lesbi-
schen, schwulen, bi- und transsexuellen Zu-
gewanderten erreicht werden?  

 

9. Kultur und Medien  

Ziele: 

Im Bereich der Kultur soll insbesondere unter-
sucht werden, wie sich die Akzeptanz von zentra-
len gesellschaftlichen Werten (z.B. Wertekanon 
des Grundgesetzes) einerseits und von unter-
schiedlichen kulturellen Normen bzw. Traditionen 
andererseits zueinander verhalten, das heißt, ob 
und unter welchen Voraussetzungen sie sich be-
reichern oder in einem Spannungsverhältnis zuei-
nanderstehen und welche Konsequenzen dies je-
weils für den Integrationsprozess hat. Zudem sind 
Möglichkeiten der Förderung und Unterstützung 
verschiedener Formen des interkulturellen Dialogs 
bzw. der interkulturellen Vernetzung zu diskutie-
ren. Kulturelle Aktivitäten sollen in diesem Zu-
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sammenhang auch unter dem Aspekt ihres Bei-
trags zur Bewahrung der jeweiligen kulturellen 
Identität und zum Erhalt der kulturellen Vielfalt er-
örtert werden.  

Im Bereich der Medien ist die Rolle und Bedeu-
tung der Medien für den Gesamtkomplex Integra-
tion zu untersuchen und zu bewerten, insbeson-
dere auch unter dem Blickwinkel der Vermittlung 
deutscher Sprache und gesellschaftlicher Werte 
im Rahmen eines pluralistischen Programmange-
bots. 

 

Leitfragen: 

9. Inwieweit können unterschiedliche kulturelle 
Normen und Traditionen im Rahmen einer plu-
ralistischen Gesellschaft bewahrt, gefördert 
und vernetzt werden? 

a) Welche Bedeutung für den Integrations-
prozess hat die Akzeptanz von zentralen 
gesellschaftlichen Werten einerseits und 
von kulturellen Normen und Traditionen 
andererseits? 

b) Welche Rolle spielen die Medien als ver-
mittelnder Akteur insbesondere auch von 
deutscher Sprache und gesellschaftlicher 
Werte inmitten einer pluralistischen Ge-
sellschaft bzw. im Rahmen eines pluralis-
tischen Programmangebots? 

c) Wie können gerade neue Medien für den 
Integrationsprozess nutzbar gemacht wer-
den? 

d) Inwiefern und auf welche Art und Weise 
tragen die Medien zu einem pluralistischen 
Kulturverständnis und damit zur Konstruk-
tion einer Gesellschaft der Moderne bei?  

e) Welchen Beitrag können die Medien leis-
ten, um Integration als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe zu realisieren? 

 

10. Integrationsbereitschaft, Integrationsrichtung, 
Leitkultur  

Ziele: 

Die Enquete-Kommission untersucht, wie die Mig-
rantinnen und Migranten die deutsche Sprache 
und das hiesige Wertesystem kennen und schät-
zen lernen können und welche Bedeutung die Ak-
zeptanz und das Mittragen unserer Rechtsord-
nung und unserer Wertvorstellungen für gelingen-
de Integration haben. 

Insbesondere soll darauf eingegangen werden, 
was der Begriff der Leitkultur bedeutet und um-
fasst und welchen Beitrag er zu einer gelingenden 
Integration leisten kann. 

Leitfragen: 

10. Wie kann die Bereitschaft der Migrantinnen 
und Migranten zur Integration und zur Teilha-
be an unserer Gesellschaft mit unseren Wer-
ten und Regeln erhöht werden? 

a) Was bedeutet in der Integrationspolitik der 
Begriff der Leitkultur? Wie wird dieser de-
finiert? Ist dieser geeignet, Integration zu 
fördern? Wenn ja, wie kann er vermittelt 
werden? 

b) Auf welche gemeinsamen kulturellen Wer-
te und Regeln stützt sich ein gelingendes 
Zusammenleben?  

c) Wie ist mit Traditionen und Werten von 
Migranten für eine gelingende Integration 
umzugehen? Wie kann in einer pluralisti-
schen Gesellschaft das Verhältnis zwi-
schen Anpassungsbereitschaft an die 
Werte und Regeln der Aufnahmegesell-
schaft und die Bewahrung der eigenen 
kulturellen Identität der Migranten in Ein-
klang gebracht werden? 

d) Welche Bedeutung hat die Akzeptanz und 
das Mittragen unserer Rechts- und Wert-
vorstellungen für gelingende Integration? 
Wie kann erreicht werden, dass die bei 
uns gelebten kulturellen Werte und Regeln 
des gelingenden Zusammenlebens ver-
standen, akzeptiert und auch selber gelebt 
werden? Welches Maß an Anpassungsbe-
reitschaft der Migrantinnen und Migranten 
können und müssen wir verlangen?  

e) Welche Mitwirkung der Migrantinnen und 
Migranten ist für gelingende Integration er-
forderlich? Wie kann die Bereitschaft der 
Migrantinnen und Migranten zum Erlernen 
der deutschen Sprache, zur gesellschaftli-
chen Partizipation und zur Eingliederung 
in die hiesige Gesellschaft erhöht werden?  

f) Wie können Anreize dazu beitragen, die 
Integrationsbemühungen der Migrantinnen 
und Migranten zu erhöhen? 

g) Wie können Sanktionen dazu beitragen, 
die Integrationsbemühungen der Migran-
tinnen und Migranten zu erhöhen? 

h) Wie wirken bereits länger hier lebende 
Menschen mit Migrationshintergrund bei 
der Integration von Migrantinnen und Mig-
ranten mit? Wie kann diese Mitwirkung 
noch erhöht werden? 

i) Ist der Begriff der Parallelgesellschaften 
geeignet, Gefahren für Integration zu be-
schreiben? Wie wird ggf. die Existenz von 
Parallelgesellschaften in Bayern einge-
schätzt? Welche Konsequenzen sind dar-
aus zu ziehen bzw. wie können Parallel-
gesellschaften vermieden werden? 
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11. Kommunales 

Ziele: 

Im Bereich Kommunales soll insbesondere unter-
sucht werden, wie die Kommunen sowie örtliche 
Vereins- und Helferstrukturen unterstützt werden 
können. Erfolgreiche Integration findet vorrangig 
auf kommunaler Ebene statt. Dazu ist zu diskutie-
ren, welche Strukturen geschaffen werden kön-
nen, um auch in den Kommunen und in ländlichen 
Gebieten eine wirkungsvolle Integrationsarbeit zu 
ermöglichen und wie entsprechende finanzielle 
Mittel am wirkungsvollsten zur Verfügung gestellt 
werden können. 

 

Leitfragen: 

11. Wie können die bayerischen Kommunen als 
Orte der Integration (personell, organisato-
risch, finanziell und ideell) wirkungsvoll unter-
stützt werden? 

a) Welche empfehlenswerten kreativen Ein-
zellösungen gibt es, damit in jeder Kom-
mune eine erfolgreiche Integrationsarbeit 
geleistet werden kann? 

b) Welche Unterstützung soll und kann für 
ehrenamtliche Helfer geleistet werden? 

c) Wie können regionale und kommunale In-
tegrationskonzepte die Integration in den 
Kommunen koordinieren und fördern? 

d) Durch welche Maßnahmen kann das The-
ma „Integration“ in den bestehenden kom-
munalen Gremien (Kreistag, Stadt-/Ge-
meinderat, Ausschüsse) fest verankert 
werden? 

e) Können neue Einrichtungen wie z.B. Integ-
rationszentren, Integrationsbeiräte, etc. den 
Prozess der Integration besser fördern? 

V. Die Enquete-Kommission wird gebeten, dem Land-
tag bis zum Frühjahr des Jahres 2018 über die Er-
gebnisse zu berichten, diese zu bewerten und et-
waige Konsequenzen für die Bundes- und Lan-
desgesetzgebung sowie die Gesellschaft darzu-
stellen. Sie kann zu einzelnen Fragen Zwischen-
berichte erstatten und zur Unterstützung ihrer Ar-
beit öffentliche Anhörungen mit Sachverständigen 
durchführen. 

VI. Unabhängig von der Arbeit der Enquete-Kommis-
sion bleibt die Staatsregierung aufgefordert, die 
Integration durch konkretes Handeln auch in Zu-
kunft schnell und wirksam zu fördern.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, 
Gudrun Brendel-Fischer u.a. und Fraktion (CSU), 
Markus Rinderspacher, Arif Tasdelen, Angelika Weikert u.a. und 
Fraktion (SPD), 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Ludwig Hartmann, Margarete Bause, Thomas Gehring u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/12431 

Einsetzung einer Enquete-Kommission im Bayerischen Landtag 
„Integration in Bayern aktiv gestalten und Richtung geben“  

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass sich die Enquete-Kommission 
wie folgt zusammensetzt: 

„VII. Festlegung von Mitgliederzahl, Besetzung und Vorsitz der 
Enquete-Kommission 

 
1. Die Enquete-Kommission besteht aus zehn Abgeordneten und 

neun weiteren Mitgliedern, insgesamt also aus 19 Mitgliedern.  
 

Als Mitglieder und stellvertretende Mitglieder werden bestellt: 
 

a) Mitglieder des Landtags 
 

CSU 
 

 

Mitglieder: Stellvertreterinnen / Stellvertreter: 
Markus Blume  Norbert Dünkel 
Thomas Huber  Wolfgang Fackler 
Michaela Kaniber  Andreas Schalk 
Martin Neumeyer  Tanja Schorer-Dremel 
Barbara Stamm  Carolina Trautner 
Josef Zellmeier  Prof. Dr. Gerhard Waschler 

 
SPD 
 

 

Mitglieder: Stellvertreterin / Stellvertreter: 
Arif Tasdelen Georg Rosenthal 
Angelika Weikert Ruth Waldmann 
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FREIE WÄHLER 
 

 

Mitglied: Stellvertreter: 
Dr. Hans Jürgen Fahn Joachim Hanisch  

 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜ-
NEN 
 

 

Mitglied: Stellvertreterin 
Margarete Bause Christine Kamm  

  
In der Enquete-Kommission ist die Stellvertretung bei den 
Mitgliedern des Landtags innerhalb der Vertreter der jeweili-
gen Fraktion unbeschränkt und jederzeit möglich. 

 
b) Weitere Mitglieder  

 
  
Prof. Petra Bendel 
 

Zentralinstitut für Regionenforschung 
Friedrich-Alexander-Universität Erlan-
gen-Nürnberg 
 

Dr. Frank Gesemann 
  

M & S – Migration und Stadtentwicklung 
 

Heinz Grunwald  
 

Regierungspräsident von Niederbayern 
 

Prof. Günther G. Goth  
 

Vorstandsvorsitzender des Bildungs-
werks der Bayerischen Wirtschaft e.V. 
 

Eugen Hain 
 
 

Vorsitzender der Geschäftsführung der 
Agentur für Arbeit Würzburg 
 

Thomas Karmasin 
 

Landrat des Landkreises Fürstenfeld-
bruck 
 

Mitra Sharifi Neystanak Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
der Ausländer-, Migranten- und Integra-
tionsbeiräte Bayerns – AGABY e.V. 
 

Michael Stenger 
 

Vorstandsvorsitzender des Trägerkrei-
ses Junge Flüchtlinge e.V. / SchlaU-
Schule 
 

Prof Dr. Georges Tamer 
 

Inhaber des Lehrstuhls für Orientalische 
Philologie und Islamwissenschaft, 
Friedrich-Alexander-Universität Erlan-
gen-Nürnberg 
 

 
2. Zum Vorsitzenden wird der Abgeordnete Arif Tasdelen, zum 

stellvertretenden Vorsitzenden der Abgeordnete Josef Zellmeier 
bestellt.“ 

Berichterstatter: Josef Zellmeier 
Mitberichterstatter: Angelika Weikert, Florian Streibl, Margarete Bause 
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II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. Weitere Aus-
schüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 55. Sit-
zung am 14. Juli 2016 beraten und e i n s t im m i g  mit der in I. 
enthaltenen Ergänzung zur Zusammensetzung der Enquete-
Kommission Zustimmung empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef 
Zellmeier, Gudrun Brendel-Fischer, Karl Freller, 
Kerstin Schreyer-Stäblein, Markus Blume, Rein-
hold Bocklet, Norbert Dünkel, Dr. Ute Eiling-Hütig, 
Wolfgang Fackler, Petra Guttenberger, Ingrid Heck-
ner, Jürgen W. Heike, Hans Herold, Dr. Florian Herr-
mann, Erwin Huber, Dr. Martin Huber, Thomas Hu-
ber, Dr. Otto Hünnerkopf, Oliver Jörg, Michaela Ka-
niber, Martin Neumeyer, Tobias Reiß, Dr. Franz 
Rieger, Berthold Rüth, Andreas Schalk, Angelika 
Schorer, Tanja Schorer-Dremel, Bernhard Seide-
nath, Barbara Stamm, Sylvia Stierstorfer, Walter 
Taubeneder, Carolina Trautner, Joachim Unterlän-
der, Prof. Dr. Gerhard Waschler, Peter Winter und 
Fraktion (CSU), 

Markus Rinderspacher, Arif Tasdelen, Angelika Wei-
kert, Georg Rosenthal, Ruth Waldmann, Inge Au-
res, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Hans-Ul-
rich Pfaffmann, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild 
und Fraktion (SPD), 

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer, Thorsten Glauber, Alexander Muth-
mann, Peter Meyer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Joachim 
Hanisch und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Ludwig Hartmann, Margarete Bause, Thomas 
Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gisela 
Sengl, Christine Kamm und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/12431, 17/12567 

Einsetzung einer Enquete-Kommission im Bayeri-
schen Landtag „Integration in Bayern aktiv gestal-
ten und Richtung geben“  

I. Zur Untersuchung der Situation von Migrantinnen 
und Migranten in Bayern, der Chancen, Risiken 
und Herausforderungen, die die Integration der 
nach Bayern zugewanderten Menschen mit sich 
bringt, sowie der Grundlagen und Rahmenbedin-
gungen einer erfolgreichen und zukunftsgerichte-
ten Integrations- und Migrationspolitik im Freistaat 
wird eine Enquete-Kommission eingesetzt. 

II. Die Integration der vielen Menschen, die in den 
vergangenen Monaten und Jahren bei uns Zu-
flucht vor Krieg, Vertreibung und Verfolgung ge-
funden haben und die gegenwärtig noch Zuflucht 
suchen, wird nicht nur in Bayern eine der ent-
scheidenden politischen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen der nächsten Jahre sein. Je er-
folgreicher wir diese Herausforderung meistern 
und je besser es uns gelingt, die damit verbunde-
nen Chancen und Potenziale zu nutzen, umso po-
sitiver steht es auch um die Zukunfts- und Wettbe-
werbsfähigkeit unserer gemeinsamen Heimat. 

Bayern war schon immer ein Ort des Zusammen-
lebens von Menschen unterschiedlicher Herkunft, 
Biografie und kultureller Prägung. So kamen in 
der unmittelbaren Nachkriegszeit rund zwei Millio-
nen Vertriebene und Flüchtlinge nach Bayern. 
Zwischen den 1950er- und 1970er-Jahren siedel-
ten sich insgesamt mehr als eine Million soge-
nannter „Gastarbeiter“ in Bayern an. Nach dem Zu-
sammenbruch der UdSSR folgten in den 1990er-
Jahren mehrere hunderttausend Spätaussiedler 
und über 30.000 jüdische Kontingentflüchtlinge. Im 
selben Zeitraum kamen ungefähr 350.000 Asylbe-
werber und zehntausende Menschen im Rahmen 
des Familiennachzugs nach Bayern. Gerade die in 
der Vergangenheit wie in der Gegenwart vielerorts 
gelebte Vielfalt und die damit verbundene gesell-
schaftliche Dynamik zeichnen das moderne Bay-
ern aus und bieten einen wichtigen Erfahrungshin-
tergrund für die Bewältigung der aktuellen integra-
tionspolitischen Herausforderungen.  

So vielfältig und unterschiedlich wie die Lebenssi-
tuationen und die Herkunftsgeschichten der ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen mit Migrations-
hintergrund sind auch die Lebenslagen, ihre je-
weils spezifischen integrationspolitischen Bedürf-
nisse und die daraus resultierenden politischen 
Handlungserfordernisse. Hinzu kommen ausge-
prägte Unterschiede zwischen städtisch gepräg-
ten Strukturen, insbesondere im Ballungsraum, 
und dem ländlichen Raum. Damit Integration er-
folgreich ist, gilt es, diese unterschiedlichen Aus-
gangssituationen und Lebenslagen zu berücksich-
tigen, ihre Chancen und Potenziale zu erkennen 
und zu nutzen, damit verbundene Probleme zu 
beachten sowie Hemmnissen und Benachteili-
gungen entgegenzuwirken. 

Aufgabe der Enquete-Kommission ist es demge-
mäß, zunächst eine generelle Bestandsaufnahme 
zur Situation der unterschiedlichen Personengrup-
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pen mit Migrationshintergrund und Integrationsbe-
darf vorzunehmen (siehe Punkt III), um anschlie-
ßend entlang zentraler Handlungsfelder (Sprache 
und Bildung; Gesellschaftliche und politische Par-
tizipation; Antidiskriminierung und Antirassismus; 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt; Wohnen und Stadt-
entwicklung; Gesundheit und Pflege; Religion und 
Weltanschauung; Gleichstellung; Kultur und Me-
dien; Integrationsbereitschaft, Integrationsrichtung, 
Leitkultur; Kommunales) Chancen, Risiken und 
Herausforderungen (auch finanzieller Art) zu iden-
tifizieren, die deren Integration mit sich bringt (sie-
he Punkt IV). Auf dieser Basis entwickelt die En-
quete-Kommission konkrete Vorschläge für eine 
erfolgreiche und zukunftsgerichtete Integrations- 
und Migrationspolitik in Bayern. In diesem Zu-
sammenhang hat sie insbesondere Konzepte zu 
entwickeln, wie Potenziale erfolgreicher erkannt, 
gefördert und nutzbar gemacht werden können, 
wie Integrationshemmnisse erkannt und abge-
baut, die Integrationsbereitschaft erhöht und der 
Integration Richtung gegeben werden kann. Zu-
dem sind Beispiele gelungener, aber auch nicht 
gelungener Integration herauszuarbeiten, erfolg-
reiche Programme und Initiativen zu benennen 
und die Gründe für ihren Erfolg zu analysieren. 

III. Die generelle Bestandsaufnahme, die die Enque-
te-Kommission zunächst vornimmt, geschieht mit-
hilfe einer Auswertung der Daten des aktuellen 
Mikrozensus sowie anderer verfügbarer Daten der 
Staatsministerien, Landesbehörden und Kommu-
nen durch das Statistische Landesamt. Die Aus-
wertung soll rückschauende Analysen und aktuel-
le Daten ebenso enthalten wie Prognosen über 
die künftige Entwicklung und soll so weit wie mög-
lich Auskunft über die Verteilung soziokultureller 
und sozioökonomischer sowie demografischer 
Merkmale geben, wie etwa Alter, Geschlecht, 
Entwicklung der Einbürgerungsquote, Bildungs-
stand, Erwerbstätigkeit und öffentliche Transfer-
leistungen. Dabei ist insbesondere der unter-
schiedliche Aufenthaltsstatus der Migrantinnen 
und Migranten zu berücksichtigen. Ein besonde-
res Augenmerk ist auch auf die unterschiedlichen 
Sprach- und Bildungsniveaus, Ausbildungsab-
schlüsse und Qualifizierungsgrade der Migrantin-
nen und Migranten als entscheidender Ausgangs-
punkt für jede Art von Integrationsfördermaßnah-
me zu legen. 

Ziel der Bestandsaufnahme ist es, eine erste 
Strukturierung und Ausdifferenzierung des vielfäl-
tigen Themenkomplexes „Integration und Migrati-
on in Bayern“ und insbesondere der unterschiedli-
chen Personengruppen vorzunehmen. Es ist da-
von auszugehen, dass die damit einhergehenden 
Befunde Implikationen für die jeweiligen Integrati-
onsbedarfe bzw. die politischen Lösungsvorschlä-
ge auf den verschiedenen Handlungsfeldern (sie-

he Punkt IV) mit sich bringen. Insbesondere ist 
dabei der Frage nachzugehen, welche Auswir-
kungen die Unterschiedlichkeit der Personengrup-
pen (z.B. einerseits aktuell Geflüchtete und ande-
rerseits Menschen mit Migrationshintergrund, wel-
che bereits seit längerem in Bayern leben, sowie 
Menschen aus unterschiedlichen Kulturkreisen) 
auf die jeweiligen Handlungsansätze hat. Ins-
besondere ist zu klären ob, und ggf. welche Un-
terschiede bei der Integrationsbereitschaft beste-
hen, die sich aufgrund unterschiedlicher Zukunfts-
erwartungen und Bleibeperspektiven ergeben kön-
nen.  

IV. Auf Basis der in Punkt III skizzierten Bestandsauf-
nahme untersucht die Enquete-Kommission so-
wohl zentrale Handlungsfelder der Integration in 
Bayern wie auch Hemmnisse, die der Integration 
entgegenstehen. Sie geht der Frage nach, wie die 
Integrationsbereitschaft der Migrantinnen und Mig-
ranten erhöht, und der Integration Richtung gege-
ben werden kann.  

Bei allen nachfolgenden Fragestellungen ist zu 
klären, ob unterschiedliche Aufenthaltsstatus, Blei-
beperspektiven und Altersstrukturen unterschied-
liche Integrationsziele und -bedarfe auslösen.  

 

1. Sprache, Erziehung und Bildung 

Ziele: 

Im Bereich Sprache analysiert die Enquete-Kom-
mission die Bedeutung von Spracherwerb und 
Sprachkompetenz für den Integrationsprozess und 
entwickelt Vorschläge zur Verbesserung der 
Sprachförderung, sowohl in Bezug auf den Erwerb 
der deutschen Sprache als auch in Bezug auf die 
Förderung der herkunftssprachlichen Kompetenz 
und der Mehrsprachigkeit. 

In den Bereichen Erziehung und Bildung unter-
sucht sie die bisherigen Strategien und Konzepte 
der Bildungseinrichtungen des Freistaates Bayern 
(Kindertageseinrichtungen, Schulen, Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung, Maßnahmen der Jugend-
sozialarbeit und Lernorte der außerschulischen 
Bildung) im Hinblick darauf, ob sie Migrantinnen 
und Migranten die gleichen guten Teilhabe- und 
Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen wie deut-
schen Muttersprachlern. Außerdem analysiert sie, 
wie es den Bildungseinrichtungen gelingen kann, 
die vorhandenen Ressourcen (z.B. kulturelle und 
berufliche Kompetenzen) von Migrantinnen und 
Migranten weiterzuentwickeln. Ferner ist zu klä-
ren, welche Rolle den Bildungseinrichtungen in 
Bezug auf die Wertevermittlung zukommt und 
welche Ressourcen dafür benötigt werden. 

Darüber hinaus untersucht die Enquete-Kommis-
sion ausgehend von den unterschiedlichen Sprach- 
und Bildungsniveaus, Ausbildungsabschlüssen und 
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Qualifizierungsgraden der Migrantinnen und Mig-
ranten, welche Bedarfe an Bildungs- und Qualifi-
zierungsmaßnahmen bestehen und welche Fakto-
ren für eine positive Bildungslaufbahn ausschlag-
gebend sind.  

 

Leitfragen: 

1. Wie kann eine erfolgreiche Bildungslaufbahn 
gelingen, insbesondere angesichts der Her-
ausforderung des Erlernens der deutschen 
Sprache? 

a) Welche Rolle spielen Spracherwerb und 
Sprachkompetenz für den Integrationspro-
zess? Welche Bedeutung hat die Nutzung 
der deutschen Sprache im privaten, beruf-
lichen und gesellschaftlichen Bereich für 
den Spracherwerb? Wie müssen die Bil-
dungseinrichtungen in Bayern aufgestellt 
sein, um das Erlernen und Beherrschen der 
deutschen Sprache in jeder (Lebens-)Pha-
se zu unterstützen? 

b) Welche Vorbildung und Kenntnisse sind 
bei den unterschiedlichen Gruppen von Mi-
granten vorhanden? Wie ausgeprägt sind 
Bildungsaffinität und Bildungsinteresse der 
Migrantinnen und Migranten? Wie können 
wir diese durch Fördern und Fordern er-
höhen? 

c) Wie versuchen Bildungseinrichtungen, die 
Integration von Menschen mit Migrations-
hintergrund entlang der gesamten Bil-
dungskette zu fördern? Was gelingt bis-
lang gut, wo gibt es Defizite und wie kann 
die Integrationskraft gestärkt werden? 

d) Wie können die vorhandenen Fähigkeiten 
der Migrantinnen und Migranten in den Bil-
dungseinrichtungen in Bayern bestmöglich 
gefördert werden? Welche Fördermaß-
nahmen sind hinsichtlich unterschiedlicher 
Sprach- und Bildungsniveaus, Ausbil-
dungsabschlüsse und Qualifizierungsgra-
de der Migrantinnen und Migranten vor-
dringlich erforderlich? 

e) Wie können die Bildungseinrichtungen in 
Bayern ihren Beitrag zur Wertevermittlung 
optimal gestalten? Wie kann insbesondere 
das Verständnis für unsere Werte- und 
Rechtsordnung vermittelt werden? 

f) Welche Fähigkeiten können den Migran-
tinnen und Migranten, die nur vorüberge-
hend bei uns sind, vermittelt werden, da-
mit sie sich im Heimatland eine neue Exis-
tenz schaffen können?  

 

2. Gesellschaftliche und politische Partizipation  

Ziele: 

Im Bereich der gesellschaftlichen und politischen 
Partizipation ist zu prüfen, wie die Teilhabe von 
Frauen und Männern bzw. Mädchen und Jungen 
mit Migrationshintergrund an politischen und ge-
sellschaftlichen Kommunikations-, Entscheidungs- 
und Gestaltungsprozessen sowie an den vielfälti-
gen Formen bürgerschaftlichen und gesellschaftli-
chen Engagements im Ehrenamt, in Vereinen und 
insbesondere im Sport weiter gefördert werden 
kann. Im Besonderen sind die Beteiligungsange-
bote für Kinder und Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund zu berücksichtigen.  

Zudem soll geprüft werden, welchen Einfluss das 
aktive und passive Wahlrecht sowie die mögliche 
Einbürgerung von Migrantinnen und Migranten auf 
die Integration und die Integrationsbereitschaft 
und Integrationsrichtung haben.  

 

Leitfragen: 

2. Wie kann die Teilhabe von Menschen mit Mig-
rationshintergrund jeden Alters an politischen 
und gesellschaftlichen Kommunikations-, Ent-
scheidungs- und Gestaltungsprozessen (ins-
besondere in Gremien auf Landes- und Kom-
munalebene, die einen Bezug zu Belangen 
der Menschen mit Migrationshintergrund auf-
weisen) sowie an den vielfältigen Formen bür-
gerschaftlichen und gesellschaftlichen Enga-
gements weiter gefördert werden? 

a) Wie können freie Träger und zivilgesell-
schaftliche Initiativen besser gefördert 
werden (z.B. institutionelle Förderung oder 
projektbezogene Förderung)? 

b) Wie gestalten sich insbesondere die Betei-
ligungsangebote für Kinder und Jugendli-
che und wie sind diese zu bewerten? 

c) Was erwarten sich die Migrantinnen und 
Migranten von gesellschaftlicher und poli-
tischer Partizipation? Welche Bedeutung 
messen Migrantinnen und Migranten der 
Teilnahme an Wahlen bei? Welche Be-
deutung hat das Wahlrecht für die Integra-
tionsbereitschaft und Integrationsrichtung? 
Welche Rahmenbedingungen müssten für 
die Teilnahme an Wahlen als zentralem 
Element politischer Partizipation gegeben 
sein (insbesondere auch mit Blick auf jun-
ge Wählerinnen und Wähler bzw. potenzi-
elle Erstwählerinnen und Erstwähler)? 

d) Kann die Aussicht auf Einbürgerung posi-
tive Anreize setzen, um die Integrationsbe-
reitschaft der Migrantinnen und Migranten 
zu erhöhen? 
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e) Welche Faktoren tragen in traditionellen 
Einwanderungsländern wie den USA und 
Kanada zu einer hohen Identifikation mit 
dem neuen Heimatland bei und wie lassen 
sich diese Erkenntnisse übertragen? Wel-
che Maßnahmen sind geeignet, die Identi-
fikation der Migrantinnen und Migranten 
mit Bayern bzw. Deutschland und insbe-
sondere mit unseren Werten und Regeln 
zu fördern? 

f) Welche Aufgaben erwachsen den Kom-
munen aus dem Thema Integration? Wie 
kann das bürgerschaftliche Engagement 
von Migrantinnen und Migranten gefördert 
werden? 

 

3. Antidiskriminierung und Antirassismus  

Ziele: 

Ausgehend von den vielfältigen Aktivitäten gegen 
Diskriminierung und Rassismus soll die Enquete-
Kommission die Wechselwirkung zwischen Dis-
kriminierung und gesellschaftlicher Desintegration 
bzw. Antidiskriminierung und gesellschaftlicher In-
tegration von Menschen mit Migrationshintergrund 
untersuchen und bewerten. Insbesondere soll un-
tersucht werden, ob und wie im eigenen Zustän-
digkeitsbereich des Landes Maßnahmen der Anti-
diskriminierung und Maßnahmen zur Sensibilisie-
rung gegen Rassismus und Diskriminierungen un-
terschiedlichster Art noch weiter gestärkt werden 
können. Ferner soll die Enquete-Kommission den 
Effekt anonymisierter Bewerbungsverfahren un-
tersuchen. 
 

Leitfragen: 

3. Ist die Gleichbehandlung aller gesellschaftli-
chen Gruppen als zentrales politisches Ziel in 
unserer demokratischen Gesellschaft in Bay-
ern gegeben? 

a) Welche Wechselwirkungen bestehen zwi-
schen Diskriminierung und gesellschaftli-
cher Desintegration bzw. zwischen Anti-
diskriminierung und gesellschaftlicher In-
tegration von Menschen mit Migrationshin-
tergrund? 

b) Wie kann die öffentliche Grundhaltung ge-
gen Rassismus und Diskriminierung noch 
weiter gestärkt werden? 

c) Worauf muss bei der Formulierung von 
Normen besonders geachtet werden, um 
Diskriminierung zu vermeiden? 

d) Können anonymisierte Bewerbungsverfah-
ren dazu beitragen, Diskriminierung in der 
Arbeitswelt zu minimieren? 

e) Welche dominierenden Erscheinungsfor-
men bei rassistischen Denk- und Hand-
lungsweisen – auch innerhalb der Grup-
pen von Migranten – gibt es? Wie kann 
diesen rassistischen Denk- und Hand-
lungsweisen mit einer ganzheitlichen poli-
tischen und gesellschaftlichen Strategie 
entgegengewirkt werden? 

f) Ist es sinnvoll, eine Staatszielbestimmung 
gegen Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit, also eine sog. „Anti-Rassismus-Klau-
sel“, in die Bayerische Verfassung mitauf-
zunehmen? 

g) Wie stellt sich aktuell in Bayern die Ge-
fährdungslage durch rassistisch motivierte 
Straftaten dar und wie kann diesen durch 
gesamtgesellschaftliche Konzepte entge-
gengewirkt werden? 

 

4. Wirtschaft und Arbeitsmarkt 

Ziele: 

Im Bereich der Wirtschaft hat die Enquete-Kom-
mission die diesbezügliche Rolle von Menschen 
mit Migrationshintergrund zu analysieren: Dabei 
ist der Beitrag von Migrantinnen und Migranten für 
Innovation und Wachstum in Bayern ebenso zu 
klären wie auftretende Probleme. Auch ihre Be-
deutung für die internationale Wettbewerbsfähig-
keit der bayerischen Wirtschaft ist zu untersuchen, 
genauso wie die Aufnahmefähigkeit des Arbeits-
markts, insbesondere im Hinblick auf unterschied-
liche Qualifizierungsgrade der Migrantinnen und 
Migranten. 

In den Bereichen Ausbildung und Arbeitswelt ist 
die gegenwärtige Situation von Frauen und Män-
nern mit Migrationshintergrund (z.B. Durch-
schnittslöhne, Arbeitslosigkeit, Berufsbilder) zu un-
tersuchen. Darüber hinaus soll eine Bestandsauf-
nahme bereits vorhandener arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen und Programme für Menschen 
mit Migrationshintergrund vorgenommen werden. 
Auch sind Möglichkeiten und Strategien zur Ver-
besserung der Ausbildungssituation junger Men-
schen mit Migrationshintergrund, zur Erweiterung 
ihres Berufswahlspektrums und insgesamt zur 
Steigerung der Erwerbstätigkeit, insbesondere von 
Frauen, zu diskutieren und zu prüfen. Hier soll die 
Enquete-Kommission auch Fragen der Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts Bayern (bspw. Fachkräf-
te), Fragen zur Integration sowie zu den besonde-
ren Herausforderungen in den einzelnen Betrie-
ben erörtern. Zudem hat sie die Problematik der 
Bedeutung und der Anerkennung im Ausland er-
worbener Abschlüsse zu untersuchen sowie Vor-
schläge zur Verbesserung der Anerkennungspra-
xis zu entwickeln.  
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Leitfragen: 

4. Welche Rolle spielen Menschen mit Migrati-
onshintergrund für die bayerische Wirtschaft 
und sind die Voraussetzungen für ihre erfolg-
reiche Integration in den bayerischen Arbeits-
markt gegeben? 

a) Welchen Beitrag können Frauen und 
Männer mit Migrationshintergrund in der 
Wirtschaft im Hinblick auf Innovation und 
Wachstum leisten? Welche Probleme tre-
ten auf? 

b) Welche unterschiedlichen Qualifikationsni-
veaus liegen vor? Wie können die unter-
schiedlichen Kompetenzen der Migrantin-
nen und Migranten in den Arbeitsmarkt in-
tegriert werden? Wie aufnahmefähig ist 
der Arbeitsmarkt hinsichtlich vorhandener 
Qualifizierungsprofile? 

c) Welche Möglichkeiten und Strategien hat 
Bayern zur Verbesserung der Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktsituation von Menschen 
mit Migrationshintergrund? Wie können in 
diesem Zusammenhang Arbeitsplatzkon-
kurrenzen zwischen Migrantinnen und Mi-
granten auf der einen und Einheimischen 
auf der anderen Seite vermieden werden? 

d) Wie kann sich Bayern durch die interkultu-
relle Öffnung der Verwaltung auf die zu-
nehmenden Anforderungen einer Einwan-
derungsgesellschaft einstellen? 

e) Kann durch den Zuzug von Menschen mit 
Migrationshintergrund der Fachkräfteman-
gel, vor allem in ländlichen Regionen, mit-
tel- bis langfristig entschärft werden, und 
welche Strategien sind dazu notwendig? 

f) Welche Chancen und Herausforderungen 
ergeben sich für bayerische Unternehmen 
und wie und in welchem Umfang können 
bürokratische Hürden bei der Beschäfti-
gung von Migrantinnen und Migranten ab-
gebaut werden? 

5. Wohnen und Stadtentwicklung  

Ziele: 

In den Bereichen Wohnen und Stadtentwicklung 
ist zu prüfen, wie (bspw. mithilfe von Instrumenten 
der Stadt- und Quartiersentwicklung) eine positive 
Zukunftsperspektive im Sinne einer verbesserten 
Integration durch ein lebendiges Wohnumfeld ge-
schaffen und soziokulturelle Segregation, Parallel-
gesellschaften und soziale Brennpunkte vermie-
den werden können. Insbesondere ist dabei zu 
klären, wie es gelingen kann, zügig bezahlbaren 
Wohnraum bereitzustellen, um den entsprechen-
den Bedarfen der unterschiedlichen Bevölke-
rungsgruppen gerecht zu werden, und ob hierzu 
ggf. auch rechtliche Rahmenbedingungen anzu-
passen sind.  

Leitfragen: 

5. Wie kann Wohnen als Baustein für erfolgrei-
che Integration wirken? 

a) Wie kann in relativ kurzer Zeit ausreichend 
bezahlbarer Wohnraum in Bayern ge-
schaffen werden? Sind hierfür bspw. auch 
rechtliche Rahmenbedingungen anzupas-
sen? 

b) Wie kann gewährleistet werden, dass sich 
Wohnen nicht nur in der bloßen Unterbrin-
gung von Menschen erschöpft, sondern 
ein lebendiges Miteinander ermöglicht und 
einseitige Bewohnerstrukturen und Segre-
gation vermieden wird? 

c) Was muss hinsichtlich Wohnen und Stadt-
entwicklung bei Integration in städtischen 
Strukturen und im ländlichen Raum beach-
tet werden? Gibt es hier Unterschiede? 

d) Inwiefern hemmen einseitige Bewohner-
strukturen die Integration? Welche Fakto-
ren begünstigen bzw. hemmen die Bildung 
von Parallelgesellschaften? 

 

6. Gesundheit und Pflege  

Ziele: 

In den Bereichen Gesundheit und Pflege hat die 
Enquete-Kommission Rahmenbedingungen und 
Zugangsbarrieren (z.B. Sprachbarrieren, differie-
rende Krankheitskonzepte, soziale Hürden, spezi-
elle Situationen von Menschen mit Traumata, Bar-
rieren für Menschen mit Behinderung) zu prüfen 
und Handlungsansätze bzw. Verbesserungsmög-
lichkeiten herauszuarbeiten.  

 

Leitfragen: 

6. Welche Barrieren bestehen für Menschen mit 
Migrationshintergrund in den Bereichen Ge-
sundheit und Pflege und wie können diese be-
seitigt werden? 

a) Wie gestalten sich die Rahmenbedingun-
gen und Zugangsbarrieren in diesen Be-
reichen? 

b) Wie und in welchem Umfang kann eine 
kultursensible Gesundheitsversorgung und 
Pflege, insbesondere im Alter, gewährleis-
tet werden? 

 

7. Religion und Weltanschauung  

Ziele: 

Im Bereich Religion und Weltanschauung ist die 
Rolle und Bedeutung von Religionen und Weltan-
schauungen sowie von religiösen bzw. religiös ge-
prägten Traditionen und Praktiken für die Integra-
tion zu untersuchen und zu bewerten. Zudem soll 
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der interreligiöse Dialog in Bayern im Hinblick auf 
den Umgang mit unterschiedlichen religiösen Tra-
ditionen sowie auf gemeinsame Anstrengungen 
zur Prävention von Radikalisierung untersucht 
werden. Auf dieser Grundlage sind sodann Mög-
lichkeiten der Förderung und Unterstützung des 
interreligiösen Dialogs zu diskutieren. 

Die Enquete-Kommission untersucht die Möglich-
keiten der Ausweitungen des islamischen Religi-
onsunterrichts unter staatlicher Aufsicht. Des Wei-
teren untersucht die Enquete-Kommission die 
Möglichkeiten und Chancen einer Ausweitung der 
Ausbildung von Imamen an bayerischen Hoch-
schulen und setzt sich mit den Möglichkeiten und 
potenziellen Folgewirkungen einer Vereinbarung 
bzw. eines Staatsvertrags mit der muslimischen 
Glaubensgemeinschaft in Bayern auseinander. 

 

Leitfragen: 

7. Welchen Stellenwert nehmen unterschiedliche 
Religionen und Weltanschauungen in Bezug 
auf die Gestaltung von Integrationsprozessen 
ein? 

a) Welche Rolle spielen Religion und Welt-
anschauung bzw. religiös geprägte Tradi-
tionen und Praktiken bei der Integration? 

b) Welche Maßnahmen können dazu beitra-
gen, den Migrantinnen und Migranten die 
Trennung von Staat und Religion und die 
bei uns geltenden Grenzen der Religions-
freiheit zu vermitteln? 

c) Wie kann der interreligiöse Dialog in Bay-
ern gefördert werden, auch im Hinblick auf 
gemeinsame Anstrengungen zur Präventi-
on von Radikalisierung? 

d) Welche Möglichkeiten und Chancen bieten 
die Ausweitung des islamischen Religi-
onsunterrichts unter staatlicher Aufsicht an 
bayerischen Schulen bzw. die Überfüh-
rung in ein Regelangebot sowie die Aus-
bildung von Imamen an bayerischen Hoch-
schulen? Wo liegen die Grenzen? 

e) Welche Möglichkeiten böte eine Vereinba-
rung bzw. ein Staatsvertrag mit den Ver-
bänden der muslimischen Glaubensge-
meinschaft in Bayern um Integration zu 
fördern? Welche Voraussetzungen müss-
ten für eine solche Vereinbarung bzw. ei-
nen Staatsvertrag vorliegen? Welche Fol-
gen hätte eine solche Vereinbarung? Wel-
che Rolle kommt den muslimischen Ver-
bänden und Organisationen (z.B. Tür-
kisch-Islamische Union der Anstalt für Re-
ligion e.V. – DiTiB) zu? 

8. Gleichstellung  

Ziele: 

Im Bereich der Gleichstellung setzt sich die En-
quete-Kommission das Ziel, die gegenwärtigen 
Einstellungen, Lebenssituationen und Partizipati-
onsmöglichkeiten von Frauen und Männern, Jun-
gen und Mädchen mit Migrationshintergrund zu 
analysieren, sowohl in Bezug auf die Geschlech-
tergerechtigkeit als auch auf die Gleichstellung 
lesbischer, schwuler, bi- und transsexueller Le-
bensweisen. Dabei berücksichtigt sie insbesonde-
re auch die unterschiedlichen Einstellungen inner-
halb der einzelnen Gruppen von Migranten zur 
Gleichstellung. Was die Geschlechtergerechtigkeit 
betrifft, so ist insbesondere zu prüfen, wie die 
Chancen von Frauen und Mädchen mit Migrati-
onshintergrund auf gleichberechtigte Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben, an Bildung und Arbeit 
auf eigenes Selbstbestimmungsrecht und auf 
Schutz vor Gewalt weiter verbessert werden kön-
nen. Es ist zu fordern, dass der Wert der Gleich-
stellung anerkannt und gelebt wird. Insgesamt ist 
das Thema Gleichstellung auch in Bezug darauf 
zu analysieren, wie Zugewanderte bestehende 
rechtliche Möglichkeiten besser wahrnehmen 
können, ob also bspw. die entsprechenden Infor-
mationsangebote auszubauen bzw. zu verbessern 
sind.  

 

Leitfragen: 

8. Welche Einstellungen, Lebenssituationen und 
Partizipationsmöglichkeiten von Frauen und 
Männern bzw. Mädchen und Jungen mit Mig-
rationshintergrund sind vorhanden? Welche 
Unterschiede sind festzustellen? Wie kann 
Gleichstellung und gleichberechtigte Teilhabe 
akzeptiert und gestärkt werden?  

a) Wie können insbesondere die Teilha-
bechancen von Frauen und Mädchen mit 
Migrationshintergrund verbessert werden? 

b) Wie kann die Toleranz von Zugewander-
ten gegenüber lesbischen, schwulen, bi- 
und transsexuellen Lebensweisen erreicht 
werden? 

c) Wie kann die Gleichstellung von lesbi-
schen, schwulen, bi- und transsexuellen Zu-
gewanderten erreicht werden?  

 

9. Kultur und Medien  

Ziele: 

Im Bereich der Kultur soll insbesondere unter-
sucht werden, wie sich die Akzeptanz von zentra-
len gesellschaftlichen Werten (z.B. Wertekanon 
des Grundgesetzes) einerseits und von unter-
schiedlichen kulturellen Normen bzw. Traditionen 
andererseits zueinander verhalten, das heißt, ob 
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und unter welchen Voraussetzungen sie sich be-
reichern oder in einem Spannungsverhältnis zuei-
nanderstehen und welche Konsequenzen dies je-
weils für den Integrationsprozess hat. Zudem sind 
Möglichkeiten der Förderung und Unterstützung 
verschiedener Formen des interkulturellen Dialogs 
bzw. der interkulturellen Vernetzung zu diskutie-
ren. Kulturelle Aktivitäten sollen in diesem Zu-
sammenhang auch unter dem Aspekt ihres Bei-
trags zur Bewahrung der jeweiligen kulturellen 
Identität und zum Erhalt der kulturellen Vielfalt er-
örtert werden.  

Im Bereich der Medien ist die Rolle und Bedeu-
tung der Medien für den Gesamtkomplex Integra-
tion zu untersuchen und zu bewerten, insbeson-
dere auch unter dem Blickwinkel der Vermittlung 
deutscher Sprache und gesellschaftlicher Werte 
im Rahmen eines pluralistischen Programmange-
bots. 

 

Leitfragen: 

9. Inwieweit können unterschiedliche kulturelle 
Normen und Traditionen im Rahmen einer plu-
ralistischen Gesellschaft bewahrt, gefördert 
und vernetzt werden? 

a) Welche Bedeutung für den Integrations-
prozess hat die Akzeptanz von zentralen 
gesellschaftlichen Werten einerseits und 
von kulturellen Normen und Traditionen 
andererseits? 

b) Welche Rolle spielen die Medien als ver-
mittelnder Akteur insbesondere auch von 
deutscher Sprache und gesellschaftlicher 
Werte inmitten einer pluralistischen Ge-
sellschaft bzw. im Rahmen eines pluralis-
tischen Programmangebots? 

c) Wie können gerade neue Medien für den 
Integrationsprozess nutzbar gemacht wer-
den? 

d) Inwiefern und auf welche Art und Weise 
tragen die Medien zu einem pluralistischen 
Kulturverständnis und damit zur Konstruk-
tion einer Gesellschaft der Moderne bei?  

e) Welchen Beitrag können die Medien leis-
ten, um Integration als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe zu realisieren? 

 

10. Integrationsbereitschaft, Integrationsrichtung, 
Leitkultur  

Ziele: 

Die Enquete-Kommission untersucht, wie die Mig-
rantinnen und Migranten die deutsche Sprache 
und das hiesige Wertesystem kennen und schät-
zen lernen können und welche Bedeutung die Ak-
zeptanz und das Mittragen unserer Rechtsord-
nung und unserer Wertvorstellungen für gelingen-
de Integration haben. 

Insbesondere soll darauf eingegangen werden, 
was der Begriff der Leitkultur bedeutet und um-
fasst und welchen Beitrag er zu einer gelingenden 
Integration leisten kann. 

 

Leitfragen: 

10. Wie kann die Bereitschaft der Migrantinnen 
und Migranten zur Integration und zur Teilha-
be an unserer Gesellschaft mit unseren Wer-
ten und Regeln erhöht werden? 

a) Was bedeutet in der Integrationspolitik der 
Begriff der Leitkultur? Wie wird dieser de-
finiert? Ist dieser geeignet, Integration zu 
fördern? Wenn ja, wie kann er vermittelt 
werden? 

b) Auf welche gemeinsamen kulturellen Wer-
te und Regeln stützt sich ein gelingendes 
Zusammenleben?  

c) Wie ist mit Traditionen und Werten von 
Migranten für eine gelingende Integration 
umzugehen? Wie kann in einer pluralisti-
schen Gesellschaft das Verhältnis zwi-
schen Anpassungsbereitschaft an die 
Werte und Regeln der Aufnahmegesell-
schaft und die Bewahrung der eigenen 
kulturellen Identität der Migranten in Ein-
klang gebracht werden? 

d) Welche Bedeutung hat die Akzeptanz und 
das Mittragen unserer Rechts- und Wert-
vorstellungen für gelingende Integration? 
Wie kann erreicht werden, dass die bei 
uns gelebten kulturellen Werte und Regeln 
des gelingenden Zusammenlebens ver-
standen, akzeptiert und auch selber gelebt 
werden? Welches Maß an Anpassungsbe-
reitschaft der Migrantinnen und Migranten 
können und müssen wir verlangen?  

e) Welche Mitwirkung der Migrantinnen und 
Migranten ist für gelingende Integration er-
forderlich? Wie kann die Bereitschaft der 
Migrantinnen und Migranten zum Erlernen 
der deutschen Sprache, zur gesellschaftli-
chen Partizipation und zur Eingliederung 
in die hiesige Gesellschaft erhöht werden?  

f) Wie können Anreize dazu beitragen, die 
Integrationsbemühungen der Migrantinnen 
und Migranten zu erhöhen? 

g) Wie können Sanktionen dazu beitragen, 
die Integrationsbemühungen der Migran-
tinnen und Migranten zu erhöhen? 

h) Wie wirken bereits länger hier lebende 
Menschen mit Migrationshintergrund bei 
der Integration von Migrantinnen und Mig-
ranten mit? Wie kann diese Mitwirkung 
noch erhöht werden? 
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i) Ist der Begriff der Parallelgesellschaften 
geeignet, Gefahren für Integration zu be-
schreiben? Wie wird ggf. die Existenz von 
Parallelgesellschaften in Bayern einge-
schätzt? Welche Konsequenzen sind dar-
aus zu ziehen bzw. wie können Parallel-
gesellschaften vermieden werden? 

 

11. Kommunales 

Ziele: 

Im Bereich Kommunales soll insbesondere unter-
sucht werden, wie die Kommunen sowie örtliche 
Vereins- und Helferstrukturen unterstützt werden 
können. Erfolgreiche Integration findet vorrangig 
auf kommunaler Ebene statt. Dazu ist zu diskutie-
ren, welche Strukturen geschaffen werden kön-
nen, um auch in den Kommunen und in ländlichen 
Gebieten eine wirkungsvolle Integrationsarbeit zu 
ermöglichen und wie entsprechende finanzielle 
Mittel am wirkungsvollsten zur Verfügung gestellt 
werden können. 

 

Leitfragen: 

11. Wie können die bayerischen Kommunen als 
Orte der Integration (personell, organisato-
risch, finanziell und ideell) wirkungsvoll unter-
stützt werden? 

a) Welche empfehlenswerten kreativen Ein-
zellösungen gibt es, damit in jeder Kom-
mune eine erfolgreiche Integrationsarbeit 
geleistet werden kann? 

b) Welche Unterstützung soll und kann für 
ehrenamtliche Helfer geleistet werden? 

c) Wie können regionale und kommunale In-
tegrationskonzepte die Integration in den 
Kommunen koordinieren und fördern? 

d) Durch welche Maßnahmen kann das The-
ma „Integration“ in den bestehenden kom-
munalen Gremien (Kreistag, Stadt-/Ge-
meinderat, Ausschüsse) fest verankert 
werden? 

e) Können neue Einrichtungen, wie z.B. Integ-
rationszentren, Integrationsbeiräte, etc., den 
Prozess der Integration besser fördern? 

 

V. Die Enquete-Kommission wird gebeten, dem Land-
tag bis zum Frühjahr des Jahres 2018 über die Er-
gebnisse zu berichten, diese zu bewerten und et-
waige Konsequenzen für die Bundes- und Lan-
desgesetzgebung sowie die Gesellschaft darzu-
stellen. Sie kann zu einzelnen Fragen Zwischen-
berichte erstatten und zur Unterstützung ihrer Ar-
beit öffentliche Anhörungen mit Sachverständigen 
durchführen. 

VI. Unabhängig von der Arbeit der Enquete-Kommis-
sion bleibt die Staatsregierung aufgefordert, die 
Integration durch konkretes Handeln auch in Zu-
kunft schnell und wirksam zu fördern.  

 

VII. Festlegung von Mitgliederzahl, Besetzung und 
Vorsitz der Enquete-Kommission 

Die Enquete-Kommission besteht aus zehn Abge-
ordneten und neun weiteren Mitgliedern, insge-
samt also aus 19 Mitgliedern. 

1. Als Mitglieder und stellvertretende Mitglieder 
werden bestellt: 

a) Mitglieder des Landtags 

Mitglieder: Stellvertreterinnen  
 bzw. Stellvertreter: 

CSU 

Markus Blume  Norbert Dünkel 

Thomas Huber  Wolfgang Fackler 

Michaela Kaniber  Andreas Schalk 

Martin Neumeyer  Tanja Schorer-Dremel 

Barbara Stamm  Carolina Trautner 

Josef Zellmeier  Prof. Dr. Gerhard Waschler 

SPD 

Arif Tasdelen Georg Rosenthal 

Angelika Weikert Ruth Waldmann 

FREIE WÄHLER 

Dr. Hans Jürgen Fahn Joachim Hanisch  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Margarete Bause Christine Kamm 

 

In der Enquete-Kommission ist die Stellvertretung 
bei den Mitgliedern des Landtags innerhalb der 
Vertreter der jeweiligen Fraktion unbeschränkt 
und jederzeit möglich. 

 

b) Weitere Mitglieder  

Prof. Petra Bendel 

Zentralinstitut für Regionenforschung 

Friedrich-Alexander-Universität Erlan-
gen-Nürnberg 

Dr. Frank Gesemann 

M & S – Migration und Stadtentwicklung 

Heinz Grunwald  

Regierungspräsident von Niederbayern 
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Prof. Günther G. Goth  

Vorstandsvorsitzender des Bildungs-
werks der Bayerischen Wirtschaft e.V. 

Eugen Hain 

Vorsitzender der Geschäftsführung der 
Agentur für Arbeit Würzburg 

Thomas Karmasin 

Landrat des Landkreises Fürstenfeld-
bruck 

Mitra Sharifi Neystanak  

Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
der Ausländer-, Migranten- und Integ-
rationsbeiräte Bayerns – AGABY e.V. 

Michael Stenger 

Vorstandsvorsitzender des Träger-
kreises Junge Flüchtlinge e.V/SchlaU-
Schule 

Prof. Dr. Georges Tamer 

Inhaber des Lehrstuhls für Orientali-
sche Philologie und Islamwissenschaft, 

Friedrich-Alexander-Universität Erlan-
gen-Nürnberg 

2. Zum Vorsitzenden wird der Abgeordnete Arif 
Tasdelen, zum stellvertretenden Vorsitzen-
den der Abgeordnete Josef Zellmeier be-
stellt.  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer
Abg. Josef Zellmeier
Abg. Arif Taşdelen
Abg. Dr. Hans Jürgen Fahn
Abg. Margarete Bause
Abg. Markus Blume
Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet
Abg. Florian Streibl
Staatsministerin Emilia Müller



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Antrag der Abgeordneten

Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, Gudrun Brendel-Fischer u. a. und Fraktion

(CSU),

Markus Rinderspacher, Arif Tasdelen, Angelika Weikert u. a. und Fraktion (SPD),

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u. a. und

Fraktion (FREIE WÄHLER),

Ludwig Hartmann, Margarete Bause, Thomas Gehring u. a. und Fraktion

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Einsetzung einer Enquete-Kommission im Bayerischen Landtag "Integration in

Bayern aktiv gestalten und Richtung geben" (Drs. 17/12431)

und

Festlegung

der Mitgliederzahl, Besetzung und Vorsitz der Enquete-Kommission

Ich eröffne hierzu die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach

der Festlegung im Ältestenrat 36 Minuten. Die Verteilung der Zeiten setze ich als be-

kannt voraus. Erster Redner ist der Kollege Zellmeier. Bitte schön.

Josef Zellmeier (CSU): Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Integration in

Bayern aktiv gestalten und Richtung geben – ein zweifellos wichtiges Thema und ak-

tueller denn je. Aktuell ist es natürlich wegen der hohen Zahl an Zuwanderern, die wir

in den letzten Jahren, vor allem im letzten Jahr, in Bayern und in Deutschland zu ver-

zeichnen hatten. Aktueller denn je ist es aber auch wegen der Verunsicherung in der

Bevölkerung, die sich die Frage stellt, wie es weitergehen wird, welche Richtung die

Integration nehmen wird und wie sie das Leben verändern wird bzw. verändern soll.

Es stellt sich auch die Frage, wie die Sicherheit ausgestaltet sein wird. Integration ist

auch eine wichtige Voraussetzung für die innere Sicherheit, damit die Menschen, die

zu uns kommen, mit uns leben können. Wir haben gerade in der Vergangenheit und
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auch aktuell erfahren, dass Menschen, die nicht gut integriert sind, ein Risiko darstel-

len. Deshalb müssen wir verstärkt darauf achten, Integration noch mehr zu leben, als

es bisher der Fall ist.

Wir in Bayern sind stolz darauf, dass Integration bei uns relativ gelungen ist. Aber in

der Praxis gibt es immer wieder neue Herausforderungen, es gibt neue Probleme, und

man kann immer noch etwas verbessern. Dazu sind wir auch bereit, und deshalb

haben wir gleich zu Beginn signalisiert, dass wir mitarbeiten wollen und dem Antrag,

der von der SPD und den GRÜNEN gekommen ist, beitreten sowie den Fragenkom-

plex mitgestalten. Dieser Konsens hat sich bewährt; wir haben gemeinsam einen

guten Fragenkatalog auf den Weg gebracht.

Unser Interesse an der Arbeit der Enquete-Kommission zeigt sich aber auch an der

Besetzung, die wir vorgeschlagen haben und die wir heute – so denke ich – auch be-

schließen werden. Wir haben mit Markus Blume, der die Grundsatzkommission der

CSU leitet und bei der Integration schon lange tätig ist, Thomas Huber, dem zuständi-

gen Berichterstatter im sozialpolitischen Ausschuss, Michaela Kaniber, die als Kind

kroatischer Eltern aus der zweiten Generation der Gastarbeiter stammt, Martin Neu-

meyer, unserem Integrationsbeauftragten, und an der Spitze natürlich unserer Land-

tagspräsidentin Barbara Stamm, die in der CSU die Arbeitsgruppe Integration leitet,

profilierte Mitglieder in der Enquete-Kommission. Es handelt sich also um prominente

Mitglieder, die auch fachkundig sind. Genauso prominent und fachkundig sind unsere

Experten.

Ich möchte an dieser Stelle schon einmal Danke sagen. Ich möchte den Experten

danken, die sich bereitgefunden haben mitzuwirken. Die Arbeit ist zeitaufwendig. Die

Mitwirkung kostet Geduld und Arbeit. Ich möchte aber auch unseren Kolleginnen und

Kollegen in der Fraktion danken, die sich bereitwillig gemeldet haben. Wir haben ein

größeres Interesse verzeichnet, als wir erwartet hatten. Danke auch an alle, die als

Stellvertreter in der Enquete-Kommission mitwirken.
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Unsere Experten sind prominent und vor allem sehr fachkundig. Wir haben Professor

Dr. Georges Tamer, den Inhaber des Lehrstuhls für Orientalische Philologie und Islam-

wissenschaft, gewinnen können. Das Thema Islam ist wichtig; denn dabei gibt es die

größten Unsicherheiten und die größten Herausforderungen. Der Bildungsbereich ist

mit Professor Günther Goth, dem Vorstandsvorsitzenden des Bildungswerks der Baye-

rischen Wirtschaft, vertreten. Auch das war uns wichtig. Gerade die berufliche Bildung

ist wichtig, damit der Anschluss an die Arbeitswelt und die Gesellschaft gelingt. Es gilt

das Prinzip, den eigenen Lebensunterhalt finanzieren zu können.

Für den Bereich Arbeit und Fortbildung haben wir Herrn Eugen Hain, den Vorsitzen-

den der Geschäftsführung der Agentur für Arbeit in Würzburg, mit dabei. Auch er ist

ein profilierter Kenner der Thematik. Wichtig war uns auch, dass die Kommunen ent-

sprechend vertreten sind. Die Kommunen sind durch Landrat Thomas Karmasin, Vize-

präsident des Bayerischen Landkreistages, vertreten. Auch er ist bei der Integration

engagiert. Ein weiterer Vertreter der Verwaltung ist Regierungspräsident Heinz Grun-

wald, der nicht nur als Regierungspräsident, sondern auch vorher schon in verschie-

denen Funktionen mit Flüchtlingen und deren Aufnahme und Unterbringung sowie

deren Integration viel zu tun hatte. Ihnen allen ein großes Dankeschön und ein Ver-

gelts Gott für die Bereitschaft mitzuwirken, um die Integration in Bayern noch besser

zu gestalten.

(Beifall bei der CSU)

Die Enquete-Kommission hat zuerst eine Bestandsaufnahme vorzunehmen. Dabei

werden wir sicherlich die Ministerien fordern müssen; denn es werden Daten geliefert

werden müssen. Elf Fragenkomplexe sind abzuarbeiten.

Ich möchte an dieser Stelle auch dem Kollegen Taşdelen herzlich danken. Er hat be-

reits im Vorfeld ein Gespräch angeboten. Wir werden uns morgen treffen, um die De-

tails zu besprechen, sodass wir gemeinsam starten können. Wir werden gemeinsam
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versuchen, das Beste für unser Land und für die Menschen, die hier leben, die Einhei-

mischen und die Zuwanderer, zu erreichen.

Ich verschweige aber nicht, dass wir bei einigen Themen unterschiedlicher Meinung

sind, bei denen es nicht leicht sein wird, Kompromisse zu finden. Das betrifft die Leit-

kultur, die uns sehr wichtig ist, aber auch die Staatsangehörigkeit und das Wahlrecht.

Letzteres ist für uns das Ergebnis von Integration und nicht die Voraussetzung. Das

betrifft aber auch die Rückkehr derjenigen, die kein Aufenthaltsrecht haben oder bei

denen der Aufenthaltsgrund nach Ende der Kampfhandlungen weggefallen ist. Auch

diese Themen gehören dazu, zu fragen, was mit diesen Betroffenen geschieht und

was man für diese Personengruppen tun muss, die sich nur zeitweise bei uns aufhal-

ten. Wir müssen auch fragen, was zu tun ist, damit diese Personen zurückkehren und

ihr Land wieder aufbauen. All das sind wichtige Themen, und diese wollen wir mög-

lichst gemeinsam abarbeiten.

Lieber Kollege Taşdelen, ich sage aber auch: Die Forderung, das Gesetz, das wir ein-

gebracht haben, zurückzustellen, wird rein faktisch nicht erfüllbar sein. Die Enquete-

Kommission ist mit dem Abschlussbericht für den Zeitraum bis Frühjahr 2018 ange-

legt. Ich kann mir nicht vorstellen, dass wir ein Gesetzesvorhaben fast zwei Jahre lang

zurückstellen. Das wäre der falsche Weg. Wir haben hier Handlungsbedarf. Die En-

quete-Kommission kann das Gesetz aber in der Umsetzung begleiten und Vorschläge

bringen. Sollte sich Nachbesserungsbedarf ergeben, wird eine Gesetzesänderung nie

ausgeschlossen sein, wobei ich hoffe, dass unser Gesetz so gut ist, dass eine Ände-

rung nicht notwendig ist.

(Lachen des Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD))

Aber auch darüber werden wir uns nicht alle einig sein, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen. Vielleicht kommt aber auch bei Ihnen noch die Erkenntnis. Ich will es zumindest

hoffen.

(Beifall bei der CSU)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion: Kollege

Taşdelen. Bitte sehr.

Arif Taşdelen (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und

Herren, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Zellmeier, Ihr Gesetz wäre gut, wenn

Sie es einstampfen würden.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Thema Integration steht auf der Tages-

ordnung der heutigen Plenarsitzung. Wir hätten nicht gedacht, dass wir uns, zumin-

dest in der Einsetzung der Enquete-Kommission und in den Themen, so einig werden.

Ich möchte den Dank an alle hier vertretenen Fraktionen zurückgeben. Zwar haben

uns viele Gespräche Nerven und Kraft gekostet, aber trotzdem haben wir uns auf

einen Fragenkatalog geeinigt, mit dem alle Fraktionen leben können: die CSU, die

GRÜNEN, die FREIEN WÄHLER und auch wir von der SPD.

Wir haben die Integration in Bayern bisher dem Zufall überlassen. Das ist meine

Wahrnehmung, wenn ich in ganz Bayern herumfahre und mich mit Menschen unter-

halte. Dort, wo es Menschen gab, die sich für das Thema interessiert haben und die

sich ehrenamtlich oder hauptamtlich eingesetzt und dem Thema Integration gewidmet

haben, und dort, wo wir eine Oberbürgermeisterin oder einen Oberbürgermeister hat-

ten, der sich für das Thema interessiert hat, hat Integration funktioniert. Wo wir solche

Personen nicht hatten, hat Integration faktisch nicht stattgefunden. Im Gespräch mit

Bürgermeistern habe ich meistens die Antwort erhalten: Herr Taşdelen, bei mir hat die

Integration gut funktioniert; bei mir sind Ausländer bisher nicht aufgefallen. – Damit

meinte man, dass Ausländer nicht negativ aufgefallen sind. Der Umkehrschluss war:

Wenn Migrantinnen und Migranten nicht negativ auffallen, ist die Integration vor Ort

gelungen. – Wir wissen heute aber, dass diese Erkenntnis falsch ist. Was die Integra-

tion angeht, wissen wir nicht, wo wir stehen, und, ehrlich gesagt, auch nicht, wo wir

hinwollen. Wir haben im Bayerischen Landtag nicht einmal einen Integrationsbericht,
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der uns Abgeordneten einen Spiegel vorhält, um zu erfahren: Wo stehen wir? Wo wol-

len wir hin?

Deshalb ist die Einsetzung der Enquete-Kommission "Integration in Bayern aktiv ge-

stalten und Richtung geben" richtig und wichtig. Wir wollen diese wichtigen Themen

wie Sprache, Erziehung und Bildung, gesellschaftliche und politische Teilhabe bis hin

zu Wirtschaft und Arbeitsmarkt, Wohnen und Stadtentwicklung, Kultur und Medien

auch mit Fachleuten und Expertinnen und Experten von außen diskutieren, um zu er-

fahren, wo wir stehen, wie wir Integration besser organisieren können und wie wir, was

beispielsweise den Spracherwerb angeht, besser werden können, um die Menschen,

die zu uns kommen, schnell zu integrieren.

(Beifall bei der SPD)

Es geht uns auch nicht nur um die Menschen, die neu zu uns kommen, sondern auch

um die Menschen, die schon länger bei uns leben. Wir haben diesen Menschen ge-

genüber eine politische Verantwortung und können vielleicht neue Wege gehen, um

ihnen Angebote zu machen, die wir bisher nicht gemacht haben, oder auf neue Ideen

kommen. Wir wollen zum Beispiel untersuchen, warum DAX-Unternehmen bisher nur

54 Flüchtlinge beschäftigen und kleine und mittelständische Unternehmen am meisten

Arbeitsplätze angeboten haben. Wir wollen untersuchen, wie Menschen, die neu zu

uns kommen, noch besser in den Arbeitsmarkt integriert werden können. Wir wollen

die Integrationsbereitschaft nach folgenden Fragen untersuchen: Wie gelingt das Zu-

sammenleben? Welche Regeln sind für das Zusammenleben erforderlich? Wir wollen

auch diese Themen beleuchten.

Wir wollen – wir als Opposition haben diese Kröte geschluckt – auch über die Leitkul-

tur reden, aber nicht in dem Sinne, wie es die CSU-Fraktion ursprünglich vorgeschla-

gen hatte, sondern wir haben in den Fragenkatalog der Enquete-Kommission die For-

mulierung aufgenommen, dass wir untersuchen wollen, was der Begriff "Leitkultur"

bedeutet, wie dieser Begriff definiert wird und ob dieser Begriff geeignet ist, die Inte-
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gration zu fördern, oder ob er sie eher hemmt. Da sieht man, dass wir als Opposition,

dass wir als SPD ein bisschen über den eigenen Schatten gesprungen sind, um tat-

sächlich alle Lebensbereiche der Menschen, die neu zu uns kommen, zu beleuchten

und zu erfahren, wie wir die Integration in Bayern besser gestalten können und wie wir

zukunftsfähiger werden können, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Für die SPD-Fraktion wird meine Kollegin Angelika Weikert in der Enquete-Kommis-

sion mitarbeiten. Als Expertinnen haben wir Frau Professor Petra Bendel vom Zentral-

institut für Regionenforschung an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürn-

berg – mein herzliches Dankeschön, weil die Mitarbeit viel Zeit und Kraft kosten wird –

und Frau Mitra Sharifi, die Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-, Mi-

granten- und Integrationsbeiräte Bayerns, berufen.

Ich freue mich auf die Zusammenarbeit und bin mir sicher, dass wir gemeinsam ein

Integrationspapier erarbeiten können, das wir für die nächste Legislaturperiode als In-

tegrationsgrundlage hinterlassen können. Ich hoffe, dass viele unserer Vorschläge in

der nächsten Legislaturperiode umgesetzt werden.

Ich richte noch einmal meinen Appell an Sie, weil Sie es angesprochen haben, Herr

Zellmeier: Vielleicht kommen Sie als CSU-Fraktion doch noch zur Vernunft und legen

das integrationshemmende Gesetz, das Sie schon in Erster Lesung eingebracht

haben, auf Eis, um die Ergebnisse der Enquete-Kommission abzuwarten.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank. – Für die Fraktion FREIE WÄHLER:

Kollege Dr. Fahn. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, meine Damen und Herren!

Ob Integration gelingt oder misslingt, entscheidet sich vor Ort, also in den Kommunen.

Kommunen sind der Schlüssel für eine erfolgreiche Integration. – Wir freuen uns heute

vierfach. Wir freuen uns zum einen, weil wir es parteiübergreifend geschafft haben,
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eine Enquete-Kommission "Integration in Bayern" ins Leben zu rufen. Wir freuen uns

über die vielen Experten, die dabei sind. Das belebt sicherlich unsere Arbeit. Das wird

dazu führen, dass die Sacharbeit im Vordergrund steht. Das ist bei diesem Thema

nämlich besonders wichtig.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir freuen uns auch, dass ein Kapitel "Kommunales" in den Fragenkatalog eingefügt

wurde. Wir freuen uns darüber, dass wir es geschafft haben – das war gar nicht so

schwer –, in zwei, drei Sitzungen einen gemeinsamen Fragenkatalog zu entwickeln.

Das ist wichtig. Das heißt, die vier Fraktionen ziehen in dieser Sache an einem Strang.

Wir wollen diesen gemeinsamen Fragenkatalog sachlich und konstruktiv abarbeiten.

Wir wollen diskutieren – das ist uns FREIEN WÄHLERN wichtig –, wie Kommunen

und örtliche Helferstrukturen noch besser unterstützt werden können. Wir müssen

neue Strukturen finden, um in den Kommunen und den ländlichen Gebieten, die zum

Teil schon bisher hervorragende Integrationsarbeit geleistet haben, weitere Verbesse-

rungen zu erreichen. Wir müssen schauen, wie die finanziellen Mittel noch besser ein-

gesetzt werden können. Wir wünschen, dass in den Kommunen analog zu den senio-

renpolitischen Konzepten sogenannte integrationspolitische Handlungsanleitungen

erstellt werden, weil die Akteure vor Ort beim Thema Integration bestimmend sind.

Das ist uns insgesamt wichtig. Uns FREIEN WÄHLERN ist wichtig, dass wir eine Mei-

nungs- und Konzeptbildung von unten nach oben haben, nicht von oben nach unten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das sollte den Verantwortlichen vor Ort nicht übergestülpt werden. Das ist der Schlüs-

sel für eine erfolgreiche Integration. Wir wollen, dass das Thema Integration noch stär-

ker als bisher in die kommunalen Gremien – Gemeinderat, Stadtrat, Kreistag – einbe-

zogen wird. Uns ist ebenso wichtig, dass die Integration zur Chefsache gemacht wird;

Bürgermeister und Landräte sollten voll dahinterstehen. Außerdem wollen wir – das
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muss das Ziel sein –, dass wir möglichst viele Entscheidungen in der Enquete-Kom-

mission einstimmig treffen. Das ist wichtig. Das kommt bei den Bürgern am besten an.

In einigen Kommunen liegt der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund bei

rund 10 %. Für viele Bürger mit Migrationshintergrund ist es eine interessante Erfah-

rung und ein Vertrauensgewinn, den man nicht unterschätzen darf, wenn sie in der

Verwaltung Landsleuten gegenüberstehen.

Kommunen brauchen Unterstützung, das ist ganz wichtig. Wir sagen immer: Ohne

Moos nichts los. In Übereinstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden fordern

wir angesichts der vielfältigen Anforderungen für eine gelungene Integration nicht nur

eine verbale, sondern auch eine finanzielle und personelle Unterstützung. Die Kom-

munen leisten heute schon sehr viel für die Integrationsarbeit. Das sagen alle kommu-

nalen Spitzenverbände. Deshalb darf es keine "kalte" Kommunalisierung von Integrati-

onskosten geben. Bund und Land dürfen sich ihrer Verantwortung nicht entziehen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die Integration umfasst viele Bereiche: Arbeitsmarkt, Bauland, sozialer Wohnungsbau,

Jugendhilfe und Kinderbetreuung. – Ich komme zum Schluss, weil mein Kollege Flori-

an Streibl auch noch reden möchte. – Der Begriff "Leitkultur" soll ebenfalls untersucht

werden. Die Verbände – das habe ich in meiner Schriftlichen Anfrage schon herausge-

arbeitet – sind das Spiegelbild der gesellschaftlichen Meinung in Bayern. Das muss

sich auch im Integrationsgesetz wiederfinden. Wenn sich alle Verbände, die wir be-

fragt haben, gegen den Begriff "Leitkultur" ausgesprochen haben, müssen wir diesen

Begriff in der Kommission kritisch hinterfragen. Deshalb freue ich mich auf die Diskus-

sion in der Enquete-Kommission.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Herr Kollege Dr. Fahn. – Jetzt hat

Frau Kollegin Bause für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte

schön.

Margarete Bause (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch ich freue mich,

dass wir heute die Einsetzung der Enquete-Kommission zur Integration in Bayern be-

schließen. Ich freue mich, dass sich am Ende alle Fraktionen unserer Initiative ange-

schlossen haben. Zuerst haben wir einen gemeinsamen Antrag mit der SPD-Fraktion

eingebracht. Danach haben sich die FREIEN WÄHLER und die CSU dem Antrag an-

geschlossen. Der Weg dorthin war nicht ganz leicht. Jetzt liegt jedoch ein guter ge-

meinsamer Antrag vor, der eine spannende und sehr wichtige Diskussion in der En-

quete-Kommission erwarten lässt. – Herzlichen Dank für diese gemeinsame Initiative.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Enquete-Kommission ist nötig, sie ist sogar längst überfällig. Andere Landtage

haben schon in den Jahren 2010 und 2011 Enquete-Kommissionen zum Thema Inte-

gration eingerichtet. Dazu zählen die Länder Hessen und Rheinland-Pfalz. Diese

Kommission ist auch deshalb überfällig, weil wir auch in Bayern längst in einer Ein-

wanderungsgesellschaft leben, selbst wenn Sie von der CSU sich schwertun, diese

Realität anzuerkennen. Zunächst brauchen wir eine umfassende Bestandsaufnahme

mithilfe von Daten und Fakten. Wie verläuft die Zuwanderung, die Migration und Inte-

gration in unserer Gesellschaft eigentlich? Was sind gelingende Projekte? Wo hapert

es? Wo befinden sich Integrationshürden und Integrationshindernisse? Wie können

wir eine ressortübergreifende und langfristig ausgerichtete Integrationspolitik auf den

Weg bringen? Wie gestalten wir Integrationspolitik aktiv? – Je erfolgreicher wir Integra-

tion gestalten, desto besser steht es um die Zukunftschancen Bayerns. Darüber be-

steht mittlerweile Konsens.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Im Übrigen haben wir unseren Wohlstand in Bayern gerade auch der permanenten Mi-

gration und somit auch den Migrantinnen und Migranten und den Flüchtlingen zu ver-

danken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mit der Enquete-Kommission erkennen wir an, dass Zuwanderung in Zeiten der Glo-

balisierung den Normalzustand darstellt. Es handelt sich nicht um eine zeitlich befriste-

te Ausnahme, wie Sie das von der CSU gerne sehen. Im Rahmen einer Veranstaltung

im Landtag hat Herr Alois Glück vor Kurzem in einem sehr bemerkenswerten Vortrag

deutlich gemacht, dass Zuwanderung kein vermeidbarer Betriebsunfall sei – das hat

er so genannt –, sondern in einer globalisierten Welt der Normalzustand. Außerdem

hat er deutlich gemacht, dass die Einstellung zu Flüchtlingen und Migranten für die

Aufgabe der Integration von ausschlaggebender Bedeutung ist. Das ist eine zentrale

Aussage. Wir sollten sagen: Sie sind eine Chance für uns. Sie eröffnen uns die Mög-

lichkeit, unseren Wohlstand in einer globalisierten Welt weiter auszubauen. Es ist ent-

scheidend, welche Maßnahmen wir ergreifen. Es ist ein Unterschied, ob wir die Türen

schließen oder sagen: Sie sind mitten in unserer Gesellschaft, und wir tun alles dafür,

dass sie optimale Chancen haben, weil wir alle davon profitieren, weil wir alle dadurch

gewinnen.

Ziel der Enquete-Kommission ist es, konkrete Konzepte für eine erfolgreiche und zu-

kunftsgerichtete Integrations- und Migrationspolitik zu entwickeln. Außerdem soll erar-

beitet werden, wie die Potenziale erfolgreicher anerkannt, gefördert und nutzbar ge-

macht und Integrationshemmnisse und Integrationshürden abgebaut werden können.

Herr Zellmeier, ich hielte es für sinnvoll, wenn Ihre Fraktion das Leitkult-Gesetz zu-

rücknehmen würde, bis wir in der Enquete-Kommission auf der Basis von Fakten und

Daten und unter Beteiligung von Expertinnen und Experten sowie Betroffenen Emp-

fehlungen erarbeitet haben. Auf dieser Grundlage können wir sinnvoll diskutieren. Wir

sollten nicht mit verfehlten Vorschlägen und auf einer völlig unzutreffenden Faktenba-
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sis eine falsche Politik wie in Ihrem Integrationsgesetz betreiben. Ich empfehle Ihnen,

die Enquete-Kommission als Chance zu begreifen und Ihr Integrationsgesetz zurück-

zuziehen. Erarbeiten wir zusammen mit den Expertinnen und Experten sowie den Be-

troffenen Empfehlungen. Auf diese Weise haben wir die Chance, eine gute Integrati-

onspolitik für Bayern zu gestalten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In der Enquete-Kommission werden wir streiten – das ist klar. Wir haben uns um den

richtigen Weg schon bei ihrer Einsetzung gestritten. Das gehört zur Demokratie. Es

macht nichts, dass wir in dieser Enquete-Kommission nicht alle einer Meinung sein

werden. Das gehört sich auch so. Wir werden jedoch auf der Basis von Fakten streiten

und nicht auf der Basis von Gerüchten oder Befürchtungen, die durch den Raum wa-

bern. Wenn wir auf der Basis von Daten und Fakten um den richtigen Weg streiten, ist

das in Ordnung. Ich hoffe, dass wir mit der Enquete-Kommission die ideologische De-

batte, die Sie so gerne führen, endlich überwinden können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bayern geht mit dieser Enquete-Kommission einen wichtigen Schritt weiter auf dem

Weg zu einer zeitgemäßen Integrationspolitik. Liebe Kolleginnen und Kollegen, nutzen

wir gemeinsam diese Chance.

Herr Kollege Dr. Fahn hat gerade gesagt, Integration sei Chefsache. Das sehen wir

auch so. Deswegen werde ich selber dieser Enquete-Kommission angehören. Meine

Kollegin Christine Kamm wird mich dort vertreten. Unser Experte ist Michael Stenger,

der Ihnen als Erfinder der "SchlaU-Schule" bekannt ist. Das ist ein unglaublich erfol-

greiches Integrationsprojekt. Wir freuen uns, zusammen mit den anderen Expertinnen

und Experten und mit Ihnen eine zeitgemäße Integrationspolitik für Bayern zu entwi-

ckeln.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Frau Kollegin Bause. – Jetzt hat

Herr Kollege Blume für die CSU-Fraktion das Wort. Bitte sehr.

Markus Blume (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Enquete-

Kommission zur Integration ist parlamentarisch notwendig. Das ist bereits gesagt wor-

den. Wir als CSU-Fraktion stimmen dem uneingeschränkt zu.Sie ist parlamentarisch

notwendig, lieber Herr Kollege Taşdelen, weil sie das Integrationsgesetz ergänzen

soll. Wir können logischerweise nicht zwei Jahre warten, bis die Enquete-Kommission

zu Ergebnissen kommt, sondern die Aufgabe der Integration steht unmittelbar an, und

dieser Aufgabe trägt das Integrationsgesetz Rechnung. Richtig ist aber auch, dass In-

tegration eine Daueraufgabe ist. Sie wird uns auf viele Jahre hinaus fordern, und des-

wegen müssen wir alles richtig machen. Deswegen ist es auch notwendig, die Fragen

mit der nötigen Gründlichkeit auf der Basis von Fakten, wie Sie, Frau Bause, es ge-

sagt haben, zu bearbeiten und die richtigen Konzepte auf den Weg zu bringen. Des-

wegen sehe ich zwischen dem Integrationsgesetz und der Enquete-Kommission kei-

nen Widerspruch. Das Integrationsgesetz muss sofort erlassen werden. Die Arbeit der

Enquete-Kommission wird von Dauer sein. Deswegen hat beides seine Berechtigung.

Die Arbeit der Enquete-Kommission ist auch gesellschaftlich notwendig. Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen, ich sage es ganz persönlich und ehrlich: Ich bin in Sorge um un-

sere offene Gesellschaft und um das, was wir uns über Jahrzehnte errungen und erar-

beitet haben. Das hatte gerade dazu geführt, dass unser Land für die Menschen auf

der ganzen Welt ein Sehnsuchtsort ist. Diese offene Gesellschaft ist aber in Gefahr.

Sie ist nicht nur deswegen in Gefahr, weil es Menschen gibt, die unter offener Gesell-

schaft etwas anderes verstehen. Sie ist auch deswegen in Gefahr, weil es Menschen

gibt, die manche Veränderungen in unserer Gesellschaft mit Sorge beobachten. Des-

wegen müssen wir in der Enquete-Kommission auch eine gesellschaftlich relevante

Antwort darauf geben, wie Integration gelingen kann. Die offene Gesellschaft darf

nicht an sich selbst scheitern.

(Beifall bei der CSU)
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Den Beitrag des Kollegen Zellmeier möchte ich gerne noch um drei oder vier politische

Punkte ergänzen und auf das erwidern, was Sie gerade gesagt haben. Erstens ist für

uns, die CSU, klar, dass wir auch die Integrationsfähigkeit im Blick behalten müssen.

Die Integration kann nur gelingen, wenn wir die Möglichkeiten dazu haben und wenn

keine Überforderung eintritt. Deswegen kommt von unserer Seite die klare Botschaft:

Die Aufnahmefähigkeit muss sich an der Integrationsfähigkeit ausrichten. Deshalb

wird es auch Aufgabe der Enquete-Kommission sein zu beleuchten, wie integrations-

fähig wir sind und wie wir diese Integrationsfähigkeit noch steigern können.

Zweitens müssen wir die Integrationsleistung, die die Gesellschaft zu erbringen hat,

fair verteilen. Es kann nicht sein, dass ein Drittel der Gesellschaft über Integration the-

oretisiert und über Willkommenskultur nachdenkt, während die anderen zwei Drittel

der Gesellschaft für die Integration praktisch zuständig sein sollen. So kann es nicht

gehen, so würde unsere Gesellschaft am Ende des Tages gespalten.

Drittens müssen wir Integrationsbereitschaft auch einfordern. Ich halte es für gut und

richtig, dass auch dieser Aspekt in der Enquete-Kommission untersucht wird. Wir müs-

sen dafür sorgen, dass die Integration gelingen kann. Wir müssen vor allem deutlich

machen, dass die Integration nicht Kür, sondern Pflicht ist. So selbstverständlich es ist,

dass es in unserem Land keine rechtsfreien Räume geben darf, so selbstverständlich

muss es auch werden, dass es keine integrationsfreien Räume geben darf. Diese

wären der Nährboden für Radikalisierung. Integration ist das beste Mittel, um auch

gegen Radikalisierung zu immunisieren.

(Beifall bei der CSU)

Viertens müssen wir der Integration auch eine Richtung geben, weil wir den Men-

schen, die zu uns kommen, eine Orientierung geben müssen. Diese Menschen wollen

wissen, wofür unsere Gesellschaft steht und was für eine Gesellschaft es ist, in der sie

Platz finden möchten.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, an der Stelle darf ich einen

Wunsch formulieren: Integration ist heute zum Glück keine Frage eines politischen La-

gers mehr. Ihre Notwendigkeit wird von niemandem mehr bestritten. Deshalb würde

ich mir wünschen, dass die Frage, woran wir die Integration ausrichten und ob es

überhaupt notwendig ist, der Integration eine Richtung zu geben, nicht nur von einem

politischen Lager, sondern von uns gemeinsam beantwortet wird. Ich wünsche mir

dies deshalb, weil es bei der Leitkultur nicht nur um Schweinsbraten und Dirndl geht.

Diese Debatte ist nun wirklich von vorgestern. Orientierung an der Leitkultur heißt für

mich Befähigung zur Toleranz und Befähigung, sich in unserer offenen Gesellschaft,

die wir verteidigen wollen, zurechtzufinden. Deswegen halte ich das Konzept der Leit-

kultur für einen notwendigen Bestandteil unserer offenen Gesellschaft. Die Diskussion

über die Leitkultur ist kein Streit um Worte, sondern ein Streit um die Sache. Ich würde

mich freuen, wenn wir diese Diskussion in der Enquete-Kommission gemeinsam zum

Ende bringen könnten.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme zum Schluss. Die Integration wird eine Daueraufgabe sein. Der Raum

einer Enquete-Kommission ist dafür der richtige. Jawohl, Frau Kollegin Bause, wenn

Integration gelingt, wird es für Bayern ein Erfolg sein. Da sind wir voll mit dabei. Ein

letzter Satz: Wir alle hier sind ins Gelingen verliebt, wir haben kein Interesse am

Scheitern, und deswegen kann die Enquete-Kommission auch ein deutliches Zeichen

für alle Protestbewegungen in diesem Land sein, die kein Interesse am Gelingen, son-

dern nur ein Interesse am Scheitern haben und mit den Ängsten der Menschen spie-

len. Das wollen wir nicht.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächster

hat der Kollege Streibl von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-

ge.
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Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen

und Kollegen! Richtig ist: Integration muss gelingen. Wir haben keine andere Chance,

als dass sie gelingen muss. Deswegen ist es ein großartiges Zeichen, wenn wir heute

als gesamter Landtag einstimmig die Einsetzung dieser Enquete-Kommission be-

schließen. Wir machen uns gemeinsam auf den Weg, um zu sehen, wie Integration

gelingen kann; denn dies ist die große Herausforderung der Zukunft.

Wenn wir keine Parallelgesellschaften und keine Radikalisierung haben wollen, dann

müssen wir Wege finden, die gesamte Gesellschaft mitzunehmen. Es geht um nichts

anderes als den Wert der Einigkeit, wie es im Deutschlandlied heißt. Es geht um die

Einigkeit in der Gesellschaft. Deswegen ist Integration nötig, und es ist gut, wenn wir

alle daran mitarbeiten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Des Weiteren muss Integration – das stimmt auch – eine Richtung haben. Sie muss

sich an unseren westlichen Werten und an unserem westlichen Gesellschaftssystem

orientieren. In dieses System hinein wird integriert und eingewandert. Dieses Werte-

und Gesellschaftssystem ist juristisch gesagt das System der Vertragsfreiheit einer

Vertragsgesellschaft. Hier treffen freie Rechtssubjekte aufeinander, welche sich mit

Achtung und Respekt begegnen. Deswegen respektieren sie den gegenseitigen Wil-

len und binden sich vertraglich. Eine vertragliche Gesellschaft basiert auf den persönli-

chen Freiheitsrechten, auf dem Recht der freien Entfaltung der Persönlichkeit für je-

dermann. Das müssen wir auch vermitteln. In diese Gesellschaft hinein muss integriert

werden, damit diejenigen, die zu uns kommen, wissen, wie unsere Gesellschaft funk-

tioniert.

Wir sind keine Kommando-Gesellschaft. Wir sind eine Gesellschaft von gleichen und

freien Menschen, die sich auf dieser Basis begegnen und gemeinsam einen Weg fin-

den; das muss vermittelt werden. Das muss das Ziel jeglicher Integration sein, und

daran müssen wir arbeiten. Der Vertragsabschluss und die Privatautonomie sind letzt-
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lich die Grundlage unseres westlichen Gesellschaftssystems; das dürfen wir nicht ver-

gessen. Als gleiche und freie Menschen sitzen wir hier nebeneinander, weil wir uns ei-

nigen können. Deswegen bedeutet Integration meiner Meinung nach das Anerkennen

und das Leben der Werte der Einigkeit, des Rechts und der Freiheit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Als Nächste

hat nun Frau Staatsministerin Emilia Müller das Wort. Bitte schön, Frau Staatsministe-

rin.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Sehr geehrter Herr Präsident,

liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit der En-

quete-Kommission greift der Bayerische Landtag eines der wichtigsten Zukunftsthe-

men unseres Landes auf. Gelingende, erfolgreiche Integration ist die Voraussetzung

dafür, dass die Arbeitslosenquote niedrig und der Wohlstand in unserem Land erhalten

bleibt. Integration ist der wesentliche Schlüssel dafür, den Zusammenhalt der Men-

schen in Bayern zu erhalten und zu stärken. Dabei dürfen wir die Integrationsfähigkeit

unserer Bevölkerung nicht überstrapazieren und überfordern. Deswegen ist auch eine

Begrenzung der Zuwanderung ein ganz wesentlicher Aspekt. Kollege Blume hat es

vorhin auch schon angesprochen.

Die Integration der Menschen, die bei uns bleiben werden, wird uns mit Sicherheit

noch viele Jahre fordern. Die Integration braucht einen langen Atem. Sie braucht Ge-

duld. Sie gelingt nicht von einem Jahr zum andern, sondern es wird Jahrzehnte dau-

ern, bis die Integration verwirklicht ist. Die Integration wird zum Dreh- und Angelpunkt

für die Zukunft unserer Gesellschaft. Daher ist es richtig, dass alle vier Landtagsfrakti-

onen einen gemeinsamen Antrag zur Einsetzung dieser Enquete-Kommission erarbei-

tet haben.

Sehen wir uns genauer an, was Bayern leistet: Bayern leistet viel bei der Integration.

Mit einem Bayerischen Integrationsgesetz wollen wir den Rahmen für eine gelingende
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Integration gesetzlich festschreiben. Integration vollzieht sich bei uns nach klaren Re-

geln: dem Grundsatz des Forderns und Förderns,

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Wo ist denn das Fördern?)

der uneingeschränkten Akzeptanz unserer Rechts- und Grundwerteordnung und dem

Erlernen der deutschen Sprache, um nur drei wichtige Eckpfeiler zu nennen.

Fördern heißt, wir unterstützen die Menschen, die bei uns bleiben werden, hier Fuß zu

fassen. Wir fördern die Integration mit unserem Sonderprogramm "Zusammenhalt för-

dern, Integration stärken". Das Programm umfasst, wie Sie wissen, ein Maßnahmen-

paket mit einem Volumen von über 550 Millionen Euro. Bereits letzten Herbst haben

wir dieses Programm ins Leben gerufen und auf den Weg gebracht.

Aber die Integration von Hunderttausenden Migranten und Migrantinnen mit breit gefä-

chertem soziokulturellem Hintergrund, unterschiedlichem Bildungsniveau, unterschied-

licher Qualifikation und unterschiedlichem Ausbildungsstand wirft auch viele neue Fra-

gen auf. Deswegen ist es hilfreich, dass die Enquete-Kommission in einem ersten

Schritt eine generelle Bestandsaufnahme zur Situation der unterschiedlichen Perso-

nengruppen mit Migrationshintergrund und Integrationsbedarf vornehmen wird. In

einem zweiten Schritt können in einem konstruktiven Dialog zukunftsweisende Lösun-

gen erarbeitet werden.

Der vorliegende interfraktionelle Antrag geht in seiner aktuellen Fassung auf die aus

meiner Sicht zentralen Handlungsfelder ein, vor allem auf Sprache, Erziehung und Bil-

dung. Spracherwerb beginnt schon in der Erstaufnahmeeinrichtung und im Kindergar-

ten. Dann folgen Erziehung und Bildung.

Zu den Themen Wirtschaft und Arbeitsmarkt: Wir haben einen Pakt mit der Wirtschaft

geschlossen. Wir haben heute, etwa ein halbes Jahr nach dem Start der Initiative "In-

tegration durch Ausbildung und Arbeit", eine Zwischenbilanz gezogen: 24.000 Plätze

auf dem Arbeitsmarkt konnten bereits vergeben werden. Wir hatten uns für das
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Jahr 2016 20.000 Plätze vorgenommen, waren also sehr erfolgreich. Weitere Themen

sind Gleichstellung, Integrationsbereitschaft, Integrationsrichtung, Leitkultur und natür-

lich auch Kommunales; denn Integration vollzieht sich auch in den Kommunen.

Gelingende Integration hängt in vielen Bereichen essenziell davon ab, wie schnell er-

forderliche Maßnahmen entwickelt und ergriffen werden können. Deswegen ist die

Konzentration der Enquete-Kommission auf das Wesentliche aus meiner Sicht sehr

wichtig. Es gilt, zügig pragmatische Lösungen zu entwickeln, etwa zu der Frage, wie

wir Parallelgesellschaften und Gettobildung vermeiden können; denn diese bilden den

Nährboden für die Radikalisierung von Migrantinnen und Migranten. Wohin das führen

kann, zeigen die fürchterlichen Terroranschläge, die Frankreich erschüttert haben.

Meine Damen und Herren, es bedarf unserer aller Zusammenarbeit, damit Bayern

auch in Zukunft das Land der gelingenden Integration bleibt. Wir haben es in der Ver-

gangenheit sehr gut geschafft, Menschen zu integrieren, und das wollen wir auch wei-

terhin schaffen. Die Enquete-Kommission "Integration in Bayern aktiv gestalten und

Richtung geben" wird hierzu einen erheblichen Beitrag leisten. – Ich danke für die Auf-

merksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Frau Staatsministerin. – Wei-

tere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir

kommen zur Abstimmung.

Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen empfiehlt den Einset-

zungsantrag auf Drucksache 17/12431 zur unveränderten Annahme. Wer dem Antrag

zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der

CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Ge-

genstimmen? – Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Dann ist es ein-

stimmig so beschlossen.
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(Allgemeiner Beifall)

Nach § 32 unserer Geschäftsordnung wird die Zahl der Mitglieder der Enquete-Kom-

mission vom Landtag festgelegt. Die Zahl der Mitglieder des Landtags muss die Zahl

der übrigen Kommissionsmitglieder übersteigen. Es wurde von den Fraktionen vorge-

schlagen, die Mitgliederzahl auf insgesamt 19 Mitglieder festzusetzen.

Die Fraktionen haben sich außerdem darauf geeinigt, dass die Enquete-Kommission

aus zehn Abgeordneten, für die jeweils eine Stellvertreterin bzw. ein Stellvertreter zu

benennen ist, und neun weiteren Mitgliedern bestehen soll. In der Enquete-Kommis-

sion ist die Stellvertretung bei den Mitgliedern des Landtags innerhalb der Vertretung

der jeweiligen Fraktion unbeschränkt und jederzeit möglich. Im Einzelnen verweise ich

hinsichtlich der vorgeschlagenen Mitglieder auf die Drucksache 17/12567. Die Druck-

sache wurde zu Ihrer Information für Sie aufgelegt.

Ich gehe davon aus, dass wir über die Vorschläge gemeinsam abstimmen können. –

Widerspruch erhebt sich nicht. Wer mit der vorgeschlagenen Mitgliederzahl und der

vorgesehenen Zusammensetzung der Enquete-Kommission sowie den benannten

Mitgliedern einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Frak-

tionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN. Gegenstimmen? – Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine.

Dann ist es so beschlossen.

Gemäß § 33 der Geschäftsordnung bestellt die Vollversammlung den Vorsitzenden

sowie den stellvertretenden Vorsitzenden der Kommission. Vorsitzender und Stellver-

treter müssen jeweils verschiedenen Fraktionen angehören. Als Vorsitzender wurde

Herr Kollege Arif Taşdelen und als dessen Stellvertreter Herr Kollege Josef Zellmeier

vorgeschlagen. Ich gehe wiederum davon aus, dass über beide Vorschläge gemein-

sam abgestimmt werden kann. – Wer mit der Bestellung von Herrn Taşdelen und

Herrn Zellmeier einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind wie-

derum die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNIS-
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SES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine.

Dann ist es so beschlossen. Ich gratuliere Ihnen zu Ihrer Bestellung und wünsche

Ihnen und der gesamten Kommission viel Erfolg bei dieser verantwortungsvollen Tä-

tigkeit zu einem uns alle betreffenden, bedeutenden gesellschaftspolitischen Thema.

(Allgemeiner Beifall)

Damit ist der Tagesordnungspunkt 2 erledigt und ein wichtiger Schritt zu einer intellek-

tuell sauberen und tiefschürfenden Erarbeitung des Themas gegangen. Danke schön.
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Abg. Tobias Reiß
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Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 13 auf:

Bericht

der Enquete-Kommission des Bayerischen Landtags "Integration in Bayern 

aktiv gestalten und Richtung geben" (Drs. 17/22800) 

Ich begrüße dazu auf der Ehrentribüne sehr herzlich die sachverständigen nichtparla-

mentarischen Mitglieder der Enquete-Kommission: Frau Mitra Sharifi-Neystanak, 

Herrn Dr. Frank Gesemann, Herrn Prof. Günther Goth, Herrn Regierungspräsi-

dent a. D. Heinz Grunwald, Herrn Eugen Hain, Herrn Landrat Thomas Karmasin, 

Herrn Michael Stenger und Herrn Prof. Dr. Georges Tamer. Seien Sie uns herzlich will-

kommen!

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke Ihnen ganz herzlich im Namen des gesamten Hauses für Ihre Mitarbeit in 

dieser Enquete-Kommission.

Bevor ich die Aussprache eröffne, ein kurzer Hinweis zu den Redezeiten. Im Ältesten-

rat wurde für die Aussprache zum Bericht eine Gesamtredezeit der Fraktionen von 

96 Minuten vereinbart. Darüber hinaus erhalten die beiden Vorsitzenden jeweils fünf 

Minuten zusätzliche Redezeit für ihre Berichterstattung zum Verfahren und Ablauf der 

Kommission. Beide Vorsitzenden werden zu Beginn berichten, danach erfolgt dann die 

allgemeine Aussprache. Die Redezeiten betragen demnach 32 Minuten für die CSU-

Fraktion, 24 Minuten für die SPD-Fraktion und jeweils 20 Minuten für die Fraktionen 

FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die fraktionslosen Abgeordneten 

Frau Claudia Stamm, Herr Felbinger und Herr Muthmann können bis zu vier Minuten 

sprechen. Die Redezeit der Staatsregierung beträgt 32 Minuten.

Ich eröffne nun die Aussprache und erteile für den Bericht als erstem Redner dem Vor-

sitzenden der Enquete-Kommission, Herrn Kollegen Arif Taşdelen, das Wort. Bitte 

schön, Herr Taşdelen.
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Arif Taşdelen (SPD): Verehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir 

werden, wie auch Sie, Frau Präsidentin, angemerkt haben, die Tradition der Enquete-

Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" weiterführen, indem wir die Redezeit 

für den Vorsitzenden aufteilen, sodass ich maximal fünf Minuten reden werde. Die üb-

rigen fünf Minuten wird der stellvertretende Vorsitzende Thomas Huber in Anspruch 

nehmen.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Bayerische Land-

tag hat im Juli 2016 die Einsetzung der Enquete-Kommission "Integration in Bayern 

aktiv gestalten und Richtung geben" beschlossen. Das 19-köpfige Gremium, dem 

zehn Landtagsabgeordnete und neun Sachverständige angehören, hat am 

21. Juli 2016 seine Arbeit aufgenommen.

Jede fünfte Einwohnerin, jeder fünfte Einwohner in Bayern hat einen Migrationshinter-

grund, ist also entweder aus dem Ausland zugewandert oder stammt von Zuwande-

rern ab. Deshalb ist und bleibt Integration eine wichtige Aufgabe für Bayern. Die Zu-

kunftsfähigkeit Bayerns hängt auch davon ab, wie wir diese Aufgabe annehmen.

Gemeinsam mit den Mitgliedern der Enquete-Kommission und externen Expertinnen 

und Experten haben wir zwei Jahre lang in regelmäßigen Sitzungen über folgende 

Themenfelder diskutiert: "Sprache, Erziehung, Bildung", "Gesellschaftliche und politi-

sche Partizipation", "Antidiskriminierung und Antirassismus", "Wirtschaft und Arbeits-

markt", "Wohnen und Stadtentwicklung", "Gesundheit und Pflege", "Religion und Welt-

anschauung", "Gleichstellung", "Kultur und Medien", "Integrationsbereitschaft, 

Integrationsrichtung, Leitkultur" und "Kommunales".

Ich danke allen Mitgliedern der Enquete-Kommission ausdrücklich für die vertrauens-

volle Zusammenarbeit, was aber nicht heißt, dass wir immer einer Meinung waren. 

Herzlichen Dank an die Mitglieder der Enquete-Kommission. Das sind: Frau Landtags-

präsidentin Stamm, unser stellvertretender Vorsitzender Herr Huber, ein ganz beson-

derer Dank auch an Herrn Kollegen Zellmeier – er war bis April 2018 stellvertretender 
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Vorsitzender der Enquete-Kommission, dann wurde er zum Staatssekretär befördert –, 

Kollegin Weikert, Kollegin Kamm, Kollegin Müller, Kollegin Bause – mittlerweile Mit-

glied des Deutschen Bundestages –, Kollegin Kaniber – zur Staatsministerin befördert 

–, Kollege Blume, Kollege Dünkel, Kollege Fahn, Kollege Reiß, Kollege Neumeyer.

Ein großer Dank geht auch an alle stellvertretenden Mitglieder, die immer wieder an 

den Sitzungen teilgenommen haben. Das sind: Kollegin Schorer-Dremel, Kollegin 

Trautner, Kollege Rosenthal, Kollege Hölzl, Kollege Fackler, Kollege Schalk, Kollege 

Prof. Dr. Waschler und Kollege Hanisch.

Mein besonderer Dank geht an die Expertinnen und Experten unserer Enquete-Kom-

mission. Herzlichen Dank an Frau Prof. Dr. Bendel, Frau Mitra Sharifi-Neystanak, 

Herrn Prof. Günther Goth, Herrn Thomas Karmasin, Herrn Heinz Grunwald, Herrn 

Eugen Hain, Herrn Prof. Dr. Georges Tamer, Herrn Michael Stenger, Herrn Dr. Frank 

Gesemann.

Liebe Expertinnen und Experten, wir Abgeordneten wären ohne Sie und Ihr Fachwis-

sen oftmals aufgeschmissen.

(Allgemeiner Beifall)

Herzlichen Dank auch an die Staatsregierung für ihre Berichte im Vorfeld der Sitzun-

gen der Enquete-Kommission. Ein ganz besonderer Dank geht an Herrn Schäfer, Frau 

Welte, Frau Jarawan, unsere Offiziantin Frau Schweimer, den Stenografischen Dienst, 

der bei den Sitzungen wirklich eine ganz große Herausforderung meistern musste. 

Liebe Angelika Weikert, du wirst es bezeugen, lieber Thomas Huber, die größte He-

rausforderung war tatsächlich, die verschiedenen Geschwindigkeiten der Reden etc. 

so gut und auch so schnell zusammenzufassen. Wir haben teilweise in dieser En-

quete-Kommission tatsächlich auch mal vergessen, eine Pause zu machen, sodass 

wir zum Teil vier Stunden nonstop getagt haben – und der Stenografische Dienst ist 

trotzdem mitgekommen.
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(Allgemeiner Beifall)

Natürlich auch ein herzliches Dankeschön an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Fraktionen. Allen Genannten ist zu verdanken, dass die Enquete-Kommission immer 

reibungslos ablief und organisatorisch in den besten Händen lag. Ich danke ganz 

herzlich.

(Allgemeiner Beifall)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, Herr Kollege Taşdelen für den ers-

ten Teil des Berichts. – Den zweiten Teil werden wir jetzt vom Herrn Kollegen Thomas 

Huber hören. Bitte schön, Herr Huber.

Thomas Huber (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Frau Präsidentin, liebe Kollegin-

nen, liebe Kollegen! In Ergänzung zu den Worten des Vorsitzenden, lieber Arif Taşde-

len, möchte ich sagen: Das Werk ist vollbracht. Das hört sich zwar etwas pathetisch 

an, aber einmal ehrlich: Wer hätte vor zwei Jahren bei der Einsetzung der Enquete-

Kommission geglaubt, dass wir gemeinsam ein solches Ergebnis hinbekommen? – Ich 

schließe mich ganz herzlich den bereits geäußerten Dankesworten an.

Wir haben auf allen Ebenen und mit allen Beteiligten intensiv darüber diskutiert, was 

wir alles tun müssen, damit die Integration so vieler Menschen aus den unterschied-

lichsten Kulturkreisen tatsächlich gelingen kann. Deshalb haben wir auch dem Antrag 

der SPD und der GRÜNEN auf Einsetzung einer entsprechenden Enquete-Kommis-

sion zugestimmt. Ich freue mich, dass wir Ihnen heute gemeinsam den Abschlussbe-

richt der Enquete-Kommission "Integration in Bayern aktiv gestalten und Richtung 

geben" vorlegen können, die fast auf den Tag genau vor zwei Jahren, am 

19. Juli 2016, vom Landtag eingesetzt wurde.

Wir haben uns nach intensiven und sehr kontroversen Diskussionen – lieber Arif, du 

hast das bereits gesagt – auf eine gemeinsame Einbringung und einen gemeinsamen 

Fragenkatalog mit den bereits von dir erwähnten elf zentralen Handlungsfeldern geei-
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nigt. Wir haben uns als Enquete-Kommission sehr intensiv damit auseinandergesetzt. 

Insgesamt, glaube ich, waren es 28 Kommissionssitzungen, acht redaktionelle Sitzun-

gen, und zu allen elf Themenfeldern des von uns nach langen und kontroversen Dis-

kussionen dann doch noch gemeinsam erarbeiteten Fragenkatalogs hat die Enquete-

Kommission Fachgespräche mit zusätzlichen externen Experten geführt; denn wie Sie 

wissen, besteht die Besonderheit einer Enquete-Kommission auch darin, dass ihr 

nicht nur parlamentarische Mitglieder angehören, sondern auch Experten, die glei-

chermaßen stimmberechtigt sind.

Ich schließe mich den Dankesworten meines Kollegen an. Ich möchte mich an dieser 

Stelle als stellvertretender Vorsitzender jetzt für die CSU-Fraktion explizit bei den von 

uns benannten Experten für die Mitarbeit in der Enquete-Kommission bedanken. Viele 

von ihnen sind heute anwesend, zum Beispiel der Regierungspräsident von Nieder-

bayern a. D., Herr Heinz Grunwald. Vielen herzlichen Dank, Ihr juristischer Sachver-

stand brachte uns in jeder Sitzung einen Schritt weiter. Erfahrungen aus der Praxis 

einer Regierung waren für uns enorm wichtig. Ein herzliches Dankeschön geht auch 

an Prof. Goth, Vorstandsvorsitzender des Bildungswerks der Bayerischen Wirtschaft 

e. V., der die Perspektiven der Wirtschaft und auch des Mittelstands stets eingebracht 

hat. Danke auch Herrn Eugen Hain, ehemaliger Vorsitzender der Geschäftsführung 

der Agentur für Arbeit Würzburg, ein Mann der Praxis aus einer Arbeitsagentur, was 

für uns enorm wichtig war. Natürlich gebührt auch ein Dankeschön dem Landrat des 

Landkreises Fürstenfeldbruck, Thomas Karmasin, der wertvolle Erfahrungen als Land-

rat gerade aus der Zeit, als wir mit vielen Flüchtlingen zu tun hatten, eingebracht hat. 

Ein herzliches Vergelt’s Gott Herrn Prof. Dr. Tamer, der uns als Inhaber des Lehrstuhls 

für Orientalische Philologie und Islamwissenschaft an der Friedrich-Alexander-Univer-

sität Erlangen-Nürnberg wissenschaftlich begleitet hat. Ihnen allen, die Sie mit Ihrem 

Sachverstand die oft schwierigen Debatten enorm bereichert und uns in unserer Argu-

mentation unterstützt haben, danke ich sehr herzlich.
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Natürlich schließe ich in meinen Dank auch die seitens der Opposition benannten Ex-

perten ein, die uns an der einen oder anderen Stelle argumentativ zwar nicht immer 

gefolgt sind, aber die Diskussion natürlich enorm bereichert haben.

Ein herzliches Vergelts Gott auch an meinen Kollegen Josef Zellmeier, der die En-

quete-Kommission bis zu seiner Berufung in die Staatsregierung als stellvertretender 

Vorsitzender mit geleitet hat und dessen Handschrift der Abschlussbericht maßgeblich 

mitträgt. Wie viel Arbeit und Zeitaufwand das bedeutet, sehe ich, seitdem ich sein 

Nachfolger bin.

Ich möchte ein herzliches Dankeschön natürlich auch allen Kolleginnen und Kollegen 

aus allen Fraktionen sagen, die in der Enquete-Kommission engagiert mitgearbeitet 

haben. Wir haben wirklich hartnäckig und kontrovers um gute Ideen für die Integration 

gerungen und uns auch nicht vor noch so schwierigen Themen gedrückt. Danke für 

die kollegiale Zusammenarbeit! Danke auch unseren Fraktionsmitarbeitern: für die 

CSU-Fraktion Frau Stefanie Ritthammer und Herrn Marlon Klein, die uns nicht nur be-

gleitet, sondern die Sitzungen hervorragend und erfolgreich vorbereitet haben.

Last, but not least dir, lieber Arif Taşdelen, ein herzliches Dankeschön für die Leitung 

und dein persönliches Engagement, für die Leidenschaft und für die unverzichtbare 

Geduld, mit der du die Kommission geleitet hast. Ich freue mich jetzt auf die Ausspra-

che.

(Allgemeiner Beifall)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Auch Ihnen, Herr Kollege Huber, herzlichen 

Dank für Ihre Ausführungen.

In die allgemeine Aussprache treten wir jetzt mit dem ersten Redner, Herrn Kollegen 

Taşdelen, ein. Bitte schön.

Arif Taşdelen (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Lieber Tho-

mas Huber, danke für das Dankeschön. Tatsächlich war es teilweise eine große He-
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rausforderung, verschiedene Interessen und verschiedene Meinungen in der Enquete-

Kommission zusammenzubringen. Geduld war, glaube ich, nicht nur vom Vorsitzenden 

gefordert, sondern von allen Mitgliedern der Enquete-Kommission. Wir haben tatsäch-

lich am Anfang ein bisschen miteinander gestritten, was in einer Enquete-Kommission 

auch völlig normal ist, wo externe Expertinnen und Experten mit Abgeordneten disku-

tieren und wo zusätzlich Expertinnen und Experten von außen für jede Sitzung und für 

jedes Themenfeld eingeladen werden. Diese Diskussionen mussten zusammenge-

führt werden. Es gab auch die Herausforderung, dass beispielsweise – das ist wirklich 

nur ein Beispiel – die CSU-Fraktion teilweise mit den Expertisen der Expertinnen und 

Experten, die von der CSU-Fraktion selbst benannt worden sind, am unzufriedensten 

war. Das haben wir am Schluss nach den Ausführungen festgestellt. Das war, glaube 

ich, in der Sitzung, in der es um Religion und Weltanschauung ging. Als Vorsitzender 

habe ich die CSU-Fraktion daran erinnert, dass es die von ihr zu dieser Sitzung einge-

ladenen Experten waren. Aber, lieber Thomas, das war vor deiner Zeit.

Integration gelingt in Bayern unterschiedlich gut. Dort, wo wir viele ehrenamtliche Hel-

ferinnen und Helfer haben, die sich für Integration interessieren, wo wir eine Stadtver-

waltung und eine Stadtführung haben, die Integration als wichtiges Thema identifizie-

ren und annehmen, hat Integration in der Vergangenheit gut funktioniert. Dort, wo zum 

einen die Ehrenamtlichen gefehlt haben, die dieses Thema vorantreiben, oder zum 

anderen die Stadtverwaltung oder die Stadtführung dieses Thema nicht unbedingt als 

allerwichtigstes Thema identifiziert hatten, ist Integration weniger gut gelungen.

Integration wurde, wenn Sie so wollen, bisher mehr oder weniger dem Zufall überlas-

sen. Wir haben in Bayern keine regelmäßigen Berichte der Staatsregierung über die 

Erfolge und Fortschritte der Integration.Wir haben keinen bayernweiten Integrations-

fahrplan und keine Integrationsstrategie für die nächsten Jahre oder Jahrzehnte. Wir 

wussten also nicht, wo wir in der Integrationsfrage stehen und wo wir hinwollen. Im 

Jahr 2015 hat die SPD-Fraktion ein Integrations- und Partizipationsgesetz einge-

bracht, das hier abgelehnt wurde. Das Integrationsgesetz der Staatsregierung, das 
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hier in diesem Hause verabschiedet wurde, dient unserer Meinung nach nicht dazu, 

Integration in Bayern zu gestalten. Mit dieser Meinung sind wir im Übrigen in dieser 

Republik nicht allein.

Deshalb bin ich froh, dass alle Fraktionen im Bayerischen Landtag für die Einsetzung 

der Enquete-Kommission gestimmt haben. Das hat uns die Möglichkeit gegeben, mit 

unseren Expertinnen und Experten in nichtöffentlichen Sitzungen offen und konstruktiv 

über die große Zukunftsaufgabe der Integration zu diskutieren. Die Sitzungen waren 

deswegen nichtöffentlich, weil wir bei den Sitzungen der Enquete-Kommission tat-

sächlich die Sachdebatte geführt haben. Unser Ziel war es, diese Debatte jenseits ide-

ologischer Gesichtspunkte sachlich und fachlich zu führen. Das ist nicht immer gelun-

gen. Wichtig ist aber, dass wir mit unseren Diskussionen in den Sitzungen die 

Integration vorangebracht haben, auch wenn es bei den verschiedenen Fraktionen bei 

diesem Thema unterschiedliche Meinungen gibt. Das ist völlig normal.

Kein Thema ist in diesem Hause so kontrovers diskutiert worden und wird vermutlich 

auch zukünftig so kontrovers diskutiert werden wie das Thema Integration. Wir hatten 

aber bei unseren Diskussionen nicht die Überschriften in den Zeitungen am nächsten 

Tag im Blick, sondern haben uns auf die Aufgabe konzentriert. Deshalb wurden die 

Sitzungen nichtöffentlich durchgeführt.

Dabei ging es uns nicht nur um die Menschen, die erst seit kurzer Zeit in Bayern 

leben. Uns ging es auch um die Menschen, die schon seit Jahrzehnten in Bayern 

leben. Wir müssen auch darüber sprechen, wie diese Menschen bessere Chancen auf 

dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt bekommen und wie sie sich politisch und gesell-

schaftlich stärker einbringen können. Im Grunde ging es um alle Menschen, da gelun-

gene Integration allen zugutekommt. Wir haben deswegen darüber diskutiert, wie 

mehr Wohnraum geschaffen, wie Diskriminierung abgebaut werden und wie auch zu-

künftig ein friedliches Zusammenleben gelingen kann.
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Die Enquete-Kommission hat uns wieder einmal gezeigt, wie wichtig es ist, dass bei 

der Integration alle am gleichen Strang ziehen. Manchmal wird an unterschiedlichen 

Enden des Strangs gezogen, aber wichtig ist, dass alle am gleichen Strang ziehen.

Nun zu den Ergebnissen der Arbeit unserer Enquete-Kommission. In den Sitzungen 

fanden viele konstruktive Diskussionen statt. Zum Austausch waren Expertinnen und 

Experten sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus der ganzen Republik 

geladen. Diese lieferten einen wichtigen Beitrag zum Erfolg unserer Arbeit in der Kom-

mission. Wir haben dabei erfolgreiche Integrationsprojekte aus der Praxis näher be-

gutachtet. Ehrlicherweise muss jedoch auch gesagt werden, dass nicht alle Diskussio-

nen in der Kommission konstruktiv verliefen. Insbesondere die Debatten über 

Grundsatzfragen der Integration und über die Leitkultur wurden leider, und auch ver-

ständlicherweise, sehr ideologisch geführt.

Kern der Debatte war weniger die Frage, wie Integration in Bayern gelingen kann, 

sondern vielmehr die Frage, welche Flüchtlinge Integrationsleistungen bekommen 

sollten und welche nicht, Stichwort Bleibeperspektive. Integrationsmaßnahmen von 

diesem rein verwaltungstechnischen Begriff abhängig zu machen, ist meiner Meinung 

nach zu kurz gedacht. Frau Kollegin Weikert wird zu diesem Thema weitere Ausfüh-

rungen im Namen der SPD machen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir haben gemeinsam ein Bündel von Handlungs-

empfehlungen verabschiedet, von deren Umsetzung alle in Bayern profitieren werden. 

Insgesamt haben wir 354 Handlungsempfehlungen formuliert, von denen 158 von 

allen Fraktionen mitgetragen wurden. Das ist als ein großer Erfolg anzusehen.

(Beifall bei der SPD)

Ehrlicherweise muss ich aber auch sagen, dass die einstimmig beschlossenen Hand-

lungsempfehlungen meist im Verhandlungsprozess abgeschwächt und geändert wur-

den, damit die CSU diese Handlungsempfehlungen auch akzeptierte. Diesen 

158 Handlungsempfehlungen stehen 169 Handlungsempfehlungen gegenüber, die mit 
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Minderheitenvoten der SPD, der GRÜNEN oder der FREIEN WÄHLER aufgenommen 

wurden. Diese hohe Zahl von Minderheitenvoten verdeutlicht den mangelnden Kom-

promisswillen der CSU-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Insbesondere die Handlungsempfehlungen, mit denen die Staatsregierung zum Han-

deln aufgefordert wird, wurden von der CSU-Fraktion mit der Begründung abgelehnt, 

dass bereits eine Menge getan werde und kein weiterer Handlungsbedarf bestehe. Bei 

den Handlungsempfehlungen gab es auch Diskussionen über Formulierungen wie 

zum Beispiel "noch weiter fördern" oder "noch stärker ausbauen" usw. Damit wird der 

Anschein erweckt, dass bereits genug getan wird. Ganz ehrlich: Sprechen Sie einmal 

mit den vielen Ehrenamtlichen. Diese werden Ihnen sagen, dass das nicht der Fall ist, 

dass sie sich mehr Unterstützung wünschen und dass sie teilweise von uns im Stich 

gelassen werden.

Ich möchte an dieser Stelle den vielen Tausend ehrenamtlichen Helferinnen und Hel-

fern im Namen aller Fraktionen des Bayerischen Landtags – ich glaube, das darf ich 

sagen – ein herzliches Dankeschön für ihren unermüdlichen Einsatz aussprechen und 

dafür, dass sie Bayern lebens- und liebenswerter machen. Herzlichen Dank an alle 

Ehrenamtlichen!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Bezüglich der Zustimmung bzw. der Ablehnung der einzelnen Handlungsempfehlun-

gen lässt sich bei der CSU-Fraktion keine inhaltliche Stringenz erkennen. Auf der 

einen Seite werden ein stärkerer Ausbau und eine höhere Taktung der Verbindungen 

von Bahn und ÖPNV zugunsten der besseren Anbindung des ländlichen Raums abge-

lehnt, auf der anderen Seite wird der Handlungsempfehlung zugestimmt, wonach Zu-

wanderer häufig auf den ÖPNV angewiesen sind und daher weitere Lösungen entwi-

ckelt werden müssen, um die allgemeine Mobilität zu optimieren.

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 10



Wenig konstruktiv sind unserer Meinung nach die Handlungsempfehlungen mit Mehr-

heitsvoten, die überwiegend mit den Stimmen der CSU und teilweise auch der FREI-

EN WÄHLER zustande gekommen sind.Ein paar Beispiele: Eine Handlungsempfeh-

lung zielt auf die Einbürgerung nur bei klarer Entscheidung allein für die deutsche 

Staatsbürgerschaft, also die Ablehnung der doppelten Staatsbürgerschaft. Das war 

eine Handlungsempfehlung der CSU-Fraktion.

In einer weiteren Handlungsempfehlung heißt es: Der Freistaat unterstützt die Kom-

munen bei der Integration bereits umfangreich. – Dies empfinden die Kommunen nicht 

so. Der Bayerische Städtetag kritisiert zu Recht: Die Kommunen schultern ihren Anteil 

überwiegend allein.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Eine Handlungsempfehlung lautet: "Um die Identifizierung der Migrantinnen und Mi-

granten mit ihrem neuen Heimatland weiter zu unterstützen …" sind "… das verpflich-

tende Lernen und regelmäßige Singen der … Nationalhymne und der Bayernhymne in 

Schulen und anderen Bildungseinrichtungen … besonders geeignet."

(Thomas Huber (CSU): Wo ist das Problem?)

Liebe Schülerinnen, liebe Schüler, wenn diese Handlungsempfehlung tatsächlich um-

gesetzt wird, wisst ihr, was auf euch zukommt. Es geht also nicht nur um die National-

hymne, sondern auch um die Bayernhymne. Wenn ich jetzt fragen würde, wer alles 

die Bayernhymne auswendig kann,

(Zurufe von der SPD: Zweite Strophe!)

fiele mehr als die Hälfte an dieser Stelle durch.

(Staatsminister Joachim Herrmann: Na, na, na! – Georg Rosenthal (SPD): Es gibt 

Wichtigeres!)
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Konsens, das heißt übereinstimmende Meinungen, gab es sowohl bei konkreten als 

auch bei allgemeinen Handlungsmaßnahmen, die für die Migrantinnen und Migranten 

in Bayern eine große Hilfe darstellen. Konkrete Maßnahmen sind: Erstorientierungs-

kurse sollen flächendeckend bereits in den Erstaufnahmeeinrichtungen angeboten 

werden. Die Aussetzung der Vorrangprüfung soll auf alle Arbeitsagenturbezirke in 

Bayern ausgeweitet werden.

Zu den allgemeinen Maßnahmen gehören zum Beispiel: Kleinere Gemeinschaftsun-

terkünfte sind grundsätzlich zu bevorzugen. Die Sensibilität für andere Kulturen und 

Religionen in allen gesellschaftlichen und staatlichen Bereichen ist zu fördern. Büro-

kratische Hürden, die ein großes Hemmnis bei der Arbeitsmarktintegration darstellen, 

sind abzubauen. Außerschulische Bildungsangebote, Umweltbildung, Kunstprojekte 

etc. für Zugewanderte sollen gestärkt und ausgebaut werden. In allen weiterführenden 

Schulen müssen Kinder mit Migrationshintergrund weiterhin und gezielt beim Sprach-

erwerb gefördert werden.

(Der Redner hält den Bericht der Enquete-Kommission in die Höhe)

Jetzt fliegt mir alles um die Ohren; aber den Bericht der Enquete-Kommission, der 

316 Seiten umfasst, weil wir auch viele Statistiken, Diagramme und Berichte der 

Staatsregierung aufgenommen haben, wollte ich Ihnen einmal gezeigt haben. Die 

Exemplare haben wir vor zweieinhalb Stunden druckfrisch bekommen.

Als SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag verstehen wir die im Abschlussbericht fest-

gehaltenen Erkenntnisse und Handlungsempfehlungen als einen zentralen Auftrag an 

den Bayerischen Landtag und die Staatsregierung. Wir erwarten, dass die Handlungs-

empfehlungen als Maßgabe die künftige Integrations- und Migrationspolitik in Bayern 

bestimmen und dass die Empfehlungen, auf die sich alle Fraktionen verständigt 

haben, schnellstmöglich umgesetzt werden. Auf der Basis der Erkenntnisse der En-

quete-Kommission muss der Gesetzgeber folglich ein neues Partizipations- und Inte-
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grationsgesetz verabschieden, das nicht reine Symbolpolitik ist. Wir brauchen ein Ge-

setz, das nicht spaltet, sondern das Menschen zusammenführt.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, abschließend möchte ich, weil meine Redezeit zu 

Ende ist und Frau Weikert weitere Ausführungen machen wird, eine persönliche Be-

merkung zu den aktuellen Diskussionen loswerden. Ich bin der Meinung, dass wir 

über das Thema Integration und Migration und alles, was dazugehört, hier im Hohen 

Haus diskutieren sollten und dass wir auf Äußerungen, die die Presselandschaft drau-

ßen bestimmen und die in der Bevölkerung teilweise Ängste und Unverständnis schü-

ren, verzichten sollten. Dieses Parlament ist der richtige Ort, wo wir diese für alle in 

Bayern wichtigen Fragen zu beantworten haben. Ich lade Sie alle ein, diese Diskussio-

nen nur in diesem Hohen Haus zu führen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Herr Kollege Taşdelen. – Nun er-

teile ich nochmals Herrn Kollegen Thomas Huber das Wort. Bitte schön, Herr Huber.

Thomas Huber (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Frau Präsidentin, liebe Kollegin-

nen, liebe Kollegen! Wie Sie wissen, hat uns in dieser Legislaturperiode wohl kein 

Thema so intensiv beschäftigt wie die Integration der Menschen, die in den vergange-

nen Jahren aus zahlreichen Ländern Asiens, Afrikas und Europas zu uns gekommen 

sind, und zwar in einer Größenordnung, die sich zu Beginn dieser Legislaturperiode 

wohl niemand auch nur annähernd vorstellen konnte. Die intensiven und sehr kontro-

versen Diskussionen, die wir in diesem Plenarsaal, aber auch in der Enquete-Kommis-

sion geführt haben, waren wichtig und notwendig, weil das Thema Flüchtlinge, Migra-

tion und Integration die Menschen in Bayern seit dem Jahr 2015 ganz besonders 

bewegt. Die Menschen erwarten daher von uns, dass wir überzeugende Antworten 

geben. Genau das tun wir, und zwar – das sage ich auch in Richtung meiner CSU-

Fraktion – von Anfang an, nicht erst seit Einsetzung der Kommission.
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(Beifall bei der CSU)

Ich möchte nur stichpunktartig die vier Säulen unserer CSU-Flüchtlingspolitik wieder-

geben: Säule 1 – Humanität. Säule 2 – Integration. Säule 3 – Begrenzung, um Säule 2 

möglich zu machen. Säule 4 – Bekämpfung der Fluchtursachen.

Ich beziehe mich jetzt auf Säule 2, weil es heute um dieses Thema geht.

Wir in Bayern können auf eine jahrzehntelange, außerordentlich erfolgreiche Integra-

tion zurückblicken. Lieber Kollege Arif Taşdelen, dies ist uns auch ohne Integrations-

fahrplan gelungen, den ihr vor zwei Jahren – ich weiß nicht mehr genau, wann – vor-

geschlagen habt. Das beweist, dass wir diesen nicht brauchten.

Zahlreiche Menschen mit Migrationshintergrund haben sich in den vergangenen Jahr-

zehnten in unsere Gesellschaft eingebracht. Deshalb ist Bayern das Bundesland mit 

der höchsten Erwerbstätigenquote von Menschen mit Migrationshintergrund. Im Jah-

resdurchschnitt 2016 waren es 71,5 %; der Bundesdurchschnitt lag bei 64,5 %. Bay-

ernweit hat mehr als jeder Fünfte einen Migrationshintergrund. Das sind insgesamt 

rund drei Millionen Menschen. Damit gehört Bayern im Vergleich zu den Ländern mit 

einem durchschnittlichen Migrationsanteil. In Bayern beträgt dieser 22,9 %, in 

Deutschland insgesamt 22,5 %. Mit ihren Begabungen und ihrer Leistungsbereitschaft 

haben sie unser Land, unsere Gemeinschaft, unsere Gesellschaft enorm bereichert. 

Dafür möchte ich allen sehr herzlich danken.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, seit dem Jahr 2015 stehen wir allerdings vor der 

enormen Herausforderung, diese großen Leistungen zu wiederholen – freilich unter 

ganz anderen Rahmenbedingungen, unter ganz anderem Zeitdruck und in einer ganz 

anderen Größenordnung. Wir haben aber den festen Willen, auch diejenigen Men-

schen, die erst vor Kurzem zu uns gekommen sind, bei uns erfolgreich zu integrieren. 

Gleiches gilt für diejenigen, die noch zu uns kommen werden und bei denen absehbar 
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ist, dass sie dauerhaft bleiben dürfen. Wir müssen die Integration dieser Menschen er-

folgreich bewältigen, um unser Land vor tiefen gesellschaftlichen Gräben und sozialen 

Konflikten zu bewahren. Das schaffen wir nur mit einer Flüchtlingspolitik, die die Reali-

täten anerkennt und das eigene Leistungsvermögen realistisch einschätzt. Meine 

Damen und Herren, liebe Kollegen, weltweit sind 65 Millionen bis 70 Millionen Men-

schen auf der Flucht. Sie alle können wir unmöglich aufnehmen, schon gar nicht dieje-

nigen, die keinen Anspruch auf unseren Schutz haben.

Damit Bayern das Land der gelingenden Integration bleibt, ist eine Begrenzung der 

Zuwanderung – ich verweise auf die dritte vorhin genannte Säule – zwingend nötig; 

denn kein Land hält unbegrenzten Zuzug auf Dauer aus. Niemand anders als unser 

Altbundespräsident Joachim Gauck hat diese Herausforderung besser beschrieben, 

als er sagte: Das Herz ist weit, aber die Ressourcen sind begrenzt. – Mit "Ressourcen" 

meinte er sicherlich nicht nur das Geld, sondern auch die Belastbarkeitsgrenze unse-

rer Bevölkerung sowie die Ressourcen Zeit, Raum und Mobilität.

Meine Damen und Herren, Bayern hat einen klaren Kurs. Integration ist keine Ein-

bahnstraße, sondern lebt und wächst aufgrund eines Miteinanders aller beteiligten 

Personen, und sie basiert auf einem gegenseitigen Geben und Nehmen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wie Sie alle wissen, haben wir die gesetzliche 

Grundlage mit dem Bayerischen Integrationsgesetz dafür geschaffen. Es spaltet nicht, 

lieber Kollege Arif Taşdelen, sondern beschreibt den Grundsatz des Förderns und For-

derns. Dieser Grundsatz spaltet nicht, sondern er führt zusammen. Wir fordern von 

denen, die zu uns kommen, sich zu integrieren, und wir fördern diejenigen, die dazu 

bereit sind. Wir fordern, dass die Menschen, die nach Bayern kommen, alle bindenden 

Forderungen unserer Rechts- und Werteordnung akzeptieren, mittragen und als den 

für sie nun verbindlich geltenden Maßstab annehmen.

Wir haben übrigens im Gegensatz zu anderen deutschen Ländern und auch im Ge-

gensatz zur Bundesregierung schon sehr frühzeitig auf den enormen Anstieg der 
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Flüchtlingszahlen vor drei Jahren reagiert und schon im Herbst 2015 mit dem bundes-

weit einmaligen Integrationskonzept "Zusammenhalt fördern, Integration stärken" al-

lein für das Jahr 2016 noch zusätzliche Landesmittel in Höhe von circa 550 Millio-

nen Euro bereitgestellt. Im Doppelhaushalt 2017/2018 stehen für den Bereich der 

Integration Landesmittel in Höhe von rund 1,9 Milliarden Euro bereit, mehr als in 

jedem anderen deutschen Bundesland.

Ich darf einen Vergleich anstellen, auch wenn Sie mir gleich sagen werden, dass man 

das nicht vergleichen kann – das stimmt; das kann man auch nicht eins zu eins ver-

gleichen. Bei einem Blick in die Haushalte von Baden-Württemberg für 2017 bis 2019 

habe ich für Integration 320 Millionen Euro gefunden.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm (GRÜNE))

– Ich habe gerade gesagt, Kollegin Kamm, dass man das nicht eins zu eins verglei-

chen kann. Ich sehe mir aber allein diese zwei großen Hausnummern und die Zahlen 

des Freistaats Bayern insgesamt an. Für die Aufnahme von Asylbewerbern und die In-

tegration von 2015 bis 2018 bringen wir 9 Milliarden Euro auf. Auch deshalb ist Fakt: 

Bayern ist bei der Integration in Deutschland spitze, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen.

Bayern fördert auch die Integration in vielen Bereichen erfolgreich. Ich nenne nur bei-

spielhaft die 30 % höhere Förderung von Migrantenkindern in Kindertageseinrichtun-

gen sowie die Förderung bei der Integration in den Arbeitsmarkt. Ich sehe die Verein-

barung der Staatsregierung vom Oktober 2015, die Integration durch Ausbildung und 

Arbeit hieß.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Ausbildung und Abschiebung!)

Darin haben wir uns das Ziel gesetzt, bis 2019  60.000 Menschen in den Arbeitsmarkt 

zu integrieren. Wir haben jetzt, zwei Jahre nach Unterzeichnung, fast 118.000 Men-

schen in Praktika, in Ausbildungsverhältnisse und in den Arbeitsmarkt vermittelt.

(Christine Kamm (GRÜNE): Das haben die Unternehmen gemacht, nicht Sie!)
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Deshalb hat der Freistaat Bayern im Integrationsgesetz, das die Opposition, liebe Frau 

Kollegin, mit allen Mitteln zu verhindern versucht hat, den Grundsatz des Förderns 

und Forderns verbindlich festgelegt.

(Angelika Weikert (SPD): Dadurch sind die nicht in Ausbildung gekommen!)

– Fördern und Fordern, liebe Kollegin Weikert.

Die Enquete-Kommission Integration hat zu den bereits genannten elf zentralen Hand-

lungsfeldern nach langen und kontroversen Diskussionen eine Menge von Vorschlä-

gen zu Handlungsfeldern – du hast es beschrieben – sogar einstimmig, aber auch 

mehrheitlich beschlossen, unter anderem zum Handlungsfeld 1 – ich mache das jetzt 

im Stakkato – "Sprache, Erziehung und Bildung". Das ist aus unserer Sicht ein ganz 

wichtiges Kapitel, in dem wir festgeschrieben haben, dass Bildung erste Priorität hat, 

im Übrigen nicht nur für junge Menschen mit Flucht- und Migrationserfahrung, sondern 

auch für die eigenen Bürgerinnen und Bürger, die hier geboren sind und aufwachsen. 

Dem Anspruch auf Bildung steht die Verpflichtung gegenüber, Bildungsangebote 

wahrzunehmen. Darauf legen wir auch großen Wert; da sind wir wieder beim Fördern 

und Fordern.

Bildung muss auch als Entwicklungshilfe verstanden werden. Auch darauf haben wir 

uns verständigt. Demokratieerziehung und Bildung sollen frühzeitig gefördert werden – 

Stichpunkt: Integrationsklassen. Die Bildungsberatung soll insbesondere Informatio-

nen zum Mehrwert des dualen Ausbildungssystems vermitteln, um das wir weltweit 

beneidet werden. Gerade das duale Ausbildungssystem, die Berufsausbildung, ist das 

Integrationsinstrument schlechthin.

Deutsch als Zweitsprache soll ausgebaut werden. Wir konnten uns zwar nicht gemein-

sam, aber mehrheitlich darauf verständigen, dass berufsbegleitende Sprachangebote 

abhängig von der Bleibeperspektive ausgebaut werden sollen und auch die Vermitt-

lung der deutschen Kultur und der in Deutschland geltenden Werte im Rahmen der In-
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tegrations- und Sprachkurse stattfinden soll mit dem Ziel, die Integration in den deut-

schen Kulturkreis zu fördern.

Beim Handlungsfeld "Gesellschaftliche und politische Partizipation" haben wir uns dar-

auf verständigt, dass es für die Partizipation an der Gesellschaft und die Identifizie-

rung mit Deutschland einerseits Angebote des Staates braucht – wir wissen, dass es 

eine Menge von Angeboten des Staates gibt –; es braucht aber auch die Anstrengun-

gen der Migrantinnen und Migranten. Wir haben auf der einen Seite natürlich viele In-

tegrationskurse und Sprachkurse, die wir ausbauen – darauf haben wir uns auch ver-

ständigt – und auch immer wieder anpassen müssen. Wir haben zahlreiche 

Modellprojekte für junge Familien, für Frauen, für Jugendliche – ich nenne als Stich-

wort HEROES – zur Wertevermittlung. Gerade zur Vermittlung unserer Werte braucht 

es das tatsächliche Erfahren im täglichen Leben. Dafür ist es hilfreich, wenn Migranten 

insbesondere in Vereinen und im Ehrenamt mitwirken, was vielerorts wunderbar funk-

tioniert.

Zur Stärkung der politischen Partizipation – darauf haben wir uns auch verständigt –, 

sollten Programme und Methoden entwickelt werden, um mehr Menschen mit Migra-

tionshintergrund für die Mitarbeit in etablierten politischen Parteien zu gewinnen. Ich 

finde das einen ganz wichtigen Ansatz.

Beim Handlungsfeld "Antidiskriminierung und Antirassismus" sind wir uns einig, dass 

Diskriminierung und Rassismus in keiner Form Platz in unserer Gesellschaft haben 

dürfen.

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE))

– Das steht in unserem Bericht, liebe Frau Kollegin – Handlungsfeld 3, erster Punkt –

(Markus Rinderspacher (SPD): Papier ist geduldig!)

als einstimmiger Beschluss. Darüber bin ich froh. Sie wollen doch nicht infrage stellen, 

dass Sie das unterstützen.
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(Katharina Schulze (GRÜNE): Nein, ich stelle etwas anderes infrage!)

Diskriminierung und Rassismus muss von staatlicher Seite mit einer Null-Toleranz-Hal-

tung begegnet werden. Auch das steht in den Handlungsempfehlungen. Wir müssen 

alles tun, um Ghettoisierung und Segregation zu verhindern. Wir brauchen deswegen 

eine ausgewogene Siedlungsstruktur sowohl in den Ballungsräumen als auch in den 

ländlichen Regionen, lieber Kollege Taşdelen; du hast vorher gesagt, dass keine in-

haltliche Stringenz zum Beispiel beim Ausbau des ÖPNV oder auch im Wohnungsbau 

zu erkennen sei. Wir sind für den Ausbau der Infrastruktur. Meine Fraktion startet stän-

dig Initiativen, um den ÖPNV und die Infrastruktur zu verbessern. Wir machen das 

aber nicht nur für die Menschen, die neu zu uns kommen, sondern für alle Menschen, 

die hier leben. Wir machen keine Unterscheidung, wer den ÖPNV nutzt.

(Arif Taşdelen (SPD): Ich auch nicht!)

Projekte an Schulen zur Stärkung der Demokratie und zur Auseinandersetzung mit 

Extremismus oder Rassismus müssen weiter unterstützt werden. Auch das steht im 

Bericht. Unsere Rechts- und Werteordnung mit den darin formulierten Freiheitsrechten 

muss positiv als gesellschaftliches Gegenmodell zur Abschottung und zu Parallelge-

sellschaften vermittelt und gelebt werden.

Zum Themenbereich "Wirtschaft und Arbeitsmarkt" hat es Fachgespräche gegeben. 

Die Beratungen zu diesem Themenfeld waren geprägt – Sie erinnern sich – von kont-

roversen Diskussionen zur bundesweiten 3-plus-2-Regelung. Ich bin froh, dass es 

auch in der Großen Koalition zu einer Einigung gekommen ist, dass die 3+2-Regelung 

für Auszubildende bundesweit einheitlich angewendet werden soll.

(Angelika Weikert (SPD): Und wo ist der Gesetzentwurf des Innenministers?)

– Das Problem einer bundesweiten Regelung, Frau Kollegin, haben wir im Sozialaus-

schuss schon ständig rauf und runter diskutiert.
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(Angelika Weikert (SPD): Wo ist der Gesetzentwurf des Innenministers? – Zuruf 

von den GRÜNEN)

Die Kompetenzfeststellung von Asylbewerbern mit guter Bleibeperspektive muss flä-

chendeckend frühzeitig möglich sein, um die Integration in den Arbeitsmarkt zu er-

leichtern.

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE))

– Auch das war ein einstimmiger Beschluss, Frau Kollegin, also auch mit Stimmen der 

SPD und der GRÜNEN.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Die Verfahren zur Anerkennung ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse wollen 

wir weiter verbessern, und auch das Angebot möglicher Teilqualifizierungen wollen wir 

weiter ausbauen. Wir sind uns auch einig, dass die für die Dauer von drei Jahren be-

schlossene Aussetzung der Vorrangprüfung auf alle Arbeitsagenturbezirke Bayerns 

ausgeweitet werden soll.Dadurch wird der Zugang für Asylbewerber zu Zeitarbeit 

schnell ermöglicht.

(Angelika Weikert (SPD): Aber angeordnet haben wir es noch nicht!)

Ich kann mich noch sehr gut an die Diskussion erinnern. Das war insbesondere unse-

ren Experten wichtig,

(Angelika Weikert (SPD): Ja!)

weil ihre Praxiserfahrung zeigt, dass die Vorrangprüfung bei der aktuellen Arbeits-

marktlage tatsächlich unproblematisch sein könnte.

(Angelika Weikert (SPD): Und wo bleibt die Anordnung aus dem Ministerium?)

Ich danke auch unserem Innenminister ganz herzlich, der vorgestern zur ersten Integ-

rationskonferenz zum Themengebiet "Integration in Arbeit" eingeladen hat. Lieber Herr 
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Innenminister, vielen Dank, das ist ein erster Schritt in die richtige Richtung, dass Asyl-

bewerber, die bislang vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, eine sinnstiftende Tätig-

keit ausüben dürfen. Hier haben wir noch Weiterentwicklungsmöglichkeiten.

Ich komme zu Punkt fünf "Wohnen und Stadtentwicklung". Das ist ein ganz wichtiger 

Bereich. Bezahlbarer und ausreichender Wohnraum für alle Bürger ist ein zentraler Er-

folgsfaktor für die Integration und Teil einer gerechten Sozialpolitik. Die Schaffung 

steuerlicher Anreize für den Bau kostengünstiger Miet- und Betriebswohnungen ist 

auch ein Punkt von uns. Das ist jetzt Gott sei Dank auch in Berlin ein Thema und steht 

im Koalitionsvertrag.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, um Segregation zu vermeiden, darf Wohnungsbau 

nicht einseitig für bestimmte Gruppen erfolgen, sondern es müssen gemischte Quarti-

ere angestrebt werden. Ich erinnere mich noch an das Fachgespräch mit dem 

Bauamtsleiter oder Baudirektor – ich weiß nicht, welchen Titel er hat – aus Nürnberg, 

der uns hier aus seinen Erfahrungen

(Angelika Weikert (SPD): Der Herr Ulrich, genau!)

– richtig, Herr Ulrich – berichtet hat. Die Empfehlung an die Städte und Gemeinden, 

ein systemisches Flächen- und Leerstandsmanagement einzuführen, ist ein positives 

Beispiel. Das haben wir auch von der Allianz Hofheimer Land gehört. Das finde ich 

sehr gut.

Ich komme zum Themengebiet "Religion und Weltanschauung". Da haben wir in der 

Tat die größten Diskussionen geführt. Wie im LehrplanPLUS vorgesehen, sollen be-

reits in Kindertageseinrichtungen und in der Schule Kenntnisse über die eigene Religi-

on wie auch Einblicke in andere Weltreligionen vermittelt werden. Das steigert die Fä-

higkeit, differenziert und tolerant mit religiösen Überzeugungen und 

Weltanschauungen umzugehen. Wir sind uns einig, dass Religionsfeindlichkeit in jeder 

Form auch durch Präventionsarbeit mit einem Ausbau der Informationsangebote ent-

gegengewirkt werden muss.
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Zum Extremismus habe ich schon etwas gesagt. Flächendeckende Angebote sind 

nötig, um die grundlegenden Prinzipien der deutschen Rechts- und Werteordnung ver-

ständlich zu vermitteln.

Ich erinnere mich an die sehr kontroverse Diskussion vom 19. Oktober zum Thema 

Leitkultur. Lieber Kollege Taşdelen, mich hat überrascht, dass ausgerechnet Ihr Exper-

te, Prof. Dr. Nida-Rümelin, der von der SPD benannte Experte, sich klar zur Leitkultur 

positioniert hat.

(Angelika Weikert (SPD): Nein, das stimmt nicht!)

– Doch, ich habe das Protokoll dabei. Ich kann es Ihnen hernach vorlesen. – Wir sind 

der Meinung, dass das Thema "Leitkultur in Bayern" die Basis für Integration und ein 

friedliches Miteinander bildet.

"Gleichstellung" ist ein ganz wichtiges Kapitel, liebe Kolleginnen und Kollegen. Die 

Gleichstellung von Männern und Frauen gehört zu den grundlegenden demokrati-

schen Werten unserer Gesellschaft. Daher gilt es, in allen Bildungseinrichtungen allen 

Kindern und Erwachsenen zu vermitteln, dass Frauen und Männer gleichwertig und 

gleichberechtigt sind. Gerade Frauen und insbesondere Müttern kommt bei der Inte-

gration eine Schlüsselrolle zu. Daher müssen sie in ihren Integrationsanstrengungen 

beim Spracherwerb, im Alltag und bei der Ausbildung bestmöglich unterstützt werden. 

Da gibt es das eine oder andere Fördermodellprojekt.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich komme zum Bereich "Kultur und Medien". Gera-

de Medienangebote können geeignet sein, um wichtige Informationen schnell, unkom-

pliziert und kostenlos zu verbreiten. Die Möglichkeiten der neuen Medien müssen kon-

sequent genutzt und weiterentwickelt werden. Zum Beispiel die App "Ankommen", die 

Informationen über das Leben und die Kultur in Deutschland, Informationen zur Aus-

bildung und Arbeit sowie einen Sprachkurs bietet, kann hier vorbildhaft sein. Um die 

Medienangebote noch gezielter entwickeln zu können, sollte die Forschung im Bereich 

Mediennutzung insbesondere bei Migranten ausgeweitet werden. Last, but not least: 

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 22



Die Angebote in Rundfunk und Telemedien des Bayerischen Rundfunks sollten bei 

ihrer Programmgestaltung die Vermittlung der deutschen Sprache und der Leitkultur 

angemessen berücksichtigen.

Jetzt bin ich sozusagen beim Thema Integrationsbereitschaft und Leitkultur, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. Integration ist ein Prozess, der auf Gegenseitigkeit beruht. Da 

sind wir uns einig. Daher muss die Integrationsbereitschaft der Aufnahmegesellschaft 

wie der Zugewanderten unterstützt und eingefordert werden. Die Verbindlichkeit unse-

rer Grund- und Menschenrechte wie auch unserer Werte muss allen Migranten vermit-

telt werden. Dabei ist ein bloßer Verweis auf das Grundgesetz und die Bayerische Ver-

fassung zu kurz gegriffen. Auch das ist eine einstimmige Festlegung in unserem 

Bericht. Unsere Leitkultur umfasst nicht nur normative Werte, sondern auch Sitten, 

Bräuche und Traditionen, die sich nicht in Gesetzen wiederfinden. Die Leitkultur, wie 

sie in der Präambel unseres Integrationsgesetzes definiert ist, gibt Ziele und Rahmen 

für die Integration vor und muss Maßstab für die staatlichen integrationspolitischen 

Maßnahmen und Angebote sein. Voraussetzung für eine erfolgreiche Integration sind 

aber die individuelle Bereitschaft und der Wille der Migranten dazu. Aufgabe des Auf-

nahmelandes ist es, entsprechende Angebote zu schaffen, was wir tun, und die Moti-

vation zur Integration zu fördern. Fehlender Integrationsbereitschaft muss aber auch 

mit Sanktionen begegnet werden können. Auch das steht in dem Gesetz.

Meine Damen und Herren, zu dem Thema "Kommunales" sage ich auch als aktiver 

Kommunalpolitiker in meiner Heimatstadt und in meinem Heimatlandkreis zusammen-

fassend: Integration kann nur gelingen, wenn sie von unten nach oben erfolgt, also in 

den Kommunen beginnt. Hier haben wir zusammen mit unseren Vertretern aus der 

Kommunalpolitik gute Vorschläge gemacht.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich möchte betonen, dass insbesondere Bayern 

und Deutschland auch deshalb eine so hohe Anerkennung in der ganzen Welt genie-

ßen, weil sie für eine offene, freiheitliche und plurale Gesellschaft auf Grundlage einer 

werteorientierten Politik stehen. Die Menschen wissen: In Bayern finden sie alle Mög-
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lichkeiten, sich zu entfalten und ihr Leben selbstbestimmt in Freiheit und Verantwor-

tung zu gestalten. Das ist vor allem deshalb so, weil das vertrauensvolle Zusammenle-

ben für uns mehr ist als nur ein reines Nebeneinanderleben oder gar das Leben in 

Parallelgesellschaften, das wir unter allen Umständen vermeiden wollen; denn keine 

Gesellschaft funktioniert nur, weil sie gut organisiert ist. Vielmehr müssen die Men-

schen, um sich erfolgreich in eine für sie neue soziale Ordnung einzubringen, von 

deren Sinn überzeugt sein. Ohne dieses Fundament, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

geht es einfach nicht. Dabei ist klar: Bayern ist in den Werten und Traditionen des 

christlichen Abendlandes tief verwurzelt. Zu diesen Grundüberzeugungen gehört 

neben der Würde und Freiheit des Einzelnen die Gleichberechtigung aller Menschen, 

insbesondere die Gleichstellung von Mann und Frau, und die Überzeugung, dass 

jeder Mann und jede Frau frei über die eigene Lebensführung und damit die eigenen 

Beziehungen entscheiden kann. Dies sowie Achtung und Respekt vor anderen, unser 

sprichwörtliches "Leben und leben lassen", sind das feste Fundament unserer Rechts- 

und Gesellschaftsordnung, an dem wir nicht rütteln lassen. Das haben wir entspre-

chend beschrieben. Würden wir all das verlieren und es nicht schaffen, die besagte 

"Liberalitas Bavarica" auch denen zu vermitteln, die aus anderen Kulturkreisen zu uns 

kommen, dann hätte die Politik versagt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Integration ist nur dann gelungen, wenn alle 

Menschen ihren Alltag nach gemeinsamen Grundregeln selbstbestimmt leben und 

sich nicht gegenüber ihren Mitmenschen abschotten. Dafür müssen sich alle mit die-

sen Grundregeln identifizieren, die wir unter dem Begriff "Leitkultur" zusammengefasst 

haben und die auch im Integrationsbericht enthalten sind.

Wir wollen, dass Bayern auch in Zukunft das Land des Zusammenhalts und der gelin-

genden Integration ist und damit die gemeinsame Heimat für alle hier lebenden Men-

schen bleibt. Deshalb haben wir mit den anderen Fraktionen im Bayerischen Landtag 

dieser Enquete-Kommission zugestimmt und sie gemeinsam eingesetzt, um zusam-
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men mit zahlreichen Experten viele Ideen für eine Fortsetzung der erfolgreichen Integ-

rationspolitik zu erarbeiten und zu finden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, das ist uns auch gelungen. Du hast es 

vorher gesagt. Es gibt 158 einstimmig beschlossene Handlungsempfehlungen, es gibt 

Minderheitsvoten und Mehrheitsvoten. Wir haben das sauber erarbeitet. Die politi-

schen Meinungen sind auch klar erkennbar. Ich halte die Darstellung in unserem Be-

richt für wirklich gelungen. Die gemeinsam mit den Experten in der Enquete-Kommis-

sion erarbeiteten und in diesem Abschlussbericht abgegebenen 

Handlungsempfehlungen sollen als Anregungen und Denkanstöße dafür dienen, diese 

erfolgreiche Integrationspolitik auch weiterzuentwickeln und sie an die immer neuen 

Herausforderungen anzupassen. Wir entwickeln uns auch weiter und bleiben nicht 

stehen.

Wir, die CSU-Fraktion, verstehen diese Handlungsempfehlungen auch als Richtschnur 

für die Integrationspolitik der nächsten Jahre. Selbstverständlich geht es nicht darum, 

sämtliche einzelnen Empfehlungen in allen Handlungsbereichen sofort und uneinge-

schränkt umzusetzen. Das würde sowohl die Arbeitskraft unserer Verwaltungen auf 

allen Ebenen, vom Land über die Bezirke bis zu den Kommunen, als auch die Finanz-

kraft des Landeshaushalts sprengen. Den künftigen politisch Handelnden bleibt es 

überlassen, aus der Fülle der wichtigen Anregungen der Enquete-Kommission 

Schwerpunkte zu setzen. Dabei sind die jeweils aktuelle Haushaltslage und die zur 

Verfügung stehenden Ressourcen zu berücksichtigen. Das bedeutet zwingend, dass 

wir unsere Maßnahmen der intensiven Sprachförderung – ich rede nicht von Sprach-

förderung, sondern von intensiver Sprachförderung –, der Ausbildung und der berufli-

chen Qualifizierung auf die Menschen mit einer dauerhaften oder zumindest längerfris-

tigen Bleibeperspektive fokussieren müssen. Darin unterscheiden wir uns in unserer 

Meinung, lieber Kollege.

Mir ist es wichtig, abschließend unsere Haltung zu den verschiedenen Punkten zum 

Ausdruck zu bringen und die Kernpunkte, die in der Grundsatzpositionierung der CSU 
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zur Integration enthalten sind, kurz zusammenzufassen. Wir wollen Parallelgesell-

schaften vermeiden; denn wir wollen ein gutes Miteinander aller Menschen in Bayern 

bewahren. Dieses Miteinander muss auf der Basis unserer Grundregeln erfolgen, die 

nicht verhandelbar sind und für alle hier Lebenden gelten. Nur so ist es möglich, dass 

es allen Bewohnern Bayerns gut geht. Das muss für uns und für alle anderen oberste 

Priorität haben.

Wir unterstützen das Ehrenamt nach besten Kräften auch weiterhin; denn das Ehren-

amt ist ein Grundpfeiler einer gelingenden Integration. Ohne Ehrenamt wäre diese 

Mammutaufgabe wie viele andere Aufgaben niemals zu bewältigen gewesen. Deswe-

gen möchte ich an dieser Stelle den vielen Ehrenamtlichen ein herzliches Vergelts 

Gott aussprechen. Da, glaube ich, kann man auch applaudieren.

(Beifall bei der CSU und des Abgeordneten Arif Taşdelen (SPD))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Integration anerkannter Asylbewerber mit guter 

Bleibeperspektive muss Vorrang haben. Es ist im Sinne aller Beteiligten, insbesondere 

auch der Wirtschaft und des Handwerks, dass wir die schnelle und rechtssichere Auf-

nahme einer Ausbildung oder einer anderen beruflichen Tätigkeit fördern. Ausreichen-

de Sprachkenntnisse sind dafür unverzichtbar. Daher fördern wir auch diese Maßnah-

men in einer, wie ich meine, einzigartigen Weise weiter.

Integration ist keine Einbahnstraße, was die seit vielen Jahren in Bayern gut integrier-

ten Menschen belegen. Wir fördern und fordern in diesem Sinne und werden Integrati-

onsverweigerer auch sanktionieren.

Bei allen Leistungen für die Integration vergessen wir unsere einheimische Bevölke-

rung nicht. Das zeigen auch sehr deutlich die zahlreichen Maßnahmen und Initiativen 

der Staatsregierung unter Ministerpräsident Dr. Markus Söder in den ersten 120 Tagen 

seiner Amtszeit. Ich nenne nur stichpunktartig – wir haben es heute schon beim Nach-

tragshaushalt gehört – die Einführung des Familiengeldes, den Ausbau der Kinderbe-

treuung, das Landespflegegeld, den Hebammenbonus, die Schaffung von Wohnraum 
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und den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. Ich würde mir wirklich wünschen, dass 

diese positiven Aspekte, nämlich alles das, was der Freistaat für seine Menschen in 

Bayern macht, von allen Akteuren in Politik, Gesellschaft und auch den Medien wieder 

mehr in den Fokus der aktuellen Debatte gerückt werden.

Wir treten auch dafür ein, dass das Asylrecht nicht als Zuwanderungsrecht miss-

braucht wird.

(Beifall bei der CSU)

Wir sorgen dafür, dass Ausreisepflichtige konsequent und schnell abgeschoben wer-

den, damit die Integration derer gelingt, die bei uns anerkannt werden und bei uns 

leben dürfen und leben werden.

Wir wollen die Integration nicht durch immer mehr Bürokratie und strenge Regeln er-

schweren. Wir wollen, dass Integration gelingt, ohne unsere gesamtgesellschaftlichen 

und finanziellen Ressourcen zu überfordern. Anders wäre nämlich am Ende nieman-

dem geholfen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir ist es ein großes Anliegen, abschließend allen zu 

danken, ohne deren fantastisches Engagement die Integration so vieler Menschen 

nicht gelungen wäre und auf deren Hilfe wir auch in Zukunft angewiesen sein werden. 

Ich habe vorhin die ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürger erwähnt, die ein ein-

zigartiges Netz der Solidarität geschaffen haben. Ich möchte aber auch den Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern in den Behörden, in den Ministerien, den Regierungen, den 

Landratsämtern, bei der Justiz und bei der Polizei und den Lehrerinnen und Lehrern 

ein herzliches Vergelts Gott für die Bewältigung dieser großen Herausforderung 

sagen.

(Beifall bei der CSU)

Der Einsatz der bayerischen Bevölkerung für die Integration war und ist herausragend. 

Dieses Engagement werden wir weiterhin unterstützen. Deshalb können wir mit Fug 
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und Recht sagen: In Bayern gelingt die Integration besonders gut. Ich glaube, das 

kommt auch in diesem Integrationsbericht zum Ausdruck. In diesem Sinne herzlichen 

Dank allen Kolleginnen und Kollegen für die Mitarbeit und für die kontroversen, aber 

inhaltlich auch zielführenden Diskussionen bei der Erstellung des Berichts. Ich glaube, 

wir sind auf einem guten Weg. Vielen herzlichen Dank!

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Herr Kollege Huber. – Zu einer 

Zwischenbemerkung erteile ich nun der Kollegin Stamm das Wort. Bitte schön, Frau 

Stamm.

Claudia Stamm (fraktionslos): (Von der Rednerin nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr 

Huber, zur Leitkultur gab es einen sehr denkwürdigen Vortrag von Alois Glück gleich 

nebenan im Senatssaal. Er ist bestimmt auch auf der Homepage des Bayerischen 

Landtags zu finden. Alois Glück sprach explizit davon, dass, wenn überhaupt, nur eine 

europäische Leitkultur Sinn hat. Vielleicht sollten Sie sich den Vortrag einmal anschau-

en. Das wäre, glaube ich, sinnvoll.

Sie hatten jetzt wiederholt gesagt, dass die 3-plus-2-Regelung bundesweit gilt. Das ist 

richtig; das ist eine bundesweite Regelung. Das stimmt. Richtig ist auch, dass diese 

Idee aus Bayern stammt. Es stimmt aber nicht, dass sie bundesweit gleich angewandt 

wird.

Wir hatten im Ausschuss den Fall eines Mannes, der sich bereits in einer Lehre be-

fand, nämlich in einer Bäckerlehre. Sie haben angedeutet, dass er ein Straftäter sei. 

Ich habe mir inzwischen die Papiere vorlegen lassen. Beim Amtsgericht München ist 

nichts im Beschluss zu finden. Das einzige große Vergehen, das er begangen hat, war 

vielleicht, dass er nach Deutschland, nach Bayern geflohen ist und dafür auf seiner 

Flucht vielleicht auch etwas Geld zahlen musste. Er wollte genauso dringend hierblei-

ben. Als ein Lehrling, der bereits in der Ausbildung war, ist er abgeschoben worden. 

Das nächste Beispiel ist eine Ukrainerin, die die Fähigkeiten hätte, eine Pflegeausbil-

dung zu machen. Sie hatte bereits einen Vertrag mit dem Bayerischen Roten Kreuz in 
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der Tasche. Sie wird die Ausbildung nicht machen dürfen, weil sie abgeschoben wer-

den soll. Sie hat jetzt ein Jahr Praktikum gemacht. Tun Sie bitte nicht so, und hören 

Sie damit auf, diese Märchen mit Happy End zu erzählen, dass die 3-plus-2-Regelung 

in Bayern genauso gilt wie in anderen Ländern. Das stimmt einfach nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Frau Stamm. – Herr Huber, bitte 

schön.

Thomas Huber (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Liebe Kollegin Stamm, den Vor-

trag von Alois Glück kenne ich sehr gut. Ich halte ihn für zutreffend. Wenn Sie ihm auf-

merksam folgen und ihn auch richtig verstehen, dann spricht er von einer euro-

päischen Leitkultur. Wir sprechen aber nicht von einer bayerischen oder deutschen 

Leitkultur, sondern wir sprechen von einer Leitkultur. Leitkultur in dem Sinne, wie wir 

sie verstehen, will ich Ihnen ganz einfach erklären. Ich versuche es, in eine Formel zu 

geben: Leitkultur ist für uns auf der einen Seite die Anwendung geltenden Rechts, 

nämlich des Grundgesetzes, der Verfassung und der daraus abgeleiteten Rechtsnor-

men, und auf der anderen Seite die Wahrung von Werten, Traditionen und Brauchtum. 

So steht es auch in der Präambel des Bayerischen Integrationsgesetzes. Ich habe 

jetzt versucht, das in einer Formel wiederzugeben, die möglicherweise zu kurz gegrif-

fen ist. Ich glaube aber, so kann man es am besten verstehen und nachvollziehen.

Im Hinblick auf die 3-plus-2-Regelung haben Sie mich möglicherweise falsch verstan-

den. Ich habe gesagt, ich bin froh, dass die 3-plus-2-Regelung, die bundesweit gelten 

soll, endlich in den Koalitionsvertrag aufgenommen wurde. Die 3-plus-2-Regelung für 

Auszubildende wollen wir bundesweit einheitlich anwenden. Das heißt nicht, dass es 

schon funktioniert. Ich bin jedoch froh, dass sie endlich im Koalitionsvertrag steht. 

CDU/CSU und SPD versuchen, eine Lösung zu finden, um die Regelung bundesweit 

einheitlich anzuwenden.
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Vorhin habe ich etwas vergessen. An dieser Stelle möchte ich noch etwas zur Leitkul-

tur sagen. In der Zwischenzeit habe ich mir das Protokoll aus meinem Aktenstapel he-

rausgesucht. Herr Nida-Rümelin war am 19. Oktober bei uns. Das war eine sehr span-

nende und zum Teil kontroverse Diskussion. Ich zitiere Herrn Nida-Rümelin aus dem 

mir vorliegenden Protokoll: "Er, Nida-Rümelin, wolle sich zur Leitkultur klar positionie-

ren und in diesem Punkt vom linksliberalen Mainstream, der etwa durch Jürgen Haber-

mas, John Rawls oder Bruce Ackerman repräsentiert werde, absetzen."

Ich führe ein zweites Zitat mitten aus dem Text an.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kollege, bitte schauen Sie auf die Zeit.

Thomas Huber (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Ich zitiere: "Eine solche Leitkul-

tur des Humanismus entstehe nicht, indem man sich gleichsam im liberalistischen 

Modus zurücklehne und auf das Grundgesetz und sanktionenbewehrte Rechtsord-

nung verlasse. Dies sei zu wenig."

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Thomas Huber (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Nida-Rümelin gibt uns 

recht.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Herr Kollege Huber. – Der nächste 

Redner ist Herr Kollege Dr. Fahn. Bitte schön, Herr Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, meine Damen und Her-

ren! Auch ich möchte mich zu Beginn meiner Rede ganz herzlich bei allen Mitgliedern 

der Enquete-Kommission für die gute Zusammenarbeit der letzten zwei Jahre bedan-

ken. Ich bedanke mich auch bei allen Experten. Besonders danke ich Herrn Dr. Frank 

Gesemann, der immer extra aus Berlin nach München gefahren ist. Das ist nicht 
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selbstverständlich. Ich danke auch den drei Vorsitzenden Arif Taşdelen, Josef Zellmei-

er und Thomas Huber. Sie waren angenehme Vorsitzende.

Wir besprechen heute diesen umfangreichen Abschlussbericht, der 354 Handlungs-

empfehlungen umfasst. Davon sind aber nur – das wurde schon gesagt – 158 Hand-

lungsempfehlungen einstimmig beschlossen worden, die anderen nicht. Herr Huber, 

deswegen kann man nicht sagen, dass Bayern in puncto Integration spitze ist. Wären 

wir bei der Integration spitze, müssten alle Handlungsempfehlungen einstimmig be-

schlossen worden sein. Das habe ich zwar gehofft, das ist jedoch nicht der Fall. Des-

halb ist in Bayern noch viel zu tun. Bei der Integration sind wir in Bayern noch nicht 

spitze.

Bei der ganzen Diskussion ging es um die Leitkultur. Das wurde jetzt schon ein paar 

Mal gesagt. Dazu muss ich jetzt auch etwas sagen. Wir haben diesen Begriff abge-

lehnt und meinen nach wie vor, dass es sich um einen politischen Kampfbegriff han-

delt. Für die Diskussion war das sehr ungünstig. Sie zitieren immer eine Person. Ich 

habe Verbände und Organisationen in Bayern gefragt, wie sie den Begriff der Leitkul-

tur bewerten. Alle sind dagegen: dazu zählen der BLLV, die kommunalen Spitzenver-

bände, der Bayerische Jugendring, das Rote Kreuz, der DGB, kirchliche Gruppen und 

die Freie Wohlfahrtspflege. Ich lese Ihnen die Antwort des Bayerischen Landespflege-

rats vor: Auch der Begriff der Leitkultur mit dem dort gezeichneten Menschenbild ist 

mit dem Integrationsgesetz nach unserer Auffassung nicht vereinbar. Im Gesetzestext 

bleibt zudem undefiniert und unklar, was darunter zu verstehen ist. – Das haben fast 

alle Verbände gesagt. Deshalb brauchen wir eine Leitkultur in dieser Form nicht. Der 

Begriff hat die Diskussion in unserer Enquete-Kommission eigentlich nur erschwert.

Das Wort "Integration" kommt bekanntlich aus dem Lateinischen und bedeutet: Etwas 

zu einem Ganzen zusammenschließen. Übertragen auf die gesellschaftliche Integra-

tion heißt das: Unterschiedliche Menschen und Gruppen verbinden sich zu einer Ein-

heit. Anders gesagt: Integration kann nur gelingen, wenn alle Beteiligten bereit sind für 

Veränderungen. Für die Aufnahme der Geflüchteten brauchen wir eine Veränderung 
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der Mehrheitsgesellschaft. Ebenso brauchen wir eine Veränderung derjenigen, die zu 

uns kommen. Eine einseitige Anpassung an unsere vermeintlich unveränderliche Kul-

tur ist zu kurzsichtig. Man hatte aber das Gefühl, dass die CSU im Rahmen der Dis-

kussion immer mit dieser These kam.

Wir FREIE WÄHLER brauchen den Begriff der Leitkultur nicht. Wir orientieren uns am 

Grundgesetz und der Bayerischen Verfassung sowie dem Erhalt der "Liberalitas Bava-

rica". Dort steht auch etwas zur Freizügigkeit und zur Toleranz. Eine gelingende Inte-

gration ist in der heutigen Gesellschaft wichtiger denn je. Wir können es uns nicht leis-

ten, Menschen, die dauerhaft bei uns wohnen, nicht in unsere Gesellschaft zu 

integrieren. Wir dürfen keine Parallelgesellschaften zulassen, wie das beispielsweise 

in Berlin, Nordrhein-Westfalen oder anderen Bundesländern der Fall ist. Nicht integ-

rierte Personen können im schlimmsten Fall eine Gefahr für die aufnehmende Gesell-

schaft und alle hier gut integriert lebenden Menschen werden. Dafür kann es die ver-

schiedensten Gründe geben. Das kann zum einen an der mangelnden Bereitschaft 

der zu integrierenden Menschen liegen. Damit sich das bessert, müssen wir etwas 

tun. Das ist ganz klar. Das kann zum anderen aber auch an der mangelnden Integrati-

onspolitik der Staatsregierung liegen. Dies zeigen einige Beispiele aus den letzten 

Wochen und Monaten.

Leider sind viele Handlungsempfehlungen sehr allgemein und unkonkret, weil wir uns 

nicht einigen konnten. Deshalb haben wir uns auf die einfachste Regelung verständigt.

Mit unserem sachlich-pragmatischen Ansatz der Politik für die Menschen vor Ort 

haben wir uns inhaltlich mit den Handlungsempfehlungen auseinandergesetzt. In der 

Kürze der Zeit möchte ich einige Beispiele nennen. Aus Sicht der FREIEN WÄHLER 

ist die einstimmig angenommene Handlungsempfehlung ein großer Erfolg: Kommunen 

haben die Schlüsselstellung bei der Umsetzung der Integration. Integration findet in 

erster Linie in den Städten und in den Gemeinden statt. Daher müssen Kommunen, 

wenn es um die Vermittlung von Sprache, Erziehung und Bildung geht, die notwendi-

gen Mittel erhalten. Mein Kollege Hanisch wird dazu noch etwas sagen. Das ist in der 

Protokollauszug
137. Plenum, 11.07.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 32



Vergangenheit bei Weitem nicht geschehen. Die Kommunen sind zu oft im Stich ge-

lassen worden. Sie müssen die Integration umsetzen, ihnen fehlen aber die finanziel-

len Mittel dafür. Das ist ein Problem, das wir in Zukunft lösen müssen.

Bei Integrationskursen – das haben wir auch beschlossen – soll die Bildung von Klein-

gruppen ermöglicht werden, um lange Wartezeiten insbesondere im ländlichen Raum 

zu vermeiden. Das ist eine Handlungsempfehlung.

Vieles wurde jedoch auch abgelehnt. Dazu zählen die Übernahme der Fahrtkosten zu 

den Sprach- und Integrationskursen, die Verbesserung des Betreuungsschlüssels für 

Kinder mit Migrationshintergrund sowie der Ausbau von Sozialkunde und politischer 

Bildung. Das ist schade. Das hat die CSU abgelehnt.

Beim Themengebiet "Gesellschaftliche und politische Partizipation" fanden folgende 

Handlungsempfehlungen eine Mehrheit: Die Mitarbeit in politischen Interessenvertre-

tungen von Migranten in Integrationsbeiräten soll weiter unterstützt werden. – Das fin-

den wir gut. Mit Service-Learning – Lernen durch Engagement – existiert bereits ein 

sehr gutes Konzept, welches politische Bildung bis hin zur Partizipation ermöglicht. 

Dieses Konzept soll weiter ausgebaut werden. Service-Learning ist für die Zukunft 

ganz wichtig. Wir von den FREIEN WÄHLERN haben sieben Jahre dafür gekämpft. 

Jetzt steht es endlich schwarz auf weiß im Enquete-Bericht. Es ist wichtig – in diesem 

Punkt stimme ich Herrn Huber zu –, dass wir im Themenfeld "Antidiskriminierung und 

Antirassismus" einstimmig beschlossen haben, Diskriminierung und Rassismus in 

Bayern keinen Platz zu geben. Schulen werden aufgefordert, Projekte und Maßnah-

men durchzuführen. Dabei muss eine Anerkennung der sozialen, kulturellen und öko-

nomischen Potenziale von Migranten erfolgen.

Im Themenfeld "Wirtschaft und Arbeitsmarkt" ist einiges beschlossen worden, aber 

vieles auch nicht. Die Forderung, Planungssicherheit für Geduldete und Rechtssicher-

heit für Unternehmen zu erhöhen, ist wichtig. Der ländliche Raum muss in enger Ab-

stimmung mit den Kommunen gestärkt werden.Einheimische und Migranten brauchen 
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eine Perspektive. Bei diesem Thema haben wir keine Mehrheit gefunden. Wir haben 

in der Enquete-Kommission sehr lange darüber diskutiert.

Beim Themenfeld "Wohnen und Stadtentwicklung" gab es dreizehn einvernehmliche 

Punkte, die von allen getragen wurden. Hierzu zählt beispielsweise die Bevorzugung 

von kleinen, also dezentralen Gemeinschaftsunterkünften. Zudem sollte es keinen ein-

seitigen Wohnungsbau für bestimmte Gruppen geben. Auch sollte es Steueranreize 

für die Bereitstellung kostengünstigen Wohnraums geben. Die Bevorzugung dezentra-

ler Einrichtungen ist zwar positiv, aber die Realität der vergangenen Monate und Jahre 

hat anders ausgesehen. Dezentrale Unterkünfte wurden teilweise ohne Absprache mit 

den Betroffenen geschlossen. Auch bei den Helferkreisen gab es deswegen großen 

Frust. In diesem Zusammenhang wollen wir uns ausdrücklich für die Arbeit der Hel-

ferkreise bedanken. Dieser Punkt ist in unseren Leitlinien explizit enthalten. Das wurde 

von allen beschlossen. Hier haben wir noch Handlungsbedarf.

Natürlich entstehen durch Integration auch Mehrkosten, beispielsweise bei den Woh-

nungsbaugenossenschaften oder bei Kindergärten. Die Mehrkosten müssen vom 

Staat getragen werden und dürfen nicht auf die Kommunen abgewälzt werden. Das ist 

ein wichtiger Punkt. Beispielsweise wurde auch die Kostenübernahme von Dolmet-

schergebühren abgelehnt. Das müssen wir noch verbessern. Auch erhalten Menschen 

mit Migrationshintergrund keinen Sitz im Rundfunkrat.

Nun komme ich zum Schluss. Welche Aspekte sind für die FREIEN WÄHLER zur Um-

setzung der Integration wichtig? – Herr Huber hat erwähnt, dass sehr viele Handlungs-

empfehlungen einstimmig beschlossen worden sind. Jedoch seien dies lediglich Anre-

gungen, die nicht zwingend umgesetzt werden müssten. Für die FREIEN WÄHLER ist 

es aber wichtig und notwendig, dass die einstimmig angenommenen Handlungsemp-

fehlungen auch umgesetzt werden. Dies soll dann eben in der nächsten Legislaturpe-

riode stattfinden; denn nur dann hat sich die Arbeit der Enquete-Kommission gelohnt. 

Wenn der Bericht nur eine Bettlektüre für Kommunalpolitiker am Ende eines arbeitsrei-
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chen Tages werden soll, kann er gleich in den Papierkorb geworfen werden. Insge-

samt müssen mehr Schlussfolgerungen aus dem Bericht gezogen werden.

Was ist für die FREIEN WÄHLER wichtig? – Erstens. Das Erlernen der deutschen 

Sprache ist eine entscheidende Voraussetzung für die Integration. Zweitens. Integra-

tion muss von unten nach oben erfolgen. Kommunen müssen finanziell und personell 

unterstützt werden.

(Tobias Reiß (CSU): Logisch!)

Die CSU behauptet zwar, dass sie das schon macht. Fragt man jedoch nach den Per-

sonalkosten, auf denen die Kommunen sitzen bleiben, dann stellt man fest, diese Mit-

tel fehlen. Im Jahr 2016 sind die Kommunen auf Personalkosten in Höhe von 550 Mil-

lionen Euro sitzen geblieben. Diese Kosten wurden nicht ersetzt. Aber die Kommunen 

müssen die Integration umsetzen. Für eine gelingende Integration müssen auch die 

Strukturen stimmen. Für Bayern sind flächendeckend Integrationsbeiräte bzw. Integra-

tionsbeauftragte notwendig. Bisher haben dies nur 27 Landkreise, also 38 %. Aber 

das ist zu wenig. Das müsste vielleicht auch gesetzlich verankert werden, wie dies be-

reits in Rheinland-Pfalz, Hessen und Nordrhein-Westfalen der Fall ist. Wir wollen das 

bestehende Integrationsgesetz auf jeden Fall verändern und verbessern.

Wir brauchen einen Integrationsbeauftragten bzw. eine Integrationsbeauftragte. Diese 

Person soll vom Landtag gewählt und nicht einseitig vom Ministerpräsidenten be-

stimmt werden. Integration ist auch im Landtag eine Gemeinschaftsaufgabe. Wenn 

diese Person vom Landtag gewählt würde, wäre die Akzeptanz viel größer. Wir wer-

den das in der nächsten Legislaturperiode noch einmal angehen.

Wichtig ist auch die Aufwertung des bestehenden Integrationsrates. Diesen gibt es, 

und das ist positiv. Was macht der Integrationsrat? – Er muss konkrete Beschlüsse 

fassen. Der letzte Beschluss des Integrationsrates stammt aus dem Jahr 2013. Der In-

tegrationsrat, in welchem wichtige gesellschaftliche Gruppen vertreten sind, hat sich 

nicht einmal zum Integrationsgesetz geäußert. Das kann nicht sein. Das ist ein No-Go. 
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Der Integrationsrat muss eine "Muss-Einrichtung" sein. Im Integrationsgesetz steht 

aber, dass ihn der Integrationsbeauftragte berufen kann oder eben nicht. Es steht 

nicht einmal drin, wie viele Sitzungen er haben soll. Das ist zu wenig, wenn wir die In-

tegration als gesamtgesellschaftliches Aufgabenfeld ernst nehmen wollen. Wir, die 

FREIEN WÄHLER, sind der Meinung, dass der Integrationsrat an den Sozialaus-

schuss angedockt werden muss. Der Integrationsrat muss in der Zukunft eine feste 

Struktur erhalten. Zudem muss eine Mindestanzahl an Sitzungen festgelegt werden. 

Auch muss eine Aufwertung stattfinden. Die Beteiligten fahren mit sehr großen Erwar-

tungen nach München und diskutieren eifrig über die einzelnen Themengebiete. Wenn 

sie wieder nach Hause fahren, merken sie oft nichts von der Umsetzung der Themen.

Ein Vorschlag von uns ist, dass die großen Städte einen Integrationsbericht erstellen. 

So könnte die Umsetzung der Integration in den Kommunen besser beobachtet wer-

den. Das hat beispielsweise die Stadt München kürzlich gemacht.

Ich sage noch einmal: Die Enquete-Kommission hat insgesamt 186 Handlungsemp-

fehlungen mehrheitlich verabschiedet. Aber das kann nicht das Ende sein. Herr Huber, 

wir müssen diese Handlungsempfehlungen umsetzen und nicht nur lesen und dann 

bestimmte Handlungsempfehlungen rauspicken, die umgesetzt werden sollen.

Bei der Enquete-Kommission "Jungsein in Bayern" haben wir fünf Jahre gebraucht, bis 

wir gemerkt haben, dass wir über bestimmte Themen noch gar nicht diskutiert haben. 

Das war im letzten Jahr. Es kann nicht sein, dass wir wieder ein paar Jahre warten, bis 

wir die Handlungsempfehlungen umsetzen. Nein, die Enquete-Kommission wäre wir-

kungslos, wenn wir die Handlungsempfehlungen nicht umsetzen bzw. zumindest den 

Versuch unternehmen. Das sollten wir in der nächsten Legislaturperiode tun.

Zum Schluss komme ich auf den Landtagsbeschluss vom 27.11.1952 zu sprechen. 

Den hat Arif Taşdelen bereits angesprochen. Dieser Beschluss ist von allen verges-

sen. 1952 wurde das Singen der Nationalhymne und der Bayernhymne in allen Schu-

len beschlossen. Dies wurde überall vergessen. Das kann man zwar machen, das hat 
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aber nur eine geringe Bedeutung, wenn es um die Umsetzung der Ideen der Integra-

tion geht.

Wir, die FREIEN WÄHLER – das haben Sie vielleicht in den vergangenen Wochen 

und Monaten gemerkt –, gehen mit den Punkten pragmatisch um und versuchen, das 

Beste für die Kommunen zu erreichen. Wir werden auch in Zukunft noch stärker als 

bisher ideologiefreie und pragmatische Lösungsansätze anbieten. Wir, die FREIEN 

WÄHLER, sind stark. Wir, die FREIEN WÄHLER, sind in der Mitte Bayerns verwurzelt. 

Wir hoffen, dass es mit der Integration in Bayern noch weiter vorwärts geht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Angelika Weikert (SPD): Mit einem Hang 

zum rechten Rand!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Herr Dr. Fahn. – Die nächste Red-

nerin ist die Kollegin Christine Kamm. Bitte schön, Frau Kamm.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen, sehr geehrte Expertinnen und Experten der Integrations-Enquete-Kom-

mission, liebe Mitglieder der Integrations-Enquete-Kommission im Landtag! Integration 

ist eine Querschnittsaufgabe. Deswegen haben wir uns auch mit allen Themenfeldern 

beschäftigt. Ich bin schon froh, dass immerhin Herr Kultusminister Sibler und die Frau 

Landwirtschaftsministerin Kaniber anwesend sind. Integration ist eine Querschnittsauf-

gabe und betrifft alle Ressorts und alle Bereiche. Wenn wir aber so weitermachen wie 

bisher, kommen wir nicht weiter. Ich erwarte schon, dass Vertreter aus allen Ministeri-

en anwesend sind. Ich bitte darum, die Minister und Ministerinnen zu informieren, dass 

wir gerade über eine wichtige Aufgabe diskutieren, von der auch die Zukunft in Bayern 

maßgeblich abhängt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abgeordneten Angelika Weikert (SPD))
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Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Kollegin, soll ich das als Geschäftsord-

nungsantrag auf Herbeirufung der Staatsregierung interpretieren? Stellen Sie diesen 

Antrag?

Christine Kamm (GRÜNE): Ja, ich stelle den Antrag für unsere Fraktion. Minister 

oder Staatssekretäre aus allen Ministerien sollen anwesend sein; denn Integration ist 

eine Querschnittsaufgabe, von der die Zukunft in Bayern maßgeblich abhängt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Einen Moment bitte, Frau Kollegin.

Frau Kollegin, darf ich Sie bitten, noch einmal Platz zu nehmen? Sie haben einen Ge-

schäftsordnungsantrag gestellt. Ich frage nun: Gibt es eine Gegenrede dazu?

(Wortmeldung des Abgeordneten Tobias Reiß (CSU))

Herr Kollege, bitte schön.

Tobias Reiß (CSU): Die Staatsregierung ist vertreten durch Staatsminister Bernd Sib-

ler, der dieser Debatte beiwohnt. Der Innenstaatssekretär ist anwesend, der Innenmi-

nister war bis vorhin anwesend und hat dieser Debatte zugehört. Wir erachten es des-

halb nicht für erforderlich, die Staatsregierung herbeizurufen. Wir lehnen den Antrag 

ab.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Nun lasse ich über den Geschäftsordnungsan-

trag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN abstimmen. Wer dem Ge-

schäftsordnungsantrag zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

die SPD-Fraktion, die Fraktion der FREIEN WÄHLER und die Fraktion des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen, bitte! – Das ist die CSU-Fraktion.

(Alexander Muthmann (fraktionslos): Wir sind auch dafür!)
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Gibt es Enthaltungen? – Keine. Damit ist dieser Antrag angenommen. Frau Kollegin 

Claudia Stamm (fraktionslos) und Herr Kollege Muthmann (fraktionslos) haben zuge-

stimmt.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN – Unruhe bei 

der CSU)

Ich höre, das Stimmergebnis wird seitens der CSU-Fraktion angezweifelt.

(Unruhe bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN – Georg Ro-

senthal (SPD): Wir sind viel mehr! – Gisela Sengl (GRÜNE): Auszählen! – Anhal-

tende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Kolleginnen und Kollegen, die CSU-Fraktion hat das Recht, dieses Ergebnis anzu-

zweifeln. Unsere Geschäftsordnung sieht Zählen nicht vor. Ich führe deshalb einen 

Hammelsprung durch.

(Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Das ist doch eindeutig! Die sind doch eindeutig 

viel weniger! – Isabell Zacharias (SPD): Das ist unmoralisch! – Dr. Paul Wengert 

(SPD): Skandalös ist das! – Anhaltende allgemeine Unruhe)

Kolleginnen und Kollegen, ich darf Sie auffordern, nun den Saal zu verlassen und 

dann zu den entsprechenden Türen wieder hereinzukommen, sobald die Türen vorbe-

reitet sind. Bitte verlassen Sie den Saal, wir wollen den Hammelsprung durchführen.

(Abstimmung gemäß § 129 Absatz 2 BayLTGeschO)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich freue mich, dass der Saal jetzt gut gefüllt ist. Ich 

gebe das Ergebnis des Hammelsprungs bekannt. Mit Nein haben 74 gestimmt, mit Ja 

haben 53 gestimmt. Es gab keine Enthaltung. – Damit ist der Geschäftsordnungsan-

trag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN abgelehnt.

Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen die Aussprache jetzt wieder auf. Ich bitte, sich 

hinzusetzen, damit wir mit der Aussprache fortfahren können.
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Ich erteile nun Frau Kollegin Kamm wieder das Wort. Bitte schön, Frau Kamm.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Integration

(Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

ist eine Querschnittsaufgabe. Es freut mich daher, dass jetzt auch der Herr Justizmi-

nister, der Herr Innenminister und der Herr Europaminister da sind. Auch der Vertreter 

der Staatskanzlei ist jetzt anwesend. Ich vermisse aber weiterhin die Sozialministerin 

und auch die Ministerin für Wohnen, Bau und Verkehr. Schade, dass sie nicht da sind. 

Vielleicht lesen sie aber wenigstens die Empfehlungen nach, die wir gemeinsam in der 

Enquete-Kommission zusammengetragen haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie steht es um die Integrationspolitik in Bayern? Wie stand es vor über zwei Jahren 

um die Integrationspolitik im Freistaat, als es die Idee unserer ehemaligen Fraktions-

vorsitzenden Margarete Bause war, eine Enquete-Kommission zum Thema Integration 

zu beantragen, einzubringen und voranzutreiben? Wie war die Situation? – Die 

Staatsregierung hatte sich bis dahin geweigert, einen Integrationsbericht vorzulegen. 

Den Bericht haben wir immer noch nicht, aber ich denke, das ist eine große Aufgabe 

für die nächste Legislaturperiode. Wir hatten damals den Antrag gestellt, einen sol-

chen Bericht anzufertigen. Der Bericht wurde auch mit Unterstützung des damaligen 

Integrationsbeauftragten Martin Neumeyer beschlossen. Der Bericht wurde aber leider 

nicht gegeben. Irgendwann gab es dann einen Bericht über die Arbeit des Integrati-

onsbeauftragten. Eigentlich wollten wir aber einen Bericht der Staatsregierung, in dem 

die Problemlagen der Integrationspolitik in Bayern beschrieben werden.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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Wir wollten die Arbeitsziele beschrieben bekommen, die sich die Staatsregierung beim 

Thema Integration vorgenommen hat. In dem Bericht hätten auch konkrete Hand-

lungsprogramme dargelegt werden sollen. Dann hätte auch über Erfolge bei der Ver-

wirklichung dieser Handlungsprogramme berichtet werden können. Leider gab es die-

sen Bericht nicht. Bis heute gibt es auch noch keine Handlungsprogramme. Vielleicht 

bietet aber der Bericht der Integrations-Enquete eine erste Grundlage, um ein solches 

Handlungsprogramm aufzustellen.

Die immer wiederkehrenden Versuche von Oppositionsfraktionen, Integrations- und 

Partizipationsgesetze in den Bayerischen Landtag einzubringen, wurden von der 

Mehrheitsfraktion leider stets abgelehnt. Das Gesetzeskonstrukt, das Sie hier einge-

bracht haben und Integrationsgesetz nennen, ist aber in keinem einzigen Artikel ein 

Integrationsgesetz, sondern es ist ein Integrationsverhinderungsgesetz. Es erfüllt nicht 

die Zielsetzung, die wir hier vorantreiben wollen, und es entspricht auch nicht den 

Empfehlungen der Integrations-Enquete. Ich hoffe, dieser Bericht wird dazu führen, 

dass in der nächsten Legislaturperiode des Landtags eine echte politische Teilhabe 

aller Menschen, die in Bayern leben, vorangetrieben wird.

Die Integrationsbeauftragten haben auf Landesebene bislang auch noch keine sub-

stanziellen Verbesserungsvorschläge einbringen können. Die Meinungen und Experti-

sen der Migrantinnen- und Migrantenorganisationen und die zahlreichen Vorstöße 

blieben weiterhin ungehört. Ihre Arbeit wird nicht im erforderlichen Umfang unterstützt. 

Auch dies muss sich ändern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eine leise Ahnung davon, welche Schätze von Integrationsprojekten ganz unter-

schiedlicher Art mit ganz unterschiedlichen Akteuren und Zielgruppen wir in Bayern 

haben, bekommt man in einer Bewerbungskommission für den Integrationspreis. Darin 

sieht man, welch tolle Initiativen sich bewerben und teilweise einen Preis bekommen. 

Die Preisträgerinnen und Preisträger haben immer fraktionsübergreifend große Be-
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geisterung ausgelöst und große Zustimmung bekommen. Wer waren diese Integrati-

onspreisträgerinnen und -preisträger? – Das waren Migrantinnen- und Migrantenorga-

nisationen, die trotz geringer Unterstützung, vielleicht nur mit der Unterstützung der 

einen oder anderen wohlwollenden Kommune, Erstaunliches vorangebracht haben. 

Sie haben beispielsweise Initiativen vorangebracht, die sich um Familien mit behinder-

ten Kindern kümmern. Sie haben Initiativen vorangebracht, die Trauerarbeit leisten 

usw. usf. Das ist wunderbar.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Aber das sind leider nur einzelne Projekte, die nicht vernetzt sind und denen es an 

einem tragenden Rahmen für eine gute Integrationspolitik in Bayern fehlt, die wir brau-

chen. Die Kommunen waren aktiv; die Migrantinnen- und Migrantenorganisationen 

waren aktiv; sehr viele Organisationen waren aktiv. Lediglich der Freistaat hat sich bis-

lang weitgehend seiner Verantwortung entzogen. Doch wir sollten hier gemeinsam 

tätig werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vieles läuft bei der Integration in Bayern gut. Es gibt erhebliche Erfolge zu verzeich-

nen. Es gibt eine erhebliche Zahl guter Projekte.

(Zustimmung bei Abgeordneten der CSU)

Aber es könnte natürlich sehr vieles besser laufen und leichter sein. Wenn man mit 

den Menschen spricht, die in den letzten Jahrzehnten zu uns gekommen sind, hört 

man oft: Ja, wenn ich ganz am Anfang einen vernünftigen Sprachkurs bekommen 

hätte, wenn mir jemand bei der Anerkennung eines früher ausgeübten Berufs geholfen 

hätte, was hätte dann aus mir werden können, welche berufliche und persönliche Kar-

riere hätte ich einschlagen können? – Wir sollten von ihnen lernen, wie Integration in 

Bayern besser gelingen kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Integration in Bayern ist sicherlich keine vorübergehende Sonderaufgabe, die mit be-

fristeten Projekten gelöst werden kann, sondern sie ist eine Daueraufgabe, die nach-

haltig und strukturell angegangen werden muss und einen vernünftigen Rahmen 

braucht.

Ich nenne einige Beispiele, mit denen wir uns in der Integrations-Enquete befasst 

haben. Ein Beispiel ist die "SchlaU-Schule". Hier erhalten Münchner Schülerinnen und 

Schüler neben dem Schulunterricht eine gezielte, intensive und individuelle Förde-

rung, die es ihnen ermöglicht, in relativ kurzer Zeit in das deutsche Regelschul- und 

Ausbildungssystem einzusteigen. Diese Schule hat Modellhaftes für ganz Deutschland 

geleistet. Es handelt sich um ein Integrationsmodell, das auf privater Basis in Bayern 

vorangebracht wurde und letztendlich ein Leuchtturm ist und zeigt, wie Integration in 

Deutschland besser werden kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Dachverband der Migrantinnen- und Migrantenorganisationen setzt sich für die 

gleichberechtigte politische, soziale, berufliche und kulturelle Teilhabe von Migrantin-

nen und Migranten am gesellschaftlichen Leben ein. Refugio München leistet eine 

wegweisende Arbeit für traumatisierte Flüchtlinge. Das Bayerische Bündnis für Tole-

ranz setzt sich für den Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung ein. Der Ausbil-

dungsring Ausländischer Unternehmer fördert die Ausbildung der aus dem Ausland 

stammenden Unternehmerinnen und Unternehmer und akquiriert auf diese Weise zu-

sätzliche Ausbildungsplätze insbesondere für Jugendliche mit Migrationshintergrund. 

Es gibt natürlich auch sehr engagierte Migrantinnen und Migranten, die ihre Landsleu-

te in muttersprachlichen Informationsveranstaltungen über das deutsche Gesundheits-

system und über die Notwendigkeit und die Möglichkeiten der gesundheitlichen Prä-

vention informieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bildung und Arbeit sind der Schlüssel zu gelingender 

Integration. Anders als Sie, Herr Huber, vorhin ausgeführt haben, hat es nicht allzu viel 
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Sinn, sich nur für die Bildung von Menschen mit – in Anführungszeichen – "guter Blei-

beperspektive" einzusetzen. Sie operieren hier mit einem äußerst schwammigen Be-

griff, der keineswegs vernünftig zu definieren ist, und Sie müssen sich letztendlich ein-

gestehen, dass viele Menschen, die Sie für Menschen mit guter oder nicht so guter 

Bleibeperspektive halten, doch teilweise begründet hier bleiben können und ihren Le-

bensweg weiterführen können. Es ergibt keinen Sinn, Leute zwei Jahre oder noch län-

ger auf vernünftige deutsche Integrationskurse warten zu lassen; damit ist niemandem 

gedient, auch unserer Gesellschaft nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abgeordneten Arif Taşdelen (SPD))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Integration braucht Verlässlichkeit, klare Regeln, Ver-

bindlichkeit und Sicherheit. Flüchtlinge ebenso wie die zahlreichen Ehrenamtlichen 

und Kommunen brauchen Klarheit über die Zugangschancen zu Bildungs-, Hilfs- und 

Beratungsangeboten. Dieser Rahmen ist immer wieder infrage gestellt. Wenn bei-

spielsweise Aufgaben von einem Ministerium auf das andere übergehen, wissen wir 

nicht, ob Sprachkurse weiterhin in gleicher Weise gefördert werden. Wenn der Bun-

desinnenminister wechselt, kann es sein, dass die Koordinierung der Ehrenamtlichen 

plötzlich nicht mehr gefördert werden kann usw. usf. Alle zwei Jahre neue Förderricht-

linien und alle zwei Jahre neue Regeln, das ist Gift für die Integration in Bayern.

Integration gelingt umso besser, je früher sie beginnt, am besten vom ersten Tag an. 

Sprach- und Integrationsangebote und auch das Recht, arbeiten zu dürfen, sollen vom 

ersten Tag an bestehen. Die hohe Motivation der zu uns Kommenden ist eine wichtige 

Ressource. Mich freut, dass ich von unseren Expertinnen und Experten wieder gehört 

habe, dass eine der am meisten motivierten Schülerinnen- und Schülergruppen dieje-

nige derjenigen Geflüchteten ist. Ihre Motivation ist sehr hoch und wird von allen ge-

schätzt, auch von vielen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Wir haben das Problem der Vorrangprüfung. Ich komme darauf zurück, weil Sie es 

vorhin erwähnt haben, Herr Huber. Mich freut, dass in der Integrations-Enquete die 

Empfehlung aufgenommen worden ist, die Vorrangprüfung zu streichen. Leider wurde 

ein diesbezüglicher Antrag von uns nahezu zeitgleich im Sozialausschuss abgelehnt. 

Das sind Pannen, die so nicht passieren sollten.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Eine Panne der CSU!)

– Es ist eine Panne der CSU gewesen, Herr Kollege Gehring. Ich denke, wir müssen 

konsistenter, zielgerichteter und klarer arbeiten.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abgeordneten Arif Taşdelen (SPD))

Integration findet vor allen Dingen dort statt, wo Menschen leben und arbeiten: in den 

Kommunen. Die Kommunen haben es verdient, in ihrer Arbeit besser unterstützt zu 

werden.

Eine bessere Unterstützung verdient haben auch die Einrichtungen, die sich um Bil-

dung kümmern: die Schulen, die Kindertagesstätten und diejenigen Einrichtungen, die 

quasi die erste Arbeit in der Bildung leisten. Hier ist einiges zu tun. Das wäre sinnhaf-

ter als manches andere, was man tut, um irgendetwas abzuschirmen, um Segregation 

voranzutreiben, um Leute bis zu zwei Jahre in irgendwelche Aufnahmeeinrichtungen 

zu stecken. Damit wird Integration verhindert und für einen sehr langen Zeitraum un-

terbrochen. Das dient nicht der Integration. Mich freut, dass wir zumindest eine Ver-

ständigung darüber erzielt haben, dass die dezentrale Unterbringung sinnvoll ist und 

Integration hier bevorzugt stattfindet.

Wir haben eine ganze Menge von Empfehlungen. Die Kolleginnen und Kollegen 

haben sie schon vorgetragen. Mir ist sehr wichtig, dass wir insbesondere die Themen 

Bildung, Nachqualifizierung in Deutsch, Unterkünfte sowie Schule und Arbeitsplatz vo-

ranbringen. Die zahlreichen Handlungsempfehlungen zeigen, dass wir großen Nach-

hol- und Handlungsbedarf haben. Hier gilt es anzupacken.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Es gilt, anzupacken und die verschiedenen Projekte umzusetzen, statt sich in mehr 

oder weniger ideologiegeprägte Auseinandersetzungen zu vertiefen. Die Zahl der Ge-

flüchteten ist nun im zweiten Jahr in Folge gesunken. Sie taugt nicht als Dämon und 

auch nicht, um vernünftige Integrationsarbeit abzuwehren. Wir sollten dafür sorgen, 

dass das, was wir den jungen Leuten sagen, nämlich "Fördern und fordern, dann wird 

aus euch etwas!", auch wirklich gelebt werden kann.

Von dem folgenden Fall habe ich in den letzten Tagen von unterschiedlichen Ehren-

amtlichen gehört: Ein junger Mann war Klassensprecher, befand sich mitten in der 

Phase seines Mittelschulabschlusses und hätte den Quali vermutlich geschafft. Nach 

den ersten zwei Prüfungstagen ist er morgens in der Früh abgeholt worden, um nach 

Kabul geflogen zu werden. Er konnte den Lohn seiner Mühe, nämlich den Schulab-

schluss, nicht mehr erreichen, weil er die letzten zwei Prüfungen nicht mehr machen 

konnte. Das ist eine unglaubliche Sauerei. Ich weiß nicht, was hier in Bayern in den 

Ausländerbehörden passiert und was hier gedacht wird.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Herr Innenminister, erfassen Sie eigentlich, welche Menschen Sie abschieben? – Sie 

sagen immer, es seien Kriminelle usw. Aber von den 51 Personen aus Bayern, die Sie 

abgeschoben haben, waren ganz klar und nach ihren eigenen Worten 46 nicht krimi-

nell. Unter ihnen waren Leute wie der erwähnte junge Mann, der Klassensprecher war 

und sich mitten in der Phase des Mittelschulabschlusses befand. Darunter waren auch 

andere, die eine gute Perspektive hatten, in einem Mangelberuf, zum Beispiel als Pfle-

gehelfer, tätig zu werden.

Ich höre mit Freuden immer wieder von Ihnen, dass Sie ein Einwanderungsgesetz 

wollen. Dann bitte ich Sie: Schieben Sie doch genau die, die mit einem solchen Ein-

wanderungsgesetz infrage kommen würden, hierbleiben zu können, nicht mehr ab! 
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Sehen Sie doch einfach zu, dass die Leute bei uns bleiben können! Wir sagen ganz 

klar: Ausbildung geht vor Abschiebung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie kommen immer mit Ihrer Leitkultur daher. Deshalb sage ich noch etwas dazu. Ich 

habe immer noch nicht kapiert, was Ihre Leitkultur ist. Womöglich ist Ihre Leitkultur 

das, was an Seehofers Geburtstag passiert ist. Er hat gesagt: Ich bin heute 69 gewor-

den; heute habe wir 69 Menschen abgeschoben. – Wenn das Ihre Leitkultur ist, ist das 

ganz klar nicht meine Leitkultur.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Mit so einer Kultur schaffen wir keine Integration in Bayern. Daran muss etwas geän-

dert werden.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Frau Kollegin Kamm. Bleiben Sie 

bitte am Pult. Zu einer Zwischenbemerkung hat sich die Kollegin Mechthilde Wittmann 

gemeldet. Bitte schön, Frau Wittmann.

Mechthilde Wittmann (CSU): (Von der Rednerin nicht autorisiert) Sehr geehrte Frau 

Präsidentin, liebe Kollegin Kamm, ich darf Ihnen mitteilen, dass der Bericht der Inte-

grationsbeauftragten fertig ist. Er wird im Kabinett vorgestellt. Wir suchen, weil das die 

Geschäftsordnung bislang nicht vorsieht, ein Format, um ihn auch dem Landtag vorzu-

stellen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Frau Kollegin. – Frau Kamm, bitte 

schön.
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Christine Kamm (GRÜNE): Ich freue mich sehr, dass es einen Bericht der Integrati-

onsbeauftragten gibt, herzlichen Dank dafür! Ich möchte aber auch einen Bericht der 

Staatsregierung.

(Zuruf von der CSU)

– Die Staatsregierung ist nicht die Integrationsbeauftragte; da gibt es einen Unter-

schied. Ich erwarte, dass ein ganz klares Handlungsprogramm der Staatsregierung 

verabschiedet wird und wir davon unsere Integrationsmaßnahmen ableiten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Frau Kollegin Kamm. – Nächste 

Rednerin ist die Kollegin Weikert. Bitte schön, Frau Weikert.

Angelika Weikert (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Bevor ich zum 

eigentlichen Sachthema komme, werfe ich im Namen der SPD-Fraktion der CSU-

Fraktion hier im Parlament einen Missbrauch der Geschäftsordnung vor.

(Beifall bei der SPD)

Wenn nach einfachem Zählen – so weit können wir das – nachweislich zehn Abgeord-

nete aus den Oppositionsparteien mehr im Raum sind als aus der Mehrheitspartei,

(Tobias Reiß (CSU): Hat die Präsidentin einen Missbrauch der Geschäftsordnung 

betrieben?)

hat man einen Geschäftsordnungsantrag, der von der Präsidentin sehr wohl als ange-

nommen festgestellt wurde, auch zu akzeptieren.

(Beifall bei der SPD – Tobias Reiß (CSU): Das geht gar nicht während einer 

Rede! Das ist während einer Rede nicht möglich!)

Ich will dann auch aufhören und zum eigentlichen Thema kommen.
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Frau Präsidentin, ich spreche Ihnen meinen ausdrücklichen Respekt aus. Sie haben 

sich sehr korrekt verhalten. Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Tobias Reiß (CSU): Das Gegenteil ist der Fall!)

Jetzt komme ich zum Thema. – Kolleginnen und Kollegen, noch anwesende Mitglieder 

der Enquete-Kommission – einige mussten schon gehen –, ich möchte am Anfang 

meiner Ausführungen – ich habe nur noch knapp 7 Minuten – ein paar persönliche 

Eindrücke wiedergeben.

Ich war in diesen 28 Sitzungen, bis auf eine, praktisch immer vom Anfang bis zum 

Ende da. Nach einer stürmischen Anfangsphase und heftigen Sitzungen, bei denen 

die Kollegin Bause noch dabei war, hat sich bei mir in den Folgesitzungen der Kom-

mission der Eindruck verfestigt, dass die Debatte und Diskussion von den Vertretern 

der CSU – ich spreche hier ausdrücklich die Abgeordneten an – lustlos geführt wurde. 

Ich bin höflich, wenn ich "lustlos" sage. Ich sage das nicht über die Experten, die von 

der CSU benannt wurden, sondern ausdrücklich über die Kolleginnen und Kollegen 

von der CSU.

Kollege Blume, der Chefstratege der CSU, war so gut wie nie anwesend. Er hat seine 

Politik und seine Vorstellungen in Talkshows wiedergegeben und leider vieles außer-

halb des Parlaments, aber eben nicht in der Enquete-Kommission diskutiert. Leider 

hat er letztlich nicht mit den, wie ausdrücklich gesagt wurde, wirklich namhaften und 

sehr exponierten Expertinnen und Experten diskutiert und dabei vielleicht seine Posi-

tionen auch auf den Prüfstand gestellt. Stattdessen wurde das, wie gesagt, außerhalb 

des Parlaments in Politik-Talkshows gemacht. Da hat sich eine Verrohung der Sprache 

eingestellt.

Ich kann an dieser Stelle nur auf das ZDF-Sommerinterview unseres Bundespräsiden-

ten Frank-Walter Steinmeier am Sonntag verweisen, der den erbittert geführten Asyl-

streit in der Union heftig kritisiert und vor einer Verrohung der Sprache gewarnt hat.
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(Zuruf von der CSU)

Sein Appell lautete: "Wir müssen zurück zur Vernunft."

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, mein Eindruck ist und ich stelle fest: Wir haben eine große 

Chance versäumt, die die Enquete-Kommission gehabt hätte, wenn man sie ergriffen 

hätte. Für mich hätte diese große Chance darin bestanden, dass wir der Zivilgesell-

schaft, der aufnehmenden Gesellschaft, denjenigen, die als Helferinnen und Helfer un-

terwegs sind, denjenigen, die als Lehrer und Sozialpädagogen in den Kirchen und in 

den Verbänden aktiv sind, um Menschen, die bei uns Schutz und Hilfe suchen, zu in-

tegrieren, die Hand reichen. Wir haben ihnen viel zu wenig die Hand gereicht und 

letztlich die Zivilgesellschaft nicht in das eingebunden, was unsere politischen Leitlini-

en sein sollen. Ich spreche hier nicht von den so oft zitierten Handlungsempfehlungen, 

sondern eher von der Debatte, die außerhalb des Parlaments geführt wird.

Nur ein paar Beispiele: Die Unterzeichner der Resolution des 1. Fränkischen Asylgip-

fels zur Verweigerung von Ausbildungserlaubnissen haben geschrieben: "Das ist eine 

kurzsichtige und gefährliche politische Wendung zu unnötiger Härte gegenüber Men-

schen, die sich hier bereits gut integriert haben." Der Evangelische Landesbischof 

Bedford-Strohm zeigte sich in einem Interview vor wenigen Tagen "besorgt und trau-

rig" über die Kompromisslosigkeit, mit der der Streit zwischen CDU und CSU geführt 

wird. Die Caritas, ein Ihnen sehr nahe stehendes Sozialunternehmen, warnt vor einem 

unwürdigen Umgang mit Flüchtlingen.

Kolleginnen und Kollegen, was ich mit diesen wenigen Zitaten – ich könnte 30 Minuten 

Redezeit damit ausfüllen – sagen will, ist das, was ich vorhin festgestellt habe: dass 

wir in dieser Enquete-Kommission nicht zu der Einsicht gelangt sind, dass wir, wie Sie, 

Kollege Huber, gesagt haben, das Ganze letztlich miteinander regeln und in unserer 

Gesellschaft etablieren müssen. Stattdessen wählen Sie, wie betont, außerhalb der 

Kommission eine harte Sprache. Damit holen Sie – ich sage es mal so – Geister aus 
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einer Flasche, von denen ich im Sinne dieses Parlaments und unserer Demokratie 

hoffe, dass wir sie im Herbst wieder einfangen können.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, ich will noch auf zwei Aspekte eingehen. Leider habe ich 

nicht mehr viel Redezeit. Ich muss das mit der Bleibeperspektive einfach noch mal 

klarstellen: Ein Bleiberecht hat jemand nicht erst dann, wenn ein rechtliches Verfahren 

dazu abgeschlossen ist. Ein rechtliches Verfahren ist mit der Zusendung eines Ent-

scheids des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge noch nicht abgeschlossen, son-

dern es gibt dann – so sieht es unser Rechtsstaat vor – viele Möglichkeiten, dagegen 

Einspruch zu erheben usw. Das Thema der Bleibeperspektive ist also ein Kunstgriff, 

der keiner rechtlichen Begrifflichkeit Stand hält. Dieser Kunstgriff wird von Ihnen be-

nutzt, um sich letztlich abzuschotten. Er wird dazu angewandt, ausgerechnet Men-

schen – Kollegin Kamm hat dazu gerade noch einmal Beispiele erwähnt –, die hier In-

tegrationsleistungen erbracht haben und solche nach unserer Meinung auch 

bekommen sollten, die hier schon viel Vorleistung gebracht haben, nicht in den gesell-

schaftspolitischen Prozess einzufügen.

Was ich in diesem Zusammenhang sehr bedauerlich finde und was Kollege Huber 

sogar positiv herausgearbeitet hat:

(Abgeordnete Angelika Weikert spricht den Experten Hain (Bundesagentur für Ar-

beit) auf der Besuchertribüne an.)

– Sie von der Bundesagentur für Arbeit sind noch da. Sie haben uns eindringlich ge-

schildert, wie aufnahmefähig der bayerische Arbeitsmarkt ist und wie wichtig und not-

wendig es wäre, Handwerkskammern und IHK mehr Möglichkeiten zu geben, um 

junge Flüchtlinge als Auszubildende aufzunehmen. Damit könnten sie, wie schon be-

tont worden ist, das Integrationsgesetz und die 3-plus-2-Regelung ausfüllen.
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Zwei Gedanken noch: Der Streit zwischen CDU und CSU hat eine positive Seite. Wir 

haben uns entschieden und es ist festgeschrieben, dass es noch in diesem Jahr ein 

Einwanderungsgesetz geben wird. Sie sprechen vom Fachkräftenachholgesetz oder 

wie auch immer Sie es nennen. Ich kann mich hier nur der Kollegin Kamm anschlie-

ßen: Bitte schaffen Sie Möglichkeiten, um diejenigen, die schon einige Zeit da sind, die 

gut integriert sind und gute schulische Leistungen erbringen, in das Fachkräftenach-

holgesetz zu integrieren. Bitte schließen Sie diese Menschen nicht aus!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kollegin, darf ich Sie an die Zeit erin-

nern?

Angelika Weikert (SPD): Ich weiß, aber ich habe am Anfang auch etwas zur Ge-

schäftsordnung – – Okay, ich muss schließen, ich weiß.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Es steht Ihnen frei, wozu Sie reden.

Angelika Weikert (SPD): Ich wollte das Zitat von Nida-Rümelin zurechtrücken. Ich 

verweise auf die Seite 237. Dort kann jeder nachlesen, was Nida-Rümelin im Original 

gesagt hat.

Ich werde dem neuen Parlament im Herbst nicht mehr angehören. Ich wünsche uns 

eine gute Zusammensetzung des Parlaments und hoffe, dass man sich in der bevor-

stehenden Wahlkampfzeit an den Appell unseres Bundespräsidenten hält, an seinen 

Aufruf zur Vernunft.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön. – Als Nächster hat der Kolle-

ge Hanisch von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Joachim Hanisch (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte 

Damen und Herren! Dieser Integrationsbericht ist sicherlich ein ganz wesentliches 
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Stück, an das sich der Landtag in Zukunft halten kann oder auch nicht. Hierin haben 

wir zumindest die Meinungen festgeschrieben. Eine erfreuliche Tatsache ist, dass in 

vielen Bereichen einheitliche Voten abgegeben worden sind.

Ich persönlich möchte mich auf den Bereich "Kommunales" konzentrieren. Das ist 

zwar nur ein Bereich von vielen, aber Sie sehen, dass die FREIEN WÄHLER diesem 

Bereich sehr viel Bedeutung einräumen.

Meine Damen und Herren, als die Flüchtlingskrise auf dem Höhepunkt war und viele 

nicht mehr ein und aus wussten, wie die Probleme zu lösen sind und wie Integration 

überhaupt beginnen kann, haben die Kommunen in Bayern angepackt und ihre Aufga-

ben gesehen. Sie wussten, was zu tun ist, weil die kommunale Ebene seit Jahrzehn-

ten Integration – gleich in welchem Umfang – betrieben hat.Die Bürgerinnen und Bür-

ger und viele Organisationen haben gewusst, was zu tun ist, und haben den Bereich 

der Integration mit Leben erfüllt. Deshalb auch von unserer Fraktion ein herzliches 

Dankeschön an alle draußen an der Basis.

In der Einleitung zu diesem Bericht steht auch die Bedeutung der Kommunen. Aber 

spätestens dann, wenn man nachschaut, von wie vielen Handlungsempfehlungen die 

Kommunen betroffen sind, stellt man fest, dass es insgesamt 29 Handlungsempfeh-

lungen sind. Nur bei sieben dieser Handlungsempfehlungen war man der gleichen 

Meinung, bei vier gab es Mehrheitsvoten der CSU, und bei 17 gab es Minderheitsvo-

ten. Das zeigt eigentlich schon, dass hier sehr unterschiedliche Auffassungen beste-

hen, gerade dann, wenn es um diejenigen geht, die die Hauptaufgaben gemacht 

haben. Das stört mich ein bisschen an der ganzen Konstellation, weil ich meine, dass 

man hier der Verantwortung nicht gerecht geworden ist.

Bei Integration geht es auch darum, dass Geld fließt. Man hat die Kommunen lange 

allein gelassen. Erst nach und nach ist der Staat zu Hilfe geeilt, aber einige Bereiche 

sind heute nicht geregelt. Sie konnten auch in der Enquete-Kommission nicht geregelt 

werden. Eine sichere Finanzierung fehlt. Das Geld, das vom Bund an die Länder ge-
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geben wird, wird gleichmäßig über den Finanzausgleich an die Kommunen verteilt, 

wohl wissend, dass es jede Menge Kommunen gibt, die keine Asylbewerber haben 

und die keine Flüchtlinge aufgenommen haben. Andere Kommunen hingegen haben 

jede Menge Flüchtlinge aufgenommen. Diesem Umstand wird man nicht gerecht. Wir 

fordern einen eigenen Topf, kein Geld aus den Mitteln des Finanzausgleichs, damit 

man all diesen verschiedenen Kriterien Rechnung tragen kann. Das geschieht leider 

Gottes nicht. Wir werden auch in der nächsten Legislaturperiode darum kämpfen müs-

sen.

Personal- und Sachkosten der Kommunen werden derzeit den Kommunen überhaupt 

nicht erstattet. Das wird von den kommunalen Spitzenverbänden immer wieder gerügt. 

Das kann man nicht einfach im Raum stehenlassen. Auch da ist wieder diese Un-

gleichbehandlung von Kommunen, die eine Menge Leute aufgenommen haben, und 

anderer Kommunen, die niemanden aufgenommen haben. Das wird der Sache nicht 

gerecht. Für manche Kommunen, die wirtschaftlich nicht so gut gestellt sind, ist das 

wirklich ein ganz entscheidendes Problem.

Integration ist eine Gemeinschaftsaufgabe. Diese Aufgabe muss auch gemeinschaft-

lich gelöst werden. Das Geld kann nicht nach dem Gießkannenprinzip verteilt werden. 

Es ist vielmehr dorthin zu verteilen, wo die Aufgaben anfallen. Wir, die FREIEN WÄH-

LER, sind der Auffassung, dass zumindest ein zweckgebundenes Budget für die Kom-

munen gebildet werden muss. Auch das ist in einem Minderheitenvotum angeschnit-

ten worden. Da waren sich alle Oppositionsparteien einig, aber es handelt sich nur um 

ein Minderheitenvotum.

Ich wünsche mir, dass die Integration auch in Zukunft in Bayern effektiv gestaltet wer-

den kann und dass wir alle zusammen mithelfen. Dann ist das, glaube ich, eine dank-

bare Aufgabe, die mit Sicherheit bei einer vernünftigen Ausrichtung gelöst werden 

kann. Für die Zukunft ist es wichtig, dass wir uns dieser Aufgabe weiterhin widmen. 

Gut ist, dass wir jetzt Richtlinien haben, nach denen wir arbeiten können, und dass wir 

wissen, welche Meinungen die einzelnen Parteien vertreten haben. Wir müssen aber 
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versuchen, in allen Bereichen, zu denen es Minderheitenvoten gibt, in der nächsten 

Legislaturperiode weiterzuarbeiten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke schön, Herr Kollege. – Weitere Wort-

meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich danke allen 

Beteiligten, die an der Erstellung dieses Berichts mitgewirkt haben. Im Übrigen ist alles 

gesagt. Damit ist der Tagesordnungspunkt erledigt.
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